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Mit zielführender Moderation und 
Präsentation zum Erfolg – auch in der Justitz

Petra Henning, M.A. und Dipl.-Verwaltungswirtin, Organisationsberatung, Berlin

1.	 Präsentation
	 1.1.	 Präsentationsarten
	 1.2.	 Der Präsentierende (Elemente einer Präsentation)
	 1.3.	 Das Publikum
	 1.4.	 Aufbau einer Präsentation (Phasen)
	 1.5.	 Gestaltung einer PowerPoint-Präsentation
2.	Moderation
	 2.1.	 Einsatzbereiche
	 2.2.	Merkmale einer Moderation
	 2.3.	Rolle und Aufgaben des Moderators
	 2.4.	Haltungen
	 2.5.	Umgang mit Widerständen/Störungen
	 2.6.	Phasen der Moderation
	 2.7.	 Vorbereitung
3.	Setting (Ort, Ausstattung, Versorgung etc.)
4.	Visualisieren mit Flipchart
5.	Kreativtechniken / Lösungsfokussierung
	 5.1.	 Lösungsfindung durch Fragen
	 5.2.	635-Methode/Brainwriting
	 5.3.	Morphologischer Kasten
6.	Quellennachweis/Bildnachweis

	 Hinweis: Zur besseren Lesbarkeit wird in dieser Lehrunter-
lage bei Personenbenennungen wie Mitarbeiter, Organisator 
usw. stets die männliche Form verwendet. Wir weisen aus-
drücklich darauf hin, dass im Sinne der Umsetzung des Gen-
der Mainstreaming in der Aus- und Weiterbildung gleicherma-
ßen alle Geschlechter angesprochen werden.

	 1. Präsentation

	 Vorbetrachtung – Wann ist eine Präsentation gelungen?

	 Eine Präsentation ist dann gelungen, wenn beim Publikum 
das „angekommen“ ist, was der Präsentierende beabsichtigt 
hat.

	 Hierzu sind folgende Vorüberlegungen anzustellen:

•	 Was will ich deutlich machen? - Ziel
•	 Wie kann ich sicherstellen, dass das „ankommt“, was „an-

kommen“ soll? – Methode
•	 Woher weiß ich, was „angekommen“ ist? – Feedback, Eva-

luation
•	 Wer ist mein Publikum? – Zielgruppe
––––––––––––––
*  Der Beitrag basiert auf einer Fortbildung zum Thema „Moderation und Prä-
sentation im Arbeitsfeld der Justiz“ am 12. und 13. Dezember 2018 in der Aka-
demie Sankelmark.

	 1.2. Präsentationsarten

	 Präsentationen unter-
scheiden sich hauptsächlich 
im verfolgten Ziel.

	 Informationspräsenta-
tion
	 wird über ein bestimm-
tes Thema gehalten und hat zum Ziel, das Publikum über die-
ses Thema aufzuklären

	 Überzeugungspräsentation
	 soll das Publikum für einen bestimmten Inhalt gewinnen 
(z.B. Verkaufspräsentationen oder Wahlkampfreden)

	 Unterhaltungspräsentation
	 soll das Publikum hauptsächlich anregen – weder Informa-
tion noch Überzeugung steht hier im Vordergrund

	 Anlasspräsentation
	 wird immer aus entsprechendem Anlass gehalten, der 
auch gleichzeitig den Inhalt bestimmt (z.B. Preisverleihungen 
und Geburtstagsreden)

	 Klärungs- oder Diskussionspräsentation
	 haben zum Ziel, das Publikum einzubeziehen und die Mei-
nung des Publikums zu erfragen bzw. eine Diskussion zu ei-
nem bestimmten Thema anzuregen

	 1.2. Der Präsentierende (Elemente einer Präsentation)

	 Ausgehend von zahlreichen Untersuchungen wird eine Infor-
mation leichter verstanden und aufgenommen, wenn sich das 
Publikum in die Fakten „einfühlen“ kann. Hierzu ist die Über- 
tragung von Emotionen sehr wichtig. Diese beim Publikum  
zu erzeugen, liegt in erster Linie bei dem Präsentierenden.  
Gut aufbereitete Folien schließen sich in zweiter Linie an.

	 Bei der Übertragung von Gefühlen spielen Stimme und 
Körpersprache (nonverbale Kommunikation) im Vergleich zum 
gesprochenen Wort (Inhalt) eine übergeordnete Rolle.

Es gilt die sogenannte 7-/38-/55-Regel bei der Relevanz

Sprache zu 7% – Inhalt dessen, was gesprochen wird

Sprechen/Stimme zu 38% – die Art, wie etwas gesagt 
wird (Tonfall, Lautstärke, Rhythmus, Geschwindigkeit etc.)

Körpersprache zu 55% – Mimik und Gestik, Körperhaltung
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	 Stimme und Körpersprache können somit aktiv genutzt 
werden, um Inhalte und Aussagen zu unterstützen. In einem 
gekonnten Zusammenspiel von Inhalt, Stimme und Körper-
sprache können sehr viel mehr Informationen übertragen 
werden und damit werden Aussagen stärker und nachhalti-
ger. Körpersprache und Stimme bauen somit eine Beziehung 
zum Gegenüber auf oder eben nicht. Mit ihnen kann der Inhalt 
des gesprochenen/geschriebenen Wortes verstärkt oder ab-
geschwächt werden. Dies kann sogar dazu führen, dass ein 
Inhalt negiert oder verdreht wird.

	 Beispiel:

	 Sie können den Inhalt einer Nachricht durch Ihre Stimme 
und Tonlage im Sinn komplett umdrehen.

	 Der normal betonte Satz (ohne ein Wort besonders zu be-
tonen und damit herauszustellen) „Das hast du toll gemacht“ 
ist ein Lob und wird von den meisten Menschen auch so 
verstanden. Der gleiche Satz mit einer sehr starken bis über-
zeichneten Betonung auf dem Wort „toll“.

	 „Das hast du TOLL gemacht“ – wird von den meisten 
Menschen als das Gegenteil eines Lobs erkannt, also als ein 
ironischer Kommentar.

	 Nachrichten ohne Betonung und Körpersprache können 
nur sehr schwer oder gar nicht als Ironie erkannt werden.

	 Körpersprache
	 Körpersprache wird zum großen Teil in der ganzen Welt 
universell verstanden. Allerdings gibt es auch immer wieder 
große, kulturell bedingte Unterschiede. Bewegungen, die in 
einem Teil der Welt sinnvoll, positiv oder verstärkend sind, 
können in einem anderen Teil negative oder abschwächende 
Auswirkungen haben. Die nachfolgende Betrachtung bezieht 
sich auf den westeuropäischen Teil der Welt.

	 Mimik
	 Unter Mimik ist die Veränderung des Gesichtsausdrucks zu 
verstehen, die durch Bewegung der Gesichtsmuskulatur er-
zeugt wird. Durch die Mimik werden Emotionen, wie Freude, 
Überraschung, Wut etc. (siehe Abb. Folgeseite), die die Prä-
sentation lebendig machen, an das Publikum übertragen.

 Tipp:

leichtes Lächeln und ein durchgehend freundlicher Gesicht-
ausdruck; beides sollte authentisch sein;

Der Gesichtsausdruck soll außerdem zum aktuellen Thema 
passen.

Je weiter Sie vom Publikum entfernt sind, umso ausdrucks-
stärker sollte die Mimik eingesetzt werden.

	 Basisemotionen nach Paul Ekmann (US-Psychologe)

Seite !7

Basisemotionen nach Paul Ekmann (US-Psychologe) 

!  !  !  
Überraschung   Freude    Ekel 

!   !   !  
Angst    Wut    Trauer 

Abb. 1 – 6 Ausdrucksformen/Mimik 

Blick 

Blickkontakt hält die gegenseitige Aufmerksamkeit. Für den aktiv eingesetzten 
Blickkontakt ist die Größe des Publikums von Bedeutung. 

Gruppen bis 20 Personen: 

Je nach Raum- und Platzangebot steht oder sitzt das Publikum in einer oder zwei 
Reihen. Suchen Sie Blickkontakt mit allen Teilnehmenden und schauen Sie allen, auch 
denen, die am Rand sitzen, immer wieder in die Augen. Auch wenn die eigene Position 
vor dem Publikum während der Präsentation es nahe legen mag, schauen Sie alle 
Teilnehmenden gleich oft und lange an. Jeder Augenkontakt zwischen einer halben 
und drei Sekunden wird als angenehm empfunden. 
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Angst Wut Trauer
	

Abb. 1–6 Ausdrucksformen/Mimik

	 Blick

	 Blickkontakt hält die gegenseitige Aufmerksamkeit. Für 
den aktiv eingesetzten Blickkontakt ist die Größe des Publi-
kums von Bedeutung.

	 Gruppen bis 20 Personen:

	 Je nach Raum- und Platzangebot steht oder sitzt das Pub-
likum in einer oder zwei Reihen. Suchen Sie Blickkontakt mit 
allen Teilnehmenden und schauen Sie allen, auch denen, die 
am Rand sitzen, immer wieder in die Augen. Auch wenn die 
eigene Position vor dem Publikum während der Präsentation 
es nahe legen mag, schauen Sie alle Teilnehmenden gleich oft 
und lange an. Jeder Augenkontakt zwischen einer halben und 
drei Sekunden wird als angenehm empfunden.

	 Gruppen zwischen 20 und 50 Personen

	 In der Regel steht oder sitzt das Publikum in bis zu drei Rei-
hen vor Ihnen. Ein direkter Blickkontakt wird dadurch schwie-
riger. Lassen Sie daher Ihren Blick langsam von der einen Sei-
te zur anderen durch die Reihen schweifen. Optimal ist, den 
Blick eine Sekunde auf einer Person ruhen zu lassen und dann 
zur nächsten Person weiterzuwandern. Sich zwischendurch 
immer mal wieder eine Person zu suchen, auf dem Ihr Blick 
bis zu drei Sekunden ruht, ist ebenfalls in Ordnung.

	 Gruppen ab 50 Personen

	 Auch bei dieser Größe ist das Wandern mit den Augen 
sinnvoll. Hier sollten Sie allerdings mehrere Reihen gleichzei-
tig streifen. Wenn Sie weiter nach hinten blicken, können Sie 
mehrere Personen gleichzeitig anschauen, da das Publikum 
nicht unterscheiden kann, wohin genau Sie gucken.

	 Präsentation auf einer Bühne

	 Durch die erhöhte Position schauen Sie auf das Publikum 
hinunter. Es empfiehlt sich hier, den Blick ein bis zwei Grad 
nach oben über das Publikum zu richten und den Blick lang-
sam von einer Seite zur anderen schweifen zu lassen.

	 Gestik – Hand-/Armstellung, Beinstellung, Körperhaltung, 
Bewegung

	 verschiedene Beispiele für die Gestik

	 Wichtig zu beachten ist, dass der Kontext und auch die Mi-
mik die (Be-)Deutung bestimmen.

Seite !9

Gestik – Hand-/Armstellung, Beinstellung, Körperhaltung, Bewegung 
verschiedene Beispiele für die Gestik 
Wichtig zu beachten ist, dass der Kontext und auch die Mimik die (Be-)Deutung 
bestimmen. 

!   !  !   !  

!  !  !  !  

Abb. 7 - 14 

Hand-/Armstellung 

Armbewegungen sollen das Gesagte unterstützen und dürfen in einer Präsetattion 
ausladender sein als üblich. Wichtig ist, dass Sie sich dabei wohlfühlen. Das 
(Un)Wohlfühlen wird vom Publikum wahrgenommen. Wenn Sie eine Person 
ansprechen oder auf eine bestimmte Information besonders hinweisen möchten, 
nutzen Sie bitte immer die ganze/offene Hand. Bitte zeigen Sie nicht mit dem 
Zeigefinger auf eine Person. 

	 Abb. 7–14
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	 Hand-/Armstellung

	 Armbewegungen sollen das Gesagte unterstützen und 
dürfen in einer Präsentation ausladender sein als üblich. Wich-
tig ist, dass Sie sich dabei wohlfühlen. Das (Un)Wohlfühlen 
wird vom Publikum wahrgenommen. Wenn Sie eine Person 
ansprechen oder auf eine bestimmte Information besonders 
hinweisen möchten, nutzen Sie bitte immer die ganze/offene 
Hand. Bitte zeigen Sie nicht mit dem Zeigefinger auf eine Per-
son.

	 Richten Sie Ihren Oberkörper auf das Publikum aus und 
nehmen Sie den Arm, der näher an der Leinwand ist, um auf 
bestimmte Inhalte auf der Leinwand hinzuweisen.

 Tipp:

langsame und überlegte Bewegungen machen; diese wir-
ken überzeugend und professionell.

Arme und Hände sichtbar und locker halten.

(Nicht: hinter den Körper, in die Hosentasche, verschränken, 
keine Faust ballen)

	 Oft entsteht ein unwohles Gefühl, wenn die Hände leer 
sind und die Arme einfach herunterhängen. Sofern sie wäh-
rend der Präsentation tatsächlich zum Einsatz kommen, kön-
nen Sie einen Stift oder Presenter in der Hand halten. (keine 
Moderationskarten)

	 Beinstellung (Stand)

	 Ein fester Stand strahlt Sicherheit aus und wirkt überzeu-
gend, dass Sie hinter dem Gesagten stehen.

 Tipp:

schulterbreiter Stand; ein Bein leicht nach vorne/nach hinten 
versetzt;

Von Zeit zu Zeit den Stand leicht ändern – also ein Bein et-
was weiter versetzen;

Ändern Sie Ihren Stand bewusst.

(Nicht: Füße verdrehen, Beine eng zusammen oder weit 
auseinander, hektische Änderungen)

	 Dies gilt auch für den Fall, dass Sie Ihre Präsentation sit-
zend halten. Hier zusätzlich die Beine nicht überschlagen.

	 Körperhaltung

	 Körperhaltung meint hier die Position des Oberkörpers in 
Bezug auf die Arme und Beine. Im Gegensatz zur Hand-/Arm-
bewegung geht es hier vielmehr um eine ruhige oder stati-
sche Haltung, die bequem ist und Ihnen Sicherheit gibt.

 Tipp:

aufrecht stehen und Schultern zurücknehmen; leicht nach 
vorn beugen;

Dem Publikum zugewandt mit Körperspannung stehen.

(Nicht: steifer oder verdrehter Oberkörper, vom Publikum 
abgewandt)

	 Bewegung

	 Das menschliche Gehirn nimmt Bewegung leicht wahr und 
reagiert darauf. Mit Bewegung können Sie die Aufmerksam-
keit leicht auf sich richten. Nach dem Einblenden einer neuen 
Folie benötigt das Publikum Zeit, alle relevanten Informatio-
nen zu erfassen. Nach angemessener Zeit ziehen Sie die Auf-
merksamkeit durch eine entsprechende Bewegung wieder 
auf sich.

	 Es bietet sich an, nach etwa zwei bis drei Folien die Sei-
te zu wechseln. Reden Sie während Sie die Seite wechseln 
weiter und gehen Sie in ruhigen festen Schritten. Planen Sie 
den Wechsel und achten Sie darauf, dass das Publikum aus-
reichend Zeit hatte, die aktuelle Folie zu erfassen. Weiterhin 
ist wichtig, darauf zu achten, dass Sie so neben der Leinwand 
stehen bleiben, dass alle einen freien Blick haben und Sie zu-
dem noch nahe genug an der Präsentation stehen.

 Tipp:

Bewegungen lockern auf und ziehen die Aufmerksamkeit 
an; ruhige Bewegungen

(Nicht: von der einen zur anderen Seite wackeln)

	 Authentizität

	 Die vorstehenden Erläuterungen und Hinweise sind mehr 
oder weniger allgemeingültig und tragen zu einer professio-
nellen Wirkung bei. Bewegung, Gestik, Stand und Haltung 
müssen jedoch zur eigenen Person passen. Alles andere wird 
das Publikum bemerken und Ihnen nicht abnehmen.

 Tipp:

Machen Sie nur das, was zu Ihnen passt.

Agieren Sie mit Ihrer Körpersprache im eigenen Wohlfühl-
bereich.

	 Sprechen / Stimme

	 Ein weiteres wichtiges Element ist die Stimme, mit der 
sich die Aufmerksamkeit und die Wahrnehmung des Publi-
kums lenken lässt. Mit der Stimme lassen sich Informationen 
sowohl verstärken als auch schwächen. Damit lassen sich u.a. 
auch Störer zurückholen.

	 Artikulation (lat. articulare = deutlich aussprechen)

	 Unter Artikulation wird im linguistischen Sinne die Bildung 
der Phoneme (Laute, Töne) und Wörter der menschlichen 
Sprache verstanden. Die Atmung trägt zur Artikulation maß-
geblich bei. Mit der Artikulation steuern Sie die Tonhöhe, das 
Tempo, die Lautstärke und die eigentliche Lautbildung.

 Tipp:

möglichst deutlich sprechen durch große Bewegungen der 
Lippen und des Mundes – Zähne auseinander bringen; gan-
ze Wörter und Sätze bilden;

jedes Wort bewusst deutlich sprechen und dem Sinn und 
Kontext bezogen betonen; Hochdeutsch sprechen

(Nicht: Wörter oder Sätze verschlucken, nuscheln, in Dialek-
ten sprechen)

	 Modulation

	 Als Modulation ist die Melodie oder der Wechsel der Ton-
höhe, das Tempo und die Lautstärke zu verstehen.
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	 Melodie und Tonhöhe

	 Die Melodie bezeichnet die zeitliche Abfolge von Änderun-
gen der Tonhöhe der Stimme. Wenige Wechsel werden als 
monoton empfunden und die Aufmerksamkeit sinkt.

	 Beispiele:

	 Die Stimme senkt sich am Ende eines Aussagesatzes (mit 
dem Punkt).

	 Die Stimme hebt sich am Ende eines Fragesatzes (mit dem 
Fragezeichen).

 Tipp:

mehr und größere Wechsel der Tonhöhe in einer Präsenta-
tion als in der Alltagssprache

Achtung! Zu viele und zu große Wechsel werden jedoch als 
unnatürlich empfunden.

	 Tempo

	 Auch das Sprachtempo ist für die Aufmerksamkeit der Zu-
hörenden wichtig. Sprechen Sie zu schnell, kann das Publikum 
eventuell nicht folgen. Zu langsames Sprechen kann Unauf-
merksamkeit und Langeweile bewirken. Bei Präsentationen 
besteht die Tendenz zu schnell zu sprechen, was an der Auf-
regung und dem sonst normalen Sprechtempo liegen kann. 
Aufregung verändert das Zeitgefühl und zudem wollen wir die 
Präsentation schnell absolvieren. Das normale Sprechtempo 
im Alltag ist üblicherweise zu schnell für eine Präsentation.

 Tipp:

Sprechtempo variieren (Wichtiges langsamer sprechen, we-
niger Wichtiges oder Wiederholungen etwas schneller spre-
chen);

in Präsentationen bewusst langsamer sprechen, um deut-
lich zu reden

	 Lautstärke

	 Mit der Lautstärke lässt sich das Publikum ebenfalls lenken. 
Da eine zu leise Stimme dazu führen kann, nicht ausreichend 
wahrgenommen zu werden, ist es wichtig, mit ausreichend 
lauter Stimme zu sprechen. Ausreichend laut bedeutet, auch 
noch an weit entfernten Stellen im Publikum gut zu hören zu 
sein.

	 Es empfiehlt sich, dies im Vorfeld zu proben. Sofern Sie 
Mikrophon und Lautsprecher nutzen, sollten Sie den Umgang 
ebenfalls im Vorfeld üben.

	 Das Variieren der Lautstärke können Sie für sich nutzen, 
falls im Publikum geredet wird und die Aufmerksamkeit wo-
anders als bei Ihnen liegt. Der erste Impuls besteht oftmals 
darin, selbst lauter zu sprechen, was meist dazu führt, dass 
im Publikum ebenfalls lauter gesprochen wird. Es empfiehlt 
sich dann leiser zu sprechen oder für kurze Zeit zu verstum-
men.

 Tipp:

Lautstärke nach der eigenen Stimmkraft wählen, um noch 
in der Tonhöhe modulieren und ruhig atmen zu können – an-
sonsten ein Mikrophon nutzen

(Nicht: schreien, zu leise reden)

	 Wichtiges, das besonders betont werden soll, mit ho-
her und lauter Stimme bei gemäßigtem Tempo sprechen.

	 Volumen

	 Hierbei ist das Volumen der Stimme zu verstehen, das von 
Brustkorb als Resonanzkörper und der Atmung beeinflusst 
wird. Volle und voluminöse Stimmen werden in der Regel als 
angenehm empfunden. Das Volumen lässt sich nur zum Teil 
beeinflussen, da es mit körperlichen Merkmalen, wie Größe 
des Brustkorbs, Länge der Stimmbänder, in Verbindung steht. 
Durch die Atmung lassen sich diese Merkmale verstärken 
oder abschwächen.

	 Je tiefer das Einatmen ist, umso mehr Volumen steht zur 
Verfügung. Flaches Einatmen führt zu einer flachen Stimme, 
die schwieriger zu hören ist.

 Tipp:

eigenen Atemrhythmus finden; tief einatmen und während 
des Sprechens langsam ausatmen; Pause am Satzende für 
das tiefe Einatmen nutzen

	 Atmung

	 Die Atmung ist für die Artikulation und das Volumen der 
Stimme wichtig.

	 Aufgeregte Menschen atmen flach und bekommen da-
durch weniger Sauerstoff. Während einer Präsentation/eines 
Vortrages flach zu atmen, führt nach einiger Zeit dazu, außer 
Atem zu sein und an ungünstigen Stellen zu atmen (mitten 
im Satz oder Wort). Zudem wird das Einatmen lauter, das als 
unangenehm wahrgenommen wird.

 Tipp:

immer tief einatmen und während des Sprechens langsam 
und gleichmäßig ausatmen; Verhältnis zwischen Einatmen 
und Ausatmen 1 : 4 (dehnbar bis 1 : 8); bewusst atmen und 
Zeit dafür nehmen

	 Sprechpausen

	 Sprechpausen sind ein wichtiges Stilmittel und helfen Ih-
nen selbst, die nächsten Sätze in Gedanken vorzuformulieren. 
Während der Sprechpausen können Sie zudem tief einatmen. 
Sie geben dem Publikum Zeit, über das Gehörte und Gese-
hene nachzudenken. Gezielte Pausen an Satzenden und zwi-
schen verschiedenen Themenbereichen helfen, den Vortrag 
zu strukturieren und tragen zu einer besseren Verständlichkeit 
bei.

 Tipp:

Pausenlängen von einer bis drei Sekunden werden als an-
genehm wahrgenommen

	 Diskurspartikel

	 Diskurspartikel sind alle Laute, die nichts zum Inhalt bei-
tragen und das Gesprochene verlängern oder zerstückeln, wie 
„Äh(m)“, und auch Füllworte, wie „also“, „eigentlich“ etc.

	 Diskurspartikel füllen Pausen während das Gehirn nach 
Wörtern sucht/Sätze bildet.

	 Gelegentliche Diskurspartikel werden akzeptiert – zu viele 
wirken störend.
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	 Sprache

	 Die Sprache ist der verbale Teil und transportiert den Inhalt 
zum Publikum. Mit ihr können Sie Stimmungen und Emotio-
nen beim Publikum erzeugen. Neben der Körpersprache und 
Stimme sollten Sie sie gezielt nutzen, um eine Beziehung 
zum Publikum aufzubauen.

	 Wortschatz des Publikums

	 Oftmals wird versucht, viele Fach- und Fremdwörter sowie 
Abkürzungen in Präsentationen einzubinden. Durch deren re-
gelmäßigen Gebrauch sind wir es gewohnt, mit ihnen um-
zugehen und zudem unterstreichen sie die Fachlichkeit zum 
Thema.

	 Ziel der Präsentation ist, dem Publikum den Inhalt mög-
lichst verständlich zu machen und sicherzustellen, dass das 
Publikum folgen kann. Maßgeblich für die Wahl von Fremd- 
und Fachwörtern sowie Abkürzungen ist der Wortschatz des 
Publikums und daher der Wortschatz der Zuhörenden mit 
dem geringsten Fachwissen. Abkürzungen sind nicht immer 
eindeutig oder werden nur von einem kleinen Personenkreis 
genutzt. Die Allgemeingültigkeit sollte daher per Internetre-
cherche überprüft werden.

 Tipp:

adressatengerechte und verständliche Sprache nutzen

	

	 Anrede des Publikums

	 Sprechen Sie, so oft es möglich ist, das Publikum direkt 
an. Die direkte Ansprache bezieht das Publikum direkt ein und 
hält es aufmerksam.

 Tipp:

„Sie“, „Ihnen“, „Du“, „Euch“ nutzen; wenn Sie mit einge-
schlossen sind „wir“ und „uns“ nutzen

	 Satzlänge

	 Zur besseren Verständlichkeit dient es, in kurzen und präg-
nanten Sätzen zu sprechen. Kurze Sätze ermöglichen außer-
dem, leichter zu atmen. Lange und verschachtelte Sätze sind 
schwer zu verstehen.

 Tipp:

Sätze vordenken; vor dem Sprechen (nächsten Satz) über-
legen

	 Positive Formulierung

	 Für die leichtere und bessere Orientierung hilft es, die In-
formation positiv zu formulieren. Was soll gedacht / getan / 
gesagt werden?

	 Zu vermeiden sind daher Formulierungen, wie „keine“, 
„nicht“, „nie“. Wichtig ist, zu sagen, was stattdessen erreicht 
werden soll.

	 Verneinungen können dennoch sinnvoll sein, zum Beispiel 
bei Warnungen vor etwas Bestimmten, wenn alle anderen 
Handlungen in Ordnung sind. „Dies sollten Sie nicht tun…“

 Tipp:

eigene (positive) Formulierungen überprüfen

	 Wiederholungen

	 Das Stilmittel der Wiederholung trägt dazu bei, das Gesag-
te beim Publikum nachhaltiger zu machen. Dinge, die wir öfter 
sehen oder hören, lassen sich leichter merken. Je öfter das 
Gehirn eine Information wiedererkennt, umso besser wird sie 
gespeichert und kann abgerufen werden.

	 Variieren Sie die Worte bei der Wiederholung leicht, ohne 
die Aussage zu verändern. Mehrmals denselben Satz o.ä. zu 
wiederholen, wirkt langweilig.

 Tipp:

wichtige Informationen zwei- bis dreimal wiederholen;

etwas Zeit zwischen den Wiederholungen vergehen lassen, 
gerne auch weitere/andere Informationen in der Zwischen-
zeit an das Publikum geben

	 Bildhafte Sprache

	 Um Informationen für das Publikum nachhaltiger und leich-
ter verständlich zu machen, empfiehlt es sich, eine bildhafte 
Sprache zu nutzen. Sie ermöglicht den Zuhörenden Bilder im 
Kopf entstehen zu lassen. Sie gibt Ihren Worten mehr Dyna-
mik und erhöht die Durchschlagskraft. Eine lebendige Sprache 
fesselt Ihr Publikum und verleiht größere Überzeugung.

 Tipp:

Metaphern (der Sinn des Wortes/Satzes ist bildhaft gemeint) 
und ausgewählte Adjektive nutzen

Beispiele für Metaphern: das Herz (♥) für Liebe, aus allen 
Wolken fallen

Beispiele für Adjektive: haushoch, sonnenklar

	 1.3. Das Publikum

	 Üblicherweise kennen Sie das Publikum im Vorfeld nicht. 
Neben den bisherigen Ausführungen, wie Sie durch nonver-
bale Kommunikation Verbindung aufbauen und Informationen 
durch Sprache transportieren, ist weiterhin von Bedeutung, zu 
betrachten, wie das Publikum Informationen aufnimmt.

	 Es gibt eine Reihe von Möglichkeiten und Wegen, um In-
formationen aufzunehmen. Diese Wege sind normalerweise 
mit den Sinnen verknüpft. Die gilt auch für Präsentationen.

	 Nach allgemeiner Auffassung verfügt der Mensch über die 
folgenden fünf Sinne:
•	 Sehen (visuell)
•	 Hören (auditiv)
• 	 Tasten (taktil)
•	 Riechen (olfaktorisch)
•	 Schmecken (gustatorisch)

	 Im Weiteren werden die Sinne betrachtet, mit denen nor-
malerweise während einer Präsentation aktiv Informationen 
ausgetauscht werden, – Sehen, Hören und Tasten.

	 Für eine gute Übertragung von Informationen und eine 
möglichst hohe/lange Einbindung des Publikums in Ihre Prä-
sentation ist es sinnvoll, alle drei Sinne zur Übertragung zu 
nutzen und in ihrer Intensität zu variieren.

	 Es bietet sich an, unterschiedliche Vorlieben für Grafiken, 
Bilder, Filme, Text und Ton haben, in einem verträglichen Mix 
aus allen Elementen nutzen.

SchlHA 7/2020� 249



	 Zu berücksichtigen ist, dass jeder Mensch auf unterschied-
liche Weise lernen möchte und somit nicht jede Person Zah-
len, Daten und Fakten auf gleiche Art und Weise oder gleich 
gut aufnimmt.

	 Menschen lernen durch
–	 Bilder (visuell)
–	 gesprochene/geschriebene Worte (auditiv)
–	 ausprobieren/selbst machen (taktil)

	 Das Ausprobieren kann mit interaktiven Elementen unter-
stützt werden.

	 Mögliche interaktive Elemente sind:
–	 Fragen
–	 Diskussionen
–	 Übungen
–	 Gruppenarbeiten

	 Entsprechend aufbereitete Informationen tragen dazu bei, 
dass diese vom Publikum leichter aufgenommen werden  
und dass das „ankommt“, was beabsichtigt ist. Für alle inter-
aktiven Elemente gilt das Gleiche wie für Ihre gesamte Prä-
sentation: Bereiten Sie den Einsatz gründlich vor und üben 
Sie vorab.

	 Darüber hinaus sendet das Publikum Informationen zurück. 
Anhand der Reaktion des Publikums können Sie erkennen, 
was „ankommt“ bzw. ob das Gewünschte ankommt oder ob 
sich Langweile, Desinteresse etc. ausbreiten.

	 Für den Präsentierenden bedeutet dies, neben der Übertra-
gung der Präsentation an das Publikum die Aufmerksamkeit 
dem Publikum selbst zu widmen und dementsprechend zu 
reagieren.

 Tipp:

Ein roter Faden ist gut. Anhand der Reaktion des Publikums 
ist es jedoch ebenfalls wichtig, flexibel zu sein.

	 Zu beachten ist weiterhin die sogenannte Aufmerksam-
keitsspanne, die sich durch die technischen Möglichkeiten in 
der westeuropäischen Kultur in den letzten Jahren stark ge-
wandelt (verkürzt) hat.

	 Unter Aufmerksamkeitsspanne versteht man den Zeit-
raum, den sich eine Person auf ein bestimmtes Thema kon-
zentrieren, ihm Aufmerksamkeit schenken kann.

	 Damit eine Präsentation als gut empfunden wird, sollte 
sie heute kürzer und schneller sein als noch vor zehn oder 15 
Jahren. Das bedeutet konkret, dass Sie weniger Punkte pro 
Thema auf eine Folie packen sollten. Auf den Ablauf und die 
Dauer einer Präsentation hat dies ebenfalls Einfluss.

	 Für eine (gute) Präsentation müssen Sie wissen, wer Ihr 
Publikum ist. Sie müssen sich Gedanken über die Wirkung, 
die Sie erzielen wollen, machen und welchen Nutzen die Prä-
sentation zum Publikum transportieren soll.

	 Folgende Fragen sollten Sie im Vorfeld beantworten:
•	 Wer genau ist mein Publikum?
•	 Welche Wirkung möchte ich erzielen?
•	 Welche Art von Präsentation mache ich?
•	 Was hat mein Publikum davon oder was ist der Nutzen für 

mein Publikum?
•	 Wie kann das Publikum das Vermittelte umsetzen?
•	 Was ist der Inhalt meiner Präsentation?
	

Faustregel für die Vorbereitung:

Die Vorbereitung dauert mindestens drei-  bis zehnmal so 
lang wie die eigentliche Präsentation.

Deshalb: ausreichend Zeit für die Vorbereitung planen und 
nutzen.

	 Wer ist mein Publikum?

	 Die Antwort bestimmt alle anderen Punkte der Präsenta-
tion. Eine Präsentation muss dem Publikum angepasst sein. 
Je nach Art des Publikums sind andere Inhalte anzubieten.

	 Fachpublikum
•	 allgemein bekannte Fachbegriffe und Abkürzungen können 

genutzt werden;
•	 entsprechendes Fachwissen kann vorausgesetzt werden;
•	 Grafiken und Schaubilder sollen dem Wissensstand des 

Publikums angepasst sein;

	 allgemeines Publikum
•	 so wenige Fachbegriffe oder Abkürzungen wie möglich 

nutzen und diese immer erklären;
•	  Grafiken und Schaubilder sollen so einfach und allgemein 

wie möglich sein

	 Entscheider/Manager
•	 wenige Fachbegriffe oder Abkürzungen nutzen und diese 

immer erklären;
•	 Grafiken und Schaubilder sollen so einfach und allgemein 

wie möglich sein;
•	 Zusammenhänge müssen gut erkennbar sein und der Nut-

zen muss im Vordergrund stehen

	 Welche Wirkung möchte ich erzielen? Welche Art von Prä-
sentation mache ich?

	 Aus der zu erzielenden Wirkung ergibt sich die Präsenta-
tionsart. Mithilfe einer Präsentation können Sie
–	 aufklären
–	 überzeugen
–	 unterhalten
–	 würdigen/ehren
–	 Meinungen erfragen/Diskussionen anregen
(Präsentationsarten siehe Seite 245)

	 Was hat mein Publikum davon oder was ist der Nutzen für 
mein Publikum?

	 Oder anders gefragt: Was sind die Vorteile dessen, was Sie 
präsentieren wollen?

 Tipp:

Bitte notieren Sie sich den Nutzen/Vorteil, um ihn beim Auf-
bau der Präsentation immer im Auge zu behalten.

	 Wie kann das Publikum das (den Nutzen) umsetzen?

	 Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn Sie Publikum 
und Nutzen gut kennen.

	 Was ist der Inhalt meiner Präsentation?

	 Geben Sie dem Inhalt eine Struktur und beachten Sie da-
bei, dass das Publikum nur eine begrenzte Aufnahmefähigkeit 
hat. Grenzen Sie den Inhalt auf maximal sieben Schwer-
punkte ein, die jeweils aus maximal sieben Unterpunk-
ten bestehen. Die weitere Struktur beantwortet zu jedem 
Schwerpunkt/Unterpunkt folgende weitere Fragen:
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Warum widmen wir 	 Ein bis drei kurze Informationen
uns diesem Thema?
Was genau ist der 	 Das ist der Zeitpunkt, an dem Sie 
Inhalt?/	 Ihr Wissen mit dem Publikum 
		 teilen.
Worum geht es?	 Zählen Sie dazu die notwendigen 
		 Fakten auf.
		 Bereiten Sie Ihren Inhalt gut ver- 
		 ständlich mit unterstützenden  
		 Grafiken und Bildern auf.

Wie kann ich das 	 Erklären Sie Ihrem Publikum
Wissen des Inhalts 	 möglichst anhand von Beispielen,
(siehe vorheriger Punkt) 	 wie es das neu gewonnene
anwenden?	 Wissen anwenden kann.
Was hat mein Publikum	 Hier sollten Sie den Nutzen, den
von diesem neuen 	 Sie sich im Vorfeld überlegt
Wissen?		 haben, genau darstellen.
		 So kann Ihr Publikum das Wis- 
	 sen nicht nur mitnehmen und an- 
	 wenden, es weiß nun auch, wel- 
	 che Bedeutung dieses hat.

	 1.4. Aufbau einer Präsentation (Phasen)

	 Eine Präsentation besteht aus
–	 Eröffnung
–	 Hauptteil
–	 Schluss

	 Eröffnung

	 Die Eröffnung einer Präsentation bleibt dem Publikum 
nachhaltig im Gedächtnis. Eine Eröffnung ist im Normalfall 
eine rein verbale, nicht durch Folien unterstütze kurze Rede, 
Geschichte oder Anekdote.

 Tipp:

Nutzen Sie diese Eröffnung, um sich positiv in Erinnerung 
zu rufen.

	 Dem Publikum bleiben folgende Dinge gut im Gedächtnis:

	 persönlicher Bezug
	 Dinge, zu denen Ihr Publikum einen persönlichen Bezug 
herstellen kann (selbst Erlebtes oder aus persönlicher Erfah-
rung Bekanntes bleiben am besten in Erinnerung);
	 Wenn Sie also bestimmte Fakten über Ihr Publikum ken-
nen, nutzen Sie diese und erzählen Sie Anekdoten über der-
artige Themen.

	 selbst Erlebtes
	 Dinge, die Sie selbst erlebt haben und als kleine Geschich-
te erzählen;
	 Diese müssen nicht immer wahr sein, sollten aber so nah 
an der Wahrheit sein, dass Sie immer noch authentisch wir-
ken und Sie etwaige Fragen dazu beantworten können.

	 Aktuelles
	 Vor einem Vortrag sollten Sie im Internet nach aktuellen 
Themen schauen, die einen Bezug zu Ihrem Thema haben;
	 Der Bezug muss nicht sofort sichtbar sein, sollte dann al-
lerdings zum Abschluss der Geschichte von Ihnen verbal her-
gestellt werden

	 Lustiges
	 jeder Lacher zieht das Publikum auf die eigene Seite;
	 gleichzeitig entspannt es auch selbst;

	 Wenn Sie also eine kleine, lustige Anekdote kennen, brin-
gen Sie diese zum Anfang.
	 Wenn Sie auch noch einen Bezug zum Thema herstellen 
können, ist das ideal, aber nicht zwingend notwendig

	 Unerwartetes
	 Aktivierung des Publikums durch ein „Quizz“ oder Frage, 
worauf die Teilnehmenden reagieren dürfen
	 Themenfremder Einstieg mit geschickt kreiertem Bogen 
zum Thema

 Tipp:

Ein guter Einstieg: aktuelles Tagesthema, mit dem sich ein 
Bezug auf die Präsentation herstellen und das sich zu einer 
kleinen Geschichte umbauen lässt,

Auch: auf der Anreise Erlebtes oder Beobachtetes mit Be-
zug zum Thema

(Nicht: „Herzlich Willkommen zum Thema...“, „Ich begrüße 
Sie zum Thema...“)

	 Was auch immer Sie zur Eröffnung erzählen wollen, ma-
chen Sie sich vorher ausreichend Gedanken darüber und 
schreiben Sie es auf.

	 Sie müssen keine professionelle Geschichte erzählen, aber 
jede Eröffnung, die obige Kriterien erfüllt, ist besser als eine 
Standarderöffnung oder gar keine Einleitung.

	 Hauptteil

	 Dies ist die eigentliche Präsentation, in der Sie den Inhalt 
mit Folien, Körpersprache, Stimme und der gewählten Spra-
che zum Publikum transportieren.

 Tipp:

Behalten Sie im Hauptteil Ihr Publikum im Auge und reagie-
ren Sie flexibel.

Beziehen Sie das Publikum mit interaktiven Teilen und Fra-
gen ein.

Fassen Sie sich so kurz wie möglich und bewegen Sie sich 
zuvor ausführlich beschrieben.

	 Schluss

	 Der Schluss einer Präsentation bleibt dem Publikum eben-
falls leicht in Erinnerung.

	 Fassen Sie hier noch einmal kurz Ihre Inhalte zusammen 
und stellen Sie besonders den Nutzen Ihrer Präsentation noch 
einmal in den Vordergrund.

 Tipp:

Überprüfen, ob das Ziel der Präsentation erreicht ist. Auffor-
derung an das Publikum zum Handeln im Sinne des Nutzens 
Ihrer Präsentation.

	 Die letzte Folie

	 Bringen Sie auf dieser Folie Ihre Kontaktdaten.

	 So können Sie auch von Zuhörern angesprochen werden, 
die keine Zeit mehr haben oder sich vielleicht in der großen 
Gruppe nicht trauen, Sie anzusprechen.
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	 Wenn es sinnvoll erscheint/machbar ist, lassen Sie Fragen 
und/oder eine Diskussion zu.

	 Fragerunde

	 Gruppen bis 20 Personen

	 Wenn Sie sich inhaltlich sicher genug fühlen und es die Zeit 
zulässt, dann sollten Sie Fragen während Ihrer Präsentation 
zulassen. Das lockert den Vortrag auf und zeigt dem Publikum, 
wie gut Sie über die Materie Bescheid wissen und dass Sie 
flexibel reagieren können.

	 Gruppen ab 20 Personen

	 Bei größeren Gruppen sollten Sie dieses Stilmittel nicht 
mehr einsetzen, da sonst eventuell zu viele Fragen gestellt 
und die Fragenden unter Umständen im Publikum nicht mehr 
gut verstanden werden. Hier bietet sich eine Fragerunde im 
Anschluss an Ihre Präsentation an.

	 Voraussetzung: genügend Zeit

	 Solche Fragerunden werden Sie meistens gleichzeitig mo-
derieren und antworten müssen.

 Tipp:

Überlegen Sie sich vorher, wie Sie die Fragerunde gestalten 
wollen, und stellen Sie etwaige Regeln vor dem Beginn der 
Fragerunde auf und vor.

Beispiel: Fragen laut und deutlich stellen

Sollte das einmal nicht gut funktionieren, wiederholen Sie 
die Frage für das gesamte Publikum.

	 Diskussion

	 Ebenfalls sehr hilfreich zur Vertiefung des Themas kann 
eine an die Präsentation anschließende Diskussion sein. Sie 
bietet sich insbesondere bei Überzeugungspräsentationen 
an, um auch letzte Zweifel beim Publikum zu beseitigen.

	 Hier ist eine entsprechende Moderation noch wichtiger als 
bei der Fragerunde. Sollte Sie eine dritte Person zum Mode-
rieren dabei sein, können Sie noch freier an der Diskussion 
teilnehmen.

	 Müssen Sie selbst moderieren, stellen Sie unbedingt Dis-
kussionsregeln auf, die für einen konfliktlosen Umgang sor-
gen.

	 Beispiele für typische Regeln sind:

•	 sich kurz fassen
•	 höflicher Umgang (keine persönlichen Angriffe)
•	  ausreden lassen und zuhören
•	  positive Formulierung – keine Killerphrasen („geht nicht“, 

„nie“, „kann nicht“, „das ist so“)
•	 maximale Redezeit x Minuten

	 (Mehr dazu unter Moderation ab Seite 255)

	 1.5. Gestaltung einer PowerPoint-Präsentation

	 Das Design unterliegt teilweise der Mode. Aus diesem 
Grund wird sich das, was wir unter gutem Design verstehen, 
auch im Laufe der Zeit immer wieder verändern. Es gibt aller-
dings auch Teile des Designs, die keinen oder kaum Verände-
rungen unterliegen. Nachfolgend erhalten Sie Designregeln, 
mit denen Sie Ihre Präsentation immer „gut aussehen“ las-
sen.

	 Einen guten Indikator dafür, was momentan im Design in 
ist, sehen Sie, wenn Sie sich die drei Smartphone-Betriebs-
systeme iOS, Android und Windows Phone anschauen.

	 Momentan ist Folgendes modern:

heller Hintergrund	 am besten weiße oder leicht beige 
Hintergründe;

		  eine andere Hintergrundfarbe sollte 
so hell wie möglich sein und auf 
keinen Fall kräftig;

		  Hintergrund so wählen, dass schwar-
ze oder dunkle Schrift darauf gut zu 
erkennen ist

kräftige und primäre 	 Bilder und Grafiken haben heute
Farben in Bildern und 	 kräftige Farben
Grafiken	 Bilder sollen sich vom Hintergrund 

abheben und gut sichtbar sein;
		  weniger Farben pro Bild und Grafik 

besser als viele Farben
		  weitgehender Verzicht auf Farbverläu-

fe

rahmenlose Bilder	 Bilder sind heutzutage rahmenlos 
(keine Linien um ein Bild ziehen);

		  nahtloses Einfügen des Bildes oder 
der Grafik, wenn deren Hintergrund-
farbe der der Präsentation entspricht 
– durch die kräftigen Farben bleibt es 
trotzdem gut als Grafikelement sicht-
bar

keine Schatten und	 flach ist in
3-D-Effekte	 vollständiger Verzicht auf 3-D-Effekte 

und weitgehend auf Schatten
		  Der frühere Trend hat sich komplett 

gewandelt.

dunkle Schrift	 dunkle Schrift für einen guten
(eine bis zwei Farben)	 Kontrast zum hellen Hintergrund;
		 Schwarz, Anthrazit oder Dunkelgrau 

sind die modernen Schriftfarben 
(auch: ein dunkles Blau oder eine 
andere sehr dunkle Farbe);

		 Ausnahme: Schrift in farbkräftigen 
Grafiken – hier ist weiße Schrift sinn-
voll

Farben nur in Bildern	 Farben nur in Bildern nutzen;
(nicht im Text)	 Bunte Schriften oder gar Farbwech-

sel innerhalb eines Textes sind nicht 
wünschenswert und lenken vom 
Inhalt ab.

reduziertes Design	 weniger ist mehr
		  reduziertes Design für die erhöhte 

Übersichtlichkeit;
		  wenige Farben, wenige Elemente;
		  es darf freier Platz sein

linksbündige Schrift	 immer linksbündige Schrift
	 verwenden
(nicht zentriert, kein 	 zentrierte Schrift manchmal
Blocksatz)	 sinnvoll in Überschriften von Tabellen 

o.ä. – ansonsten darauf verzichten
	 vollständiger Verzicht auf Blocksatz

	 Universelle Hinweise für die bessere Lesbarkeit und 
Orientierung:

	 Fluchten einhalten

	 Das menschliche Auge sucht sich gerne sogenannte Fluch-
ten (imaginäre Linien), an denen Bilder, Grafiken, Text oder 
andere Elemente ausgerichtet sind.

	 Präsentationen werden als unruhig empfunden, wenn Ele-
mente nicht ausgerichtet sind.
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 Tipp:

verschiedene Elemente gegenseitig aneinander ausrichten

bewusste Ausbrüche aus der Ausrichtung so kräftig gestal-
ten, dass sie für das Auge gut zu erkennen sind

	 Immer gleiche Platzierung der Überschriften

	 Überschriften helfen dem Publikum zu verstehen, wo Sie 
sich gerade in der Präsentation befinden. Die Zuhörenden 
können sich immer wieder an der gleichen Stelle der Folie 
darüber informieren und wieder leichter auf den Inhalt kon-
zentrieren.

 Tipp:

jede Folie trägt eine Überschrift, Ausnahme: große Bilder 
oder Grafiken

Formatvorlagen oder sogenannte Masterfolien helfen bei 
der gleichen Platzierung auf jeder Folie

	 Ähnlicher Folienaufbau für die erhöhte Wiedererkennung

	 Wiedererkennung hilft dem Publikum, sich leichter auf den 
Inhalt zu konzentrieren. Jedes Mal, wenn dies nicht der Fall 
ist, muss Ihr Publikum Informationen auf den Folien suchen 
und einen Teil der Gehirnleistung nutzen, um zu finden und 
zu verstehen, warum jetzt welches Element wo ist. Das lenkt 
vom Inhalt der Präsentation ab.

 Tipp:

Folien wiedererkennbar mit einem roten Faden aufbauen

	 Doppelte Leerzeichen vermeiden

	 Viele Menschen stören doppelte Leerzeichen zwischen 
Wörtern. Durch doppelte Leerzeichen entsteht zwischen eini-
gen Wörtern ein größerer Abstand als zwischen anderen. Das 
Auge nimmt dies unbewusst wahr und empfindet den Text als 
unruhig.

 Tipp:

mit der „Suchen und Ersetzen“ Funktion des Präsentations-
programms zwei Leerzeichen durch eins ersetzen

	 Einheitliche Aufzählungszeichen

	 Nutzen Sie in der gesamten Präsentation die gleichen Auf-
zählungszeichen.

	 Achtung! Je nach Aufzählungsebene bieten Präsentations-
programm unterschiedliche Aufzählungszeichen. Das Auge 
kommt mit der Einrückung in einer neuen Ebene schon gut 
zurecht. Da braucht es nicht auch noch ein anderes Aufzäh-
lungszeichen. Das wirkt dann wieder zu unruhig.

 Tipp:

im gesamten Dokument bei einem Typ von Aufzählungszei-
chen bleiben

der Typ (Punkt, ein Quadrat oder eigene Bilder) ist unerheb-
lich, solange immer dasselbe Symbol verwendet wird

	 Aufzählungen einblenden und ausgrauen

	 PowerPoint bietet wie fast alle Präsentationsprogramme 
eine große Anzahl von möglichen Animationen. Diese sollten 
Sie nur sehr eingeschränkt nutzen.

	 Die Animation – Aufzählungen einblenden und ausgrauen 
– dient der besseren Verständlichkeit von Aufzählungen und 
lenkt das Auge der Zuschauer auf den gerade aktuellen Punkt 
der Aufzählung.

	 Im Normalfall wären alle Topics gleichzeitig zu sehen oder 
diese wären beim Einblenden alle schwarz. Damit werden 
jetzt neue Zeilen in Schwarz eingeblendet und die früher ge-
zeigten werden ausgegraut.

	 Dadurch wird die Aufmerksamkeit des Publikums auf das 
jeweils aktuelle Topic gelenkt. Es ist leichter zu lesen, und 
gleichzeitig wird die Aufmerksamkeit nicht von den vorherigen 
Punkten abgelenkt. Die Folien wirken dadurch aufgeräumter.

	 Vorgehensweise:

1.	 Im Menü „Animationen“ den Eintrag Þ „Animationsbe-
reich“ wählen

	 (Mac: im Menü „Animationen“ auf „Neu anordnen“ kli-
cken, es geht ein Schwebemenü auf, in dem Sie die not-
wendigen Einstellungen vornehmen können.)

2.	 Den Text, der eingeblendet werden soll, markieren und als 
Effekt „Erscheinen“ wählen

	 (Mac: „Eingangseffekte“ – „Erscheinen“).
3.	 Für jeden Textbereich, der eingeblendet werden soll, wie-

derholen
	 Diese Texte werden dann im Animationsbereich angezeigt. 

Die Nummerierung gibt an, in welcher Reihenfolge die Tex-
te erscheinen.

4.	 Bis auf den letzten Eintrag alle Aufzählungen auswählen, 
mit der rechten Maustaste auf die gewählten Einträge kli-
cken und „Effektoptionen“ wählen. Dann „Nach der Ani-
mation“ – „Graue Farbe“ auswählen.

Beispiel Einblenden und
Ausgrauen von Aufzählungen

•	 Die erste Aufzählung wurde bereits gezeigt und wird beim 
Einblenden der zweiten Aufzählung grau dargestellt

•	 Die zweite Aufzählung ist aktuell und wird schwarz dar-
gestellt.

02.05.2018	 www.petrahenning.de

Beispiel Einblenden und
Ausgrauen von Aufzählungen

•	 Die erste Aufzählung wurde bereits gezeigt und wird 
beim Einblenden der zweiten Aufzählung grau dargestellt

•	 Die zweite Aufzählung ist aktuell und wird schwarz dar-
gestellt.

•	 Sobald die dritte Aufzählung gezeigt wird, wird diese 
schwarz dargestellt und die zweite grau.

02.05.2018	 www.petrahenning.de

	 Bilder

	 Bilder helfen dem Publikum, leichter und schneller den In-
halt einer Folie zu verstehen. Jedes Bild sollte eine Message 
haben, also den Inhalt unterstützen.

	 Große und komplexe Bilder sollten über die ganze Folien-
seite gehen. Dabei darf auch einmal auf eine Überschrift und 
die Informationen der Fußzeile verzichtet werden. So kann 
sich das Publikum ganz auf die Information des Bildes kon-
zentrieren.
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 Tipp:

gleicher Farbraum und gleiche Farbgebung wie die Präsen-
tation; flache (zweidimensionale) und rechteckige/quadrati-
sche Darstellung;

gleiche Hintergrundfarbe von Bild und hilft dem Publikum 
sich ganz auf den Inhalt des Bildes zu konzentrieren.

(Nicht: Bilder ohne Nachricht, „schicke Bilder“, Effekte wie 
Schatten oder andere 3D-Effekte)

	 Grafiken

	 Grafiken sind eine Sonderform des Bildes und für sie gel-
ten die vorstehenden Hinweise ebenfalls.

	 Sie dienen der besseren Verständlichkeit von Sachverhal-
ten und nutzen oft einfache geometrische Formen. Sie sollen 
Sachverhalte so einfach wie möglich darstellen und verständ-
lich machen.

 Tipp:

Auswahl der Grafik orientiert sich am Zielpublikum und 
transportiert den Inhalt

	 Komplexe Grafiken sind auf einen Blick schwer zu erfas-
sen.

	 Bei komplexen Grafiken bietet es sich an, sie zu zerschnei-
den und stückweise einzublenden. Gleichzeitig wird hier der 
Effekt „Einblenden und Ausgrauen“ genutzt.

	 Noch immer ist die Grafik gleich komplex. Sie wird durch 
das Einblenden allerdings leichter verständlich.

 Tipp:

Überlegen, ob und wie komplexe Grafiken vereinfacht wer-
den können und dabei die erforderliche Information beibe-
halten

(manchmal nicht einfach nur die Grafik übernehmen)

	 Manchmal gibt es nur einen Screenshot oder ein Bild mit 
vielen Zahlen, Daten oder Fakten, auf dem auf ganz bestimm-
te Abschnitte hingewiesen werden soll.

 Tipp:

den relevanten Teil des Bildes vergrößern und ihn gut er-
kennbar über das große Bild legen
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♦ Tipp:  

den relevanten Teil des Bildes vergrößern und ihn gut erkennbar über das große 
Bild legen

	 Filme

	 Filme sollten in Vorträgen, falls möglich, vermieden wer-
den.

	 Filme wirken wie interaktive Elemente, sind aber passive 
Elemente, da sie oft nur konsumiert werden.

	 Im besten Fall regen sie zum Nachdenken oder zu einer 
Diskussion an. Beides führt nicht dazu, dass Ihr Publikum nun 
aufnahmefähig ist.

	 Der Präsentierende verschwindet während eines Films 
im Hintergrund, und die ganze Aufmerksamkeit liegt bei dem 
Film.

	 Der gezeigte Film muss eine Botschaft haben, die das The-
ma betrifft und mit dem Film besser als mit allen anderen Mit-
teln übertragen werden kann.

	 Text

	 Viele Informationen werden in Präsentationen mit Text ver-
mittelt, für den die nachfolgenden Informationen und Regeln 
gelten.

Schriftgröße	 pro Folie maximal drei Schriftgrö-
ßen verwenden

		  Faustregel: höchstens fünf 
Schriftgrößen in der gesamten 
Präsentation

		  Funktion zur automatischen 
		  Anpassung der Schriftgröße 
		  nach Möglichkeit ausschalten 

und eine eigene Schriftgröße 
		  vergeben

Schriftarten	 eine einheitliche, serifenlose 
Schriftart verwenden, wie Arial, 
Calibri, Helvetica (Schriftart mit 
Serifen: Times New Roman)

		  auf Standardschriftarten, die auf 
jedem Rechner installiert sind, 
beschränken

		  bei zwingender Verwendung 
einer bestimmten Schriftarten 
aufgrund einer Corporate-

		  Design-Vorschrift beim Spei-
		  chern in das Dokument ein-
		  betten. (Speicheroption in 
		  Windows)

Menge	 so wenig Text pro Folie wie mög-
lich – die Folien unterstützen den 
Vortrag

		  Stichworte nutzen (ggf. kurze 
Sätze) – die genau Erläuterung 
erfolgt durch das gesprochene 
Wort/im Handout

		  maximal sieben Informations-
einheiten (Aufzählungen, Sätze, 
Bilder etc.) pro Folie – ansonsten 
neue Folie erstellen
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 weitere Tipps zur Gestaltung::

nur die Animation „Einblenden“ und „Ausblenden“ verwen-
den; auf alle anderen verzichten (3-D-Effekte, einfliegen, 
ausfliegen etc.)

nur wenige Farben nutzen (maximal fünf Farben pro Folie);

Standardschriftfarbe: schwarz

Hervorhebungen: rot, grün als Signalfarbe

Corporate-Design-Vorgaben für die erhöhte Wiedererken-
nung einhalten

	 2. Moderation

	 2.1. Einsatzbereiche

	 Unter Moderation wird hier eine Form von Gruppenarbeit 
verstanden, bei der es in erster Linie darum geht, die Kom-
munikation so zu gestalten, dass die Mitglieder einer Gruppe 
oder eines Teams aktiv und zielorientiert in einen komplexen 
Diskussions-, Problemlösungs- oder Entscheidungsprozess 
einbezogen werden.

	 Wann sollte bzw. kann die Moderation u. a. durchgeführt 
werden?

• bei Besprechungen
• bei der Bearbeitung bzw. Erarbeitung von Problemlösungen
•	 bei der Entwicklung neuer Konzepte in Gruppen
•	 um Selbsthilfegruppen oder Qualitätszirkel zu leiten
•	 als systematisches Führungsinstrument
•	 zur Entscheidungsvorbereitung bei der Gruppenarbeit
•	 bei der Lernsteuerung in Trainingsprozessen

	 Moderation oder Moderationstechnik kann sowohl in 
Workshops, Klausuren oder als Bestandteil eines Seminars 
wie auch in Organisationsentwicklungsprozessen eingesetzt 
werden.

	 Ist sie in ein Konzept der Organisationsentwicklung ein-
gebunden, ist Moderation keine einmalige Aktion, sondern 
Themen bzw. Probleme werden in mehreren, aufeinander 
aufbauenden Sequenzen von Veranstaltungen moderiert.

	 „Die ModerationsMethode bietet sich auch für solche Pro-
zesse an, weil

•	 [...] sowohl die Sachebene als auch die Beziehungsebene 
angesprochen wird;

•	 sie handlungsorientiert ist und es dadurch erleichtert, kon-
krete Veränderungsprozesse in Gang zu setzen;

•	 die verschiedenen Veranstaltungstypen der Moderation die 
Möglichkeit geben, eine große Zahl von Personen in den 
Prozess einzubeziehen;

•	 aktivierende Arbeitsformen allen Teilnehmern die Gelegen-
heit geben, am Diskussions- und Entscheidungsprozess 
teilzunehmen;

•	  die Formen des Miteinander-Umgehens vorhandene Or-
ganisations- und Hierarchiestrukturen durchbrechen und so 
zu neuen Gestaltungsformen des Miteinanders verhelfen“ 
(Klebert u. a. 2009, S. 222).

	 2.2. Merkmale einer Moderation

	 Welche wichtigsten Merkmale hat die Moderation?

	 Die Struktur, die den Arbeitsschritten bzw. Phasen

•	 Einsteigen
•	 Fragen/ Gedanken/Ideen zum (Kern-)Thema sammeln
•	 Arbeitsthemen definieren und auswählen

•	 Arbeitsthemen bearbeiten
•	 Maßnahmen planen und vereinbaren und abschließen 

folgt,
je nach Ziel, Zielgruppe etc. jedoch variabel eingesetzt wird.

	 Die Visualisierung von Ideen, Meinungen, Stimmungen, 
Abläufen etc. bietet jedem Teilnehmer die Gelegenheit, aktiv 
mitzuarbeiten, gewährleistet, dass jeder Beitrag bzw. Kom-
mentar oder Diskussionsbeitrag erhalten bleibt, und systema-
tisiert den Prozess.

	 Sie wird durch Frage- und Impulstechniken unterstützt, 
die zur Förderung von Kreativität, Urteilsfähigkeit sowie zur 
Kooperation und Strukturierung dienen, z. B. mithilfe von Kar-
tenabfrage, Punktbewertung und Brainstorming.

	 Der Wechsel von Plenum und Gruppenarbeit eröffnet 
die Möglichkeit der gegenseitigen Ergänzung, Diskussion und 
Vertiefung von (Fach-)Informationen sowie der Kommunika-
tion.

 u.a. typische Regeln für die Moderation:

Gruppengröße sechs bis zwölf Teilnehmer

Visualisierung aller gesprochenen (und gedachten) Aspekte

Spielregeln vereinbaren (z. B. Redezeit, Hierarchiefreiheit, 
jede Aussage wird ernst genommen, Störungen haben Vor-
rang)

personen- und inhaltlich neutrale Haltung; Ein Wechsel in die 
Teilnehmerrolle ist ausdrücklich anzuzeigen

methodische Verantwortung des Moderators für den Ar-
beits- bzw. Lernprozess

	 2.3. Rolle und Aufgaben des Moderators
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Abb. 15 
Rolle und Aufgaben nach Freimuth (2010, S. 8) 

♦u.a. typische Regeln für die Moderation:  

Gruppengröße sechs bis zwölf Teilnehmer  

Visualisierung aller gesprochenen (und gedachten) Aspekte  

Spielregeln vereinbaren (z. B. Redezeit, Hierarchiefreiheit, jede Aussage wird ernst 
genommen, Störungen haben Vorrang) 

personen- und inhaltlich neutrale Haltung; Ein Wechsel in die Teilnehmerrolle ist 
ausdrücklich anzuzeigen  

methodische Verantwortung des Moderators für den Arbeits- bzw. Lernprozess

motiviert die Gruppe, ohne 
inhaltlichen Einfluss auszuüben 
oder inhaltliche Steuerung zu 
übernehmen

übernimmt Part des 
„Geburtshelfers“ oder 
Beraters, der der Gruppe mit 
seinen Erfahrungen und 
seinem Wissen methodisch, 
prozessorientiert behilflich sein 
kann 

Die Gruppe erarbeitet die 
Ergebnisse selbst.

sieht sich weniger als 
Fachmann für das 
Inhaltliche, sondern eher als 
Fachmann für den Modus, in 
dem die Gruppe zu 
optimalen Ergebnissen 
gelangt

organisiert, strukturiert und 
unterstützt gewissermaßen 
aus einer „Metaperspektive“ 
den Kommunikationsprozess 
in der Gruppe so, dass diese 
ihre Sachziele erreicht

Abb. 15

Rolle und Aufgaben nach Freimuth (2010, S. 8)

motiviert die Gruppe, ohne inhaltlichen Einfluss auszuüben 
oder inhaltliche Steuerung zu übernehmen
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Problemlösung	 Gesprächsführung durch Fragen
	 Visualisierung des Diskussionsfort-

schritts der Gruppe
	 Kreativität erzeugen
	 Zielorientierung in der Diskussion im 

Auge behalten
	 Ergebnisse systematisieren und sichern

Konfliktlösung	 Unterschiede transparent machen
	 Störungen ansprechen
	 Teilnehmer einbeziehen	
	 Interessen offenlegen und Optionen für 

Einigung ausloten
	 Spielregeln vorschlagen und entwickeln

Reflexion	 Feedback geben und Feedbackfähigkeit 
entwickeln

	 Kommunikation beobachten und auf 
blockierende Muster hinweisen

	 Aufmerksamkeit auf den Prozess lenken
	 sich zurücknehmen und die Gruppe 

ihren Erfolg erleben lassen

	 So gesehen ist der Moderator weniger Fachexperte, son-
dern Prozessgestalter.

	 Funcke; Havenith haben die Aufgaben des Moderators wie 
folgt zusammengefasst (vgl. Funcke; Havenith, 2010, S. 11):
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2.4.Haltungen 

Problemlösung Gesprächsführung durch Fragen  
Visualisierung des Diskussionsfortschritts der Gruppe  
Kreativität erzeugen  
Zielorientierung in der Diskussion im Auge behalten  
Ergebnisse systematisieren und sichern

Konfliktlösung Unterschiede transparent machen  
Störungen ansprechen  
Teilnehmer einbeziehen  
Interessen offenlegen und Optionen für Einigung ausloten  
Spielregeln vorschlagen und entwickeln 

Reflexion Feedback geben und Feedbackfähigkeit entwickeln  
Kommunikation beobachten und auf blockierende Muster 
hinweisen  
Aufmerksamkeit auf den Prozess lenken  
sich zurücknehmen und die Gruppe ihren Erfolg erleben lassen

„Haltung des Moderators 

!  

Orientierung geben den roten Faden 
auslegen

anregende 
Szenarien anbieten

alle am Ball haltenbeleben, mäßigen, 
ausgleichen

fragen „übersetzen“

Struktur schaffen

zusammenfassen

Abb.16

	 2.5. Haltungen

	 „Haltung des Moderators

•	 in der Moderation gibt es kein „richtig oder falsch“.
•	 Er nimmt eine fragende, keine behauptende Rolle ein.
•	 Er ist sich seiner Grenzen bewusst, übernimmt für sich die 

Verantwortung und regt zur Selbststeuerung an.
•	 Er fasst alle Signale aus der Gruppe als Hinweise auf, den 

Prozess zu verstehen und ihn der Gruppe bewusst zu ma-
chen.

•	 Er rechtfertigt sich nicht, sondern löst Klärungen dahinter-
liegender Konflikte und Probleme aus“

(vgl. Freimuth, 2010, S. 9).

	 Leitlinien für die Auswahl eines Moderators sind nach die-
ser Ansicht (vgl. Freimuth, 2010, S. 56):

	 „Unparteilichkeit in Bezug auf die Themen – Der Modera-
tor ist verantwortlich für den Einigungsprozess in der Gruppe 
und die Wahl der geeigneten Methoden (methodische Kom-
petenz)

	 Neutralität gegenüber Konfliktparteien – Der Moderator 
nimmt nicht Partei, er versucht als ‚dritte Partei‘ die Koopera-
tion und die Kommunikationsfähigkeit in der Gruppe zu ver-
bessern (soziale Kompetenz)

	 Wertschätzung gegenüber den Teilnehmern – Alle  
Gruppenmitglieder sind dem Moderator gleich wichtig, nie-
mand wird bevorzugt oder benachteiligt (persönliche Kompe-
tenz)

	 Kritische Distanz – Der Moderator muss sich als Beobach-
ter und Berater des gesamten Systems begreifen, sich darauf 
einlassen und zugleich wieder Abstand gewinnen können (re-
flexive Kompetenz).“

	 2.5. Umgang mit Widerständen/Störungen

	 Störungen kommen von innen und außen. Sie bestehen 
aus Fakten und Empfindungen; Störungen sind Aufmerk- 
samkeitsverschiebungen, die die Weiterarbeit am Sachthe- 
ma bzw. der Aufgabe blockieren. Dies können Angst,  
Schmerz, Wut, Zerstreutheit, aber auch unterdrückte Freude 
sein.

	 Werden sie nicht berücksichtigt, verhindern sie Kreativität 
und Kooperation. Entscheidungen werden dann nicht auf der 
Basis von realen Überlegungen getroffen, sondern unterlie-
gen dem Primat der Störungen.

	 Hilfsregeln sollen die Kommunikation fördern. Sie die-
nen dem Aufbrechen von hinderlichen, eingefahrenen Kom-
munikationsmustern und dem Einüben von veränderten Ver- 
haltensweisen. Gruppen können sich selbst Hilfsregeln ge-
ben.

	 Beispiele von Hilfsregeln:

•	 „Vertritt dich selbst in deinen Aussagen; sprich per ICH und 
nicht per WIR oder MAN.“ Selbstverantwortliche Aussagen 
machen, Projektionen verhindern, eigene Kreativität und 
Irrtümer nicht vertuschen.

•	 „Sei zurückhaltend mit Verallgemeinerungen.“ Verallgemei-
nerungen unterbrechen leicht den Gruppenprozess.

•	 „Wenn du eine Frage stellst, sage, warum du fragst und 
was deine Frage für dich bedeutet. Sage dich selbst aus 
und vermeide das Interview.“ Echte Fragen verlangen nach 
Information. Aussagen regen zur weiteren Interaktion an; 
andere Fragen dienen häufig Vermeidungsspielen oder 
Machtkämpfen.

•	 „Halte dich mit Interpretationen von anderen so lange wie 
möglich zurück. Sprich stattdessen deine persönliche Re-
aktion aus.“ Bestenfalls schaden solche Interpretationen 
nicht; nicht zeitgerecht eingebracht, erregen sie meist Ab-
wehr und behindern den Prozess.

•	 „Wenn du etwas über das Benehmen oder die Charakte-
ristik eines anderen Teilnehmers sagst, sage auch, was es 
dir bedeutet, dass er so ist, wie er ist (d. h., wie du ihn 
siehst).“ Die Bedeutung der Fragen bzw. des Feedbacks 
des Sprechers werden deutlich und begünstigen den Dia-
log.

•	 „Nur einer zur gleichen Zeit bitte.“ Es redet immer nur ei-
ner.
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Ursachen für auftretenden Widerstand liegen aus der Per-
spektive Doppler und Lauterburg (2008) vor allem in folgen-
den Aspekten:

1.	 Hintergründe, Ziele und Anlässe einer Maßnahme wur-
den nicht verstanden

2.	 bestehendes Misstrauen gegenüber den vermittelten In-
formationen

3.	 Keine Motivation zur Beteiligung, da man keine positiven 
Konsequenzen erwartet

Widerstand kann als „verschlüsselte Botschaft“ verstanden 
werden. Die Ursachen für Widerstand liegen häufig im emo-
tionalen Bereich (vgl. ebd.).

	 Als Möglichkeiten, um mit dem Widerstand umzugehen, 
sehen Doppler und Lauterburg (2008) vor allem:

Widerstand als etwas 
Normales in Veränderungs-
prozessen verstehen

Widerstand ernst nehmen, 
Druck erzeugt nur Gegen-
druck

Widerstand als Gelegenheit 
verstehen, Bedenken, Ängs-
te und Sorgen der Organi-
sationsmitglieder erkennen 
zu können (verschlüsselte 
Botschaft)

mit dem Widerstand gehen: 
Raum geben, den Dialog 
suchen, Absprachen und ge-
gebenenfalls Anpassung von 
Zielen und Vorgehensweisen

	 2.6. Phasen der Moderation

1.	 Einsteigen
2.	 Fragen/Ideen/Gedanken zum (Kern-)Thema/Problem sam-

meln
3.	 Arbeitsthemen definieren und auswählen
4.	 Arbeitsthemen/-probleme bearbeiten
5.	 Aktions- bzw. Maßnahmenplan aufstellen/Maßnahmen 

planen und vereinbaren
6.	 Abschließen, reflektieren

Zu 1. Einsteigen – möglicher Ablauf:

	 Eröffnung der Sitzung
•	 Offizielle Eröffnung der Arbeit in der Gruppe.
•	 Abstimmen des Zeitplans (zumindest „Eckdaten“).
•	 Gegebenenfalls gegenseitiges Kennenlernen der Teilneh-

mer und des Moderators.
•	 Vertraut werden mit den Gegebenheiten (Raum, Medien).
•	 Schaffen eines positiven Arbeitsklimas.

	 Abklären der Erwartungen
•	 Gegenseitiges Kennenlernen der Erwartungen der Teilneh-

mer und des Moderators.
•	 Besprechen eventuell vorhandener Vorbehalte.
•	 Vereinbaren von Regeln für die gemeinsame Arbeit.

	 Abstimmen/Formulieren der Zielsetzung 
•	 Inhaltliche Orientierung geben.
•	 Zielsetzung der gemeinsamen Arbeit abstimmen bzw. fest-

legen.

	 Abstimmen/Festlegen der Methodik
•	 Den Teilnehmern die vorgesehene Vorgehensweise vor-

stellen und diese abstimmen bzw. mit den Teilnehmern 
eine gegenseitige Vorgehensweise festlegen.

	 Klären der Protokollfrage
•	 Klären, welche Form das Protokoll haben soll, z. B. Foto-

protokoll, und wer es abfasst.

Zu 2. Fragen/Ideen/Gedanken zum (Kern-)Thema/Problem 
sammeln – möglicher Ablauf:

	 Formulierung einer präzisen, zielgerichteten Frage-
stellung und Visualisierung des Kernthemas, z. B. an der 
Pinnwand
•	 Konzentrieren der Gedanken der Teilnehmer auf die ge-

meinsame Zielsetzung.
•	 Einen Ausgangspunkt für die gemeinsame inhaltliche Ar-

beit schaffen.

	 Verteilen von Moderationskarten an die Teilnehmer, 
dann zur schriftlichen Beantwortung der Fragestellung 
auffordern
•	 Sammeln von Einfällen und Ideen zur Fragestellung.
•	  Einbeziehen aller Teilnehmer und Themenwünsche.

	 Karten einsammeln, an der Pinnwand ordnen und 
strukturieren
•	 Überblick gewinnen, Transparenz schaffen, inhaltliche 

Schwerpunkte finden.

Zu 3. Arbeitsthemen definieren und auswählen – möglicher 
Ablauf:

	 Erstellen eines „Themenspeichers“, d. h. Auflistung der 
gefundenen Arbeitsthemen an der Pinnwand oder Flip-
chart
•	 Die Oberbegriffe „auf einen Blick“ erfassbar machen.
•	 Das Weiterarbeiten erleichtern.

	 Formulieren einer zielgerichteten Fragestellung und 
deren Visualisierung an der Pinnwand
•	 Konzentrieren der Gedanken der Teilnehmer auf die Ziel-

setzung dieses Moderationsschrittes.
•	 Anregungen zur Wahl der persönlich priorisierten Themen.

	 Themen mittels „Punkten“ gewichten lassen, d. h., die 
Teilnehmer werden aufgefordert, mit Klebepunkten ihr 
Votum abzugeben
•	 Gesammelte Themen in die von den Teilnehmern ge-

wünschte Reihenfolge bringen.

Zu 4. Arbeitsthema bearbeiten – Zielsetzung und möglicher 
Ablauf:

a)	 Zielsetzung kann u. a. sein:

–	 Informationssammlung bzw. -austausch
–	 Problemanalyse bzw. -lösung
–	 Entscheidungsvorbereitung
–	 Entscheidung

b)	 möglicher Ablauf:

	 Geeignete Methodik zur Bearbeitung des Themas 
vorschlagen, z. B. Arbeiten mit einem Problemanalyse- 
schema
•	 Möglichst effiziente Themenbearbeitung gewährleisten.

	 Bearbeiten des Themas gemäß der gewählten Metho-
de
•	 Möglichst konkrete Themenbearbeitung sicherstellen.
•	 Die Aufmerksamkeit der Teilnehmer auf die Zielsetzung der 
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Arbeit und das gewählte methodische Vorgehen konzent-
rieren.

Zu 5. Maßnahmen planen – möglicher Ablauf und hierbei zu 
beantwortende Fragen:

	 Matrix des Maßnahmenplans an der Pinnwand visuali-
sieren
•	 Struktur für die weitere Arbeit schaffen.

	 Die als notwendig erachteten Aktivitäten in die Matrix 
eintragen
•	 Die für eine konkrete Realisierung vorgesehenen Maßnah-
men für alle sichtbar dokumentieren.

	 Für jede Maßnahme Verantwortlichkeiten und Termi-
nierungen festlegen sowie gegebenenfalls Kontrollen ver-
einbaren
•	 Teilnehmer zu konkreten Aktivitäten verpflichten und ein-

deutige Termine fixieren, um die Realisierung der Maßnah-
men zu gewährleisten.

	 In diesem Sinne beantwortet der Aktions- bzw. Maßnah-
menplan z. B. folgende Fragen:

•	 Was muss getan werden?
•	 Wer arbeitet daran?
•	 Mit wem arbeitet er/sie daran?
•	 Bis wann soll die Arbeit/der Schritt erledigt sein?
•	 Welche besonderen Aspekte wollen wir gemeinsam ver-

einbaren?
	 Zum Beispiel: Wer kontrolliert, ob die Arbeitsschritte getan 

wurden, und unterstützt im Falle der Nichtbearbeitung? 
Was tun wir, wenn wir merken, dass wir „feststecken“?

	 Beim Ausfüllen des Aktionsplans ist Folgendes zu beach-
ten:

	 Spalte „Tätigkeit“: 
	 Die Aktivitäten sollen so konkret, einfach und überschaubar 
sein, dass ihre Durchführung realistisch ist und leicht kontrol-
liert werden kann.

	 Spalte „Wer“: 
	 In dieser Spalte können nur Anwesende stehen, denn es 
ist leicht, aber meistens erfolglos, Tätigkeiten Abwesenden 
zuzuschreiben.

	 Spalte „Mit wem“:
	 Hier können Anwesende, aber auch Personen wie Organi-
sationseinheiten stehen, die bei der Realisierung helfen kön-
nen oder einbezogen werden müssen.

	 Spalte „Bis wann“:
	 Soll eine realistische Zeiteinschätzung enthalten.

	 Weitere Spalten wie „Bewertung“ oder „Erledigt?“ kön-
nen angefügt werden.

Zu 6. Abschließen – möglicher Ablauf

	 Reflexion der Arbeit

•	 Wurden meine/unsere Erwartungen erfüllt? War die Arbeit 
effektiv?

•	  Bin ich/sind wir mit dem Ergebnis zufrieden?
•	  Wie verlief der Prozess?
•	 Welche Erkenntnisse nehmen wir für das nächste Mal mit?

	 2.8. Vorbereitung

	 Zu der Vorbereitung der Moderation gehört u. a., dass der 
Moderator sich Gedanken macht über die Hilfsmittel und 
Werkzeuge, die er bzw. die Gruppe benötigt, die Fragestellun-
gen, die im Vorfeld geklärt sein sollten, die Aufbereitung der 
Moderation als Ganzes.

	 Welche Hilfsmittel benötige ich?

•	 Metawand
•	 Flipchart
•	  Beamer
•	 Metawandpapier
•	  Flipchartpapier/Papier
•	  dicke und dünne Stifte
•	  Nadeln, Pins
•	  Moderationskarten
•	 Klebestifte

	 Welche Werkzeuge benötige ich?

• Problemthemenspeicher
• Aktionsplan
• Problemlösungsstrategie
• Aktionsplan der letzten Sitzung
• Protokoll der letzten Sitzung

	 Welche Fragestellungen werden bearbeitet?

•	 Welches (Kern- bzw. Arbeits-)Thema ist zu bearbeiten (The-
menübersicht)?

•	 Wie ist der Stand der Bearbeitung (Bearbeitungsschritte)?
•	 Welcher Bearbeitungsschritt ist als Nächster erforderlich?
•	  Was ist das Ziel dieses Bearbeitungsschrittes?
•	 Welche Stufe der Einbeziehung ist geplant bzw. möglich?
•	  Wer kann das Thema bearbeiten?
•	 Wer sollte teilnehmen?
•	 Wer ist Auftraggeber?
•	 Wer ist Projektleiter?
•	  Welche (End-)Ziele sollen erreicht werden?
•	 Wie realistisch sind die Ziele?
•	 In welcher Phase befinden wir uns (Situationsanalyse, Pro-

blemanalyse, Entscheidungsanalyse, Planen – Analysieren 
– Durchführen)?

•	 Ist das Thema für eine Moderation geeignet?
•	 Falls nicht: Welches Vorgehen empfiehlt sich dann?
•	 Reicht eine Moderation oder müssen mehrere Moderatio-

nen durchgeführt werden?
•	 Wie viel Zeit steht zur Verfügung?

	 Falls mehrere Moderationen:

•	 Was ist das Zwischenziel der nächsten Moderation?
•	 Ist das Zwischenziel realistisch?
•	 Traue ich mir die Moderation zu?
•	 Wer übernimmt die Ko-Moderation?
•	 Wie ist der Ablauf der Moderation („Drehbuch“)?
•	 Welche Prozessfragen sind notwendig?
•	 Wie lange brauchen wir?
•	 Wie sieht die Rollenverteilung aus? Wer macht was?
•	 Wer soll an der Moderation teilnehmen (Betroffene, Betei-

ligte, Experten, „potenzielle Saboteure“ …)?
•	 Wie ist der Stand der Informationen der Teilnehmer?
•	 Müssen die Teilnehmer eine Vorinformation erhalten?
•	 Wer schreibt das Protokoll?
•	 Wie soll die Raumgestaltung aussehen?
•	 Was soll in der Einladung stehen?
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	 Die Moderation sollte gut vorbereitet und dennoch offen 
und flexibel auf die Teilnehmer der Gruppe orientiert sein. In 
der Regel überlegt der Moderator während der Durchführung 
der Moderation mit jedem Schritt, ob das von ihm im Vorfeld 
geplante methodische Vorgehen jetzt wirklich so einsetzbar 
ist oder ein anderes Element bzw. ein anderer Schritt zu wäh-
len ist. Ein Hilfsmittel für die Planung der Moderation ist das 
„Drehbuch“ oder der Moderationsplan, der in folgender Ab-
bildung dargestellt ist:

Moderationsplan für …

Schritt	 Ziel	 Methode	 Hilfsmittel/	 Zeit	 Moderator
				    Medien

gesamte 	 Beschluss von	 Gesamter	 1 Moderations-	 ca.	 Team
Moderation	 ersten Maß-	 Moderations-	 5 Pinnwände	 3,5 h	 A + B
	 nahmen zur	 zyklus	 1 Flipchart +
	 Verkürzung		  Visualisierungen

1. Einstieg	 •	Eröffnung	 Ein-Punkt-	 vorbereitetes	 15	 A eröffnet
	 •	gutes Ar-	 Abfrage	 •	visualisiertes	 min	 B stellt Frage
		  beitsklima			   Raster		  vor
	 •	Hinführung		  •	visualisierte
					     Frage

2. Sammeln	 …	 …	 …	 …	 …

	 3. Setting (Ort, Ausstattung, Versorgung etc.)

	 Das Setting meint den technischen und physikalischen 
Aufbau des Ortes, an dem die Präsentation oder Moderation 
stattfindet. Wenn die Möglichkeit besteht, nehmen Sie im Vor-
feld so viel Einfluss wie möglich auf die Umgebung.

	 Der Ort und die Atmosphären sind für eine Präsentation 
und Moderation wie auch für jedes andere gelingende Ge-
spräch von Bedeutung.

	 Folgendes ist dabei zu berücksichtigen

•	 gute Sicht von jedem Platz auf die Projektionsfläche, das 
Flipchart, die Metaplanwand etc.

•	 die eigene Position vor der Gruppe und den verwendeten 
Medien – freie Sicht des Publikums sicherstellen

•	 Verzicht auf ein Rednerpult oder Tisch hinter dem Sie ver-
schwinden

•	 die geplanten Arbeitsmittel sind in ausreichender Anzahl 
vorhanden

•	 Raumgröße bietet ausreichend Platz für alle Anwesenden 
und Arbeitsmittel

•	 bewegliche nicht genutzte Möbel etc. lagern außerhalb
•	 Raumtemperatur ist regulierbar/angenehm
•	 Raumluft ist regulierbar/angenehm
•	 Lichtverhältnisse sind regulierbar – blendfreie Sicht für alle
•	 Technik ist funktionsfähig (Mikrophon – Handmikrophon 

oder Headset, Presenter – mit den Funktionen Start und 
Beenden, Blättern, dunkelschalten des Bildes)

•	 ggf. Getränk in greifbarer Nähe

 weitere Tipps:

zwei Markierungen am Boden für die eigene Position (ins-
besondere bei Präsentationen) für die gute Sicht

Beamer etc. sollte nach Möglichkeit von der Decke oder 
nahe an der Projektionsfläche hängen, um nicht durch den 
Projektionsstrahl laufen zu müssen

Stolperstellen abkleben

	 4. Visualisieren mit Flipchart

	 Die Vorteile eines Flipcharts

wirken lebendig 	 Durch das schrittweise Entwickeln
und persönlich	 von Ideen auf dem Flipchart können Teil-

nehmer in die Entstehung einbezogen 
werden und erhöht so deren Aufmerk-
samkeit.

erlauben 	 Während einer Präsentation kann
Spontaneität	 jederzeit auf das Flipchart zurückgegrif-

fen werden, um so die Verständlichkeit 
der Inhalte zu erhöhen.

als Ergänzungs-	 Neben einer PowerPoint-Präsentation
medium	 können Inhalte zusätzlich am Flipchart 

entwickelt werden. Durch diesen Me-
dienwechsel kann die Aufmerksamkeit 
der Teilnehmer neu gewonnen werden.

Blätter können 	 Wenn die Flipchart-Blätter im Raum auf-
als permanentes 	gehängt werden, sind diese permanent
Medium genutzt 	sichtbar. Dadurch prägen sich die Infor-
werden	 mationen besser ein. Die PowerPoint- 

Folien sind häufig nach dem Zeigen 
weg, somit ist PowerPoint ein „flüchti-
ges Medium“.

	 Hinweise für die Arbeit mit dem Flipchart

•	 Auswahl des richtigen Flipcharts (wenn möglich)
	 –	 sicherer Stand
	 –	 einfaches Umblättern der einzelnen Blätter
	 –	 Stiftablage
	 –	 Rollen für die freie Bewegung
	 –	 Höhenverstellung

•	 Papier
	 –	 kariertes Papier nutzen
	 –	 perforiertes Papier zum besseren Abtrennen
	 –	 ausreichend Papier beschaffen

•	 weiteres Material
	 –	 genügend und funktionsfähige Stifte
	 –	 Stiftsatz mit 4 Farben
	 –	 Keilstifte nutzen (geben schöneres Schriftbild)
	 –	 Wachsmalblöcke nutzen für farbliche
		  Hervorhebungen
	 –	 Klebestift (für Fehlerkorrektur)

 Tipp:

Wer professionell das Flipchart nutzt, kommt an einem ge-
pflegten Moderationskoffer nicht vorbei. Nur in einem Mo-
derationskoffer ist eine große Auswahl an Stiften und Mate-
rialien enthalten.

•	 das Visualisieren
	 –	 jedes Blatt hat eine Überschrift (Vorteil: kann zur Doku-

mentation genutzt werden, Inhalte sind besser nachvoll-
ziehbar)

	 –	 jedes Blatt hat eine Graphik oder ein Symbol (Vorteil: hält 
die Aufmerksamkeit hoch)

	 –	 Ränder lassen – oben und unten drei Karos / links und 
rechts zwei Karos (Vorteil: Flipchart wirkt aufgeräumt)

	 –	 vorschreiben, wenn es besonders schön werden soll, 
oder Teile (z.B. die Überschrift) vorschreiben und den 
Rest mit der Gruppe entwickeln

	 –	 Scribbles nutzen (Vorteil: grob vorgezeichneter Entwurf 
auf DIN-A4-Blatt hilft)

	 –	 mit Bleistift vorzeichnen (Vorteil: Grafiken sind sauber 
vorgezeichnet, Proportionen stimmen)
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	 –	 mindestens drei Farben verwenden – z.B. schwarz, rot, 
blau (Vorteil: erhöhen die Aufmerksamkeit helfen, Wich-
tiges von Unwichtigem zu unterscheiden)

	 –	 Farbwirkung beachten, Text: schwarz oder blau, Hervor-
hebungen: rot

	 –	 Schlüsselworte und Satzfragmente nutzen (Vorteil: hohe 
Übersichtlichkeit)

	 –	 Groß- und Kleinschreibung nutzen (Vorteil: bessere Les-
barkeit)

	 –	 Druckschrift verwenden (Vorteil: bessere Lesbarkeit)
	 –	 kurze Unter- und Oberlängen verwenden
	 –	 Schriftgröße bei mittlerer Gruppengröße (bis zu 20 Teil-

nehmern) Großbuchstaben zwischen 1½ und zwei Li-
nien bei kariertem Papier, Kleinbuchstaben mindestens 
ein bis maximal 1½ Linien. Sie sollte optisch weder 
„brüllen“ noch „nuscheln“.

	 –	 einfache Symbole wie z.B. Smileys, Ausrufezeichen, Fra-
gezeichen unterstützen wichtige Aussagen

Seite !57

Großbuchstaben zwischen 1 ½ und zwei Linien bei kariertem Papier, 
Kleinbuchstaben mindestens ein bis maximal 1 ½ Linien. Sie sollte optisch 
weder „brüllen“ noch „nuscheln“. 

 - einfache Symbole wie z.B. Smileys, Ausrufezeichen, Fragezeichen  
  unterstützen wichtige Aussagen 

!  
Abb. 18 

 - schöne Überschriften entwickeln (Wolken sind „out“) 
 - Fehler mit einem Stück Papier überkleben 

 ♦ weitere Tipps:  

Flipchart als Merkzettel (eigene Notizen mit Bleistift machen) 

nur behandelte Charts sind sichtbar (vorbereitete Flipcharts erst später zeigen) 

Charts im Raum aufhängen (permanente Bilder prägen sich besser ein) 

Visualisierungswörterbücher für die wichtigsten Visualisierungen nutzen oder ein 
Seminar besuchen

	 –	 schöne Überschriften entwickeln (Wolken sind „out“)
	 –	  Fehler mit einem Stück Papier überkleben

 weitere Tipps:

Flipchart als Merkzettel (eigene Notizen mit Bleistift machen)

nur behandelte Charts sind sichtbar (vorbereitete Flipcharts 
erst später zeigen)

Charts im Raum aufhängen (permanente Bilder prägen sich 
besser ein)

Visualisierungswörterbücher für die wichtigsten Visualisie-
rungen nutzen oder ein Seminar besuchen

	 Beispiele:
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Beispiele: 

einfache Symbole Aufzählungen

 !  !  

 !  !  

 !  !  

 !  !  

Abb. 23 - 30

 !  !  

 !      !  
Abb. 19 - 22

	 5. Kreativtechniken / Lösungsfokussierung

	 5.2. Lösungsfindung durch Fragen

	 Fragen zu stellen ist eine Art, sich Informationen zu be-
schaffen. Die richtige Frage zum geeigneten Zeitpunkt kann 
eine wirkungsvolle Intervention sein. Mit gut gestellten Fra-
gen wird die Aufmerksamkeit der Teilnehmenden in eine nütz-
liche Richtung gelenkt und das Suchen nach Lösungen ermög-
licht.

	 Vor dem Hintergrund der sozialen Interaktion aller Betei-
ligten können Fragen einen Perspektivwechsel ermöglichen 
und im Idealfall Bewusstsein für die Situation und neue Hand-
lungsmöglichkeiten entstehen. Weiterhin können durch Fra-
gen neue Informationen an die Teilnehmenden herangetragen 
werden, durch die neue Sichtweisen und Denkprozesse an-
geregt werden, so dass alte Denkmuster aufgebrochen und 
neue Lösungswege beschritten werden können.

	 Ziele:

•	 Informationen zum Kontext sammeln
•	 zirkuläre Prozesse in Beziehungen sowie deren Interpre-

tationsmuster und Kommunikationsangebote sichtbar ma-
chen

•	 festgefahrene Kommunikations- und Verhaltensmuster so-
wie Beziehungskonstellationen durch gezielte Einnahme 
von unterschiedlichen Beobachterpositionen und durch 
Perspektivwechsel verflüssigen

•	 Ideen für neue Deutungsmuster und Handlungsoptionen 
streuen

	 Fragetechnik

	 Grundsätzlich eignen sich offene Fragen – sogenannte W-
Fragen (was, wann, welche, wer, wie, woran, wodurch – au-
ßer: warum) besser, weil sie durch die beschreibende Antwort 
mehr Informationen liefern.

	 Geschlossene Fragen führen im Ergebnis zu einer Ja-/Nein- 
Antwort.

	 Fragen nach dem Ziel (definieren das angestrebte Ergeb-
nis)

•	 Was wollen Sie erreichen? Welches Ergebnis wollen Sie 
erzielen?

•	 Woran erkennen Sie, dass das Ergebnis erreicht ist?
• 	 Welche positive Veränderung verbinden Sie mit dem Ziel? 

Was ist Ihre Intention?
•	  Wie realistisch / machbar schätzen Sie das gewünschte 

Ergebnis ein?
•	 Bis wann wollen Sie das erreichen?

	 Alle Fragen, die in Richtung SMART-Regel führen, sind da-
bei hilfereich.

	 Ein Ziel definiert sich wie folgt:

spezifisch:	 es gibt einen konkreten Endstand
messbar:	 es gibt Indikatoren, die aufzeigen, dass das Ziel 

erreicht ist
akzeptiert:	 es ist akzeptiert/gewünscht/attraktiv
realistisch:	 es ist tatsächlich machbar oder ggf. in Teilziele 

unterteilbar
terminiert:	 es gibt einen Endzeitpunkt, an dem das Ziel er-

reicht ist
	 Es kann vorkommen, dass die Teilnehmenden/das Gegen-
über in der aktuellen Situation oder im Problem verhaftet ist, 
so dass der Lösungsweg über „Umwege“ beschritten wer-
den muss. Für das Lösen aus der (problematischen) Situation 
können folgende Fragenbeispiele helfen:
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	 Fragen nach Ausnahmen (verdeutlichen, dass ein Pro-
blem nicht allgegenwärtig ist)

•	 Wann war es richtig gut?
•	  Wie oft/wie lange ist das Problem nicht aufgetreten?
•	  Was haben Sie zu dieser Zeit anders gemacht?
•	  Wie könnten Sie mehr von dem machen, was Sie in „Nicht-

Problem-Zeiten“ gemacht haben?
	 Fragen nach Ressourcen (eröffnen den Blick auf Stärken 
und Fähigkeiten)
•	 Was soll so bleiben, wie es ist, was ist gut daran?
•	 Was gefällt Ihnen am besten?
•	 Was ist schon mal richtig gut gelungen und wie haben Sie 

das erreicht?

	 Verhaltensfragen (erhellen den Wirkungswechsel zwi-
schen Beteiligten)

•	 Was trägt jeder einzelne dazu bei, um diese (problemati-
sche) Situation herbeizuführen?

•	 Welche Verhaltensweisen tragen zum gemeinsamen Ziel 
mehr bei und welche weniger?

•	 Wie können Sie erreichen, dass Person XY ein anderes Ver-
halten zeigt?

•	 Was tun Sie in dieser Situation (nicht), das Sie in bisherigen 
Situationen getan haben?

	 Fragen nach Unterschieden (machen die Veränderung 
zwischen Problem und Lösung deutlich)

•	 Was ist dann anders?
•	 Was machen Sie dann anders?

	 Fragen nach Beschreibungen, Erklärungen, Bewertung 
(helfen zwischen Wahrnehmung und Bewertung zu unter-
scheiden)

	 Fragen nach Beschreibungen

•	 Woran erkennen Sie, dass das Ziel erreicht ist.
•	 Wie würde eine außenstehende Person die Situation be-
schreiben?

	 Fragen nach Erklärungen

•	 Wie erklären Sie sich, dass das Problem genau in Ihrer Ab-
teilung auftritt?

•	 Wie würden Sie sich das plötzliche Eintreten des Ziels er-
klären?

	 Fragen nach Bewertungen

•	 Wie bewerten Sie das erreichte Ergebnis?
•	 Wie bewerten es Ihre Mitarbeiter/innen, Kollegen/innen 

etc.?
•	 Wie könnte man zu einer umgekehrten/ganz anderen Be-

wertung gelangen?

	 Fragen nach Mustern (helfen unbewusste Handlungswei-
sen herauszufinden)

	 Menschen wiederholen oder verstärken Verhaltensweisen, 
mit denen sie gute Erfahrungen gemacht haben. Dies kann 
dann problematisch werden, wenn ein anderes Umfeld diese 
nicht anerkennt.

•	 Was tun Sie genau der Reihe nach, sodass genau das Pro-
blem herauskommt? Was tun andere als Aktion/Reaktion?

•	 Wenn wir diese Vorgehensweise als Kochrezept betrach-
ten würden: welche Schritte müssten wir genau der Reihe 
nach beachten, damit am Schluss das Problem heraus-
kommt? Welche müssten wir konkret beachten, damit kei-
nesfalls das Problem herauskommt?

•	 Welche Schritte müsste ich befolgen, wenn ich das Pro-
blem herstellen wollte?

•	 Welche Schritte müsste ich weglassen, damit das Problem 
gar nicht entsteht?

•	 Welche Schritte müsste ich ergänzen, damit das Problem 
gar nicht entsteht?

	 Zirkuläre Fragen (verdeutlichen, wie das eigene Verhalten 
mit Re-/Aktionen anderer verknüpft ist und erzeugen einen 
Perspektivwechsel)
•	 Was würde ein Außenstehender darüber sagen?
•	 Was würden Ihre Kunden tun, um das Verhältnis zwischen 

den beiden Abteilungen zu verbessern?
•	 Was könnten Sie tun, damit der Chef die Zusammenarbeit 

zwischen den Abteilungen als optimal beschreibt?
•	 Welche Beziehungen zwischen wem und wem in Ihrem 

Unternehmen unterstützen Sie bei der Erledigung Ihrer 
Aufgaben, welche behindern Sie am meisten?

	 Hypothetische Fragen (regen an, in den Zielzustand ein-
zutreten und das veränderte Verhalten aller Beteiligten zu si-
mulieren)

•	 Angenommen, Sie führen diese Methode etc. ein – wie 
würden die Mitarbeiter/innen reagieren?

•	  Angenommen, Sie beziehen Ihre Mitarbeiter/innen in die-
se Frage mit ein. Was wäre wichtig für sie?

•	  Angenommen, Sie würden heute in einem Jahr auf die 
Erreichung Ihres Ziels zurückblicken. Welche Meilensteine 
wären besonders wichtig gewesen? Was waren damals 
die ersten kleinen Schritte, die zur Erreichung des Ziels ge-
führt haben?

	 Paradoxe Fragen (sind widersprüchlich und sollten selten 
verwendet werden)

•	 Wer müsste im Projekt/Unternehmen was tun, um das 
Problem noch zu verschlimmern?

•	  Was wäre schlechter, wenn das Problem weg wäre (se-
kundärer Gewinn)

	 Verrückte Fragen (bringen Humor und haben kreatives 
Potenzial)

	 Sie sollten jedoch angekündigt und die Nützlichkeit heraus-
gestellt werden.

•	 Angenommen, Ihr Leitbild könnte sprechen: Welche Mei-
nung würde es über seine Anwendung in diesem Unter-
nehmen haben?

•	 Woran erkennen Sie in Ihren Teamsitzungen, dass das Ziel 
mit im Raum ist?

	 5.3. 635-Methode/Brainwriting

	 Die Methode 635 ist eine Variante des Brainwriting, sprich: 
eine Art schriftliches Brainstorming.
	 635 bedeutet: 6 Teilnehmer, 3 Lösungsvorschläge, 5 Minu-
ten.
	 Jeder Teilnehmer erhält ein Blatt, auf dem die Fragestel-
lung, zu der eine Lösung zu erarbeiten ist, formuliert ist.
	 In den kommenden fünf Minuten muss er nun drei Lö-
sungsvorschläge auflisten. Dann reicht er das Blatt an seinen 
Nachbarn weiter und bekommt seinerseits von seinen ande-
ren Nachbarn ein Blatt, auf dem bereits drei Vorschläge notiert 
sind.

	 Davon inspiriert schreibt er in den nächsten fünf Minuten 
drei weitere neue Ideen hinzu und so weiter. Beendet ist die 
Sitzung, wenn jeder Teilnehmer jedes Blatt gehabt hat, also 
nach einer halben Stunde. In dieser Zeit sind 108 (= 6 × 3 × 6) 
Vorschläge entstanden.
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	 Deren Bewertung sollte übrigens am besten erst am 
nächsten Tag erfolgen. Denn die Beteiligten müssen „geistig 
umschalten“; nun ist sachliche Kritik erwünscht, und „wilde 
Ideen“ müssen auf ihre Brauchbarkeit untersucht werden.

	 Die Methode 635 setzt die Teilnehmer unter gehörigen kre-
ativen Stress; unter Zeitdruck muss eine Vielzahl von Ideen 
produziert werden. Das kann die Produktivität anstacheln, 
aber im Einzelfall auch blockieren.

	 Man sollte diese Methode daher zunächst im kleinen Rah-
men ausprobieren und auch nur wohl dosiert einsetzen (vgl. 
Sperling; Wasseveld-Reinhold, 2011).

	 5.4. Morphologischer Kasten

	 Der morphologische Kasten, entwickelt von dem Schwei-
zer Astrophysiker Fritz Zwicky, ist eine Methode, bei der sys-
tematisch an die Ideenfindung herangegangen und mithilfe 
einer Matrix gearbeitet wird.

	 Sie eignet sich daher besonders für Personen, die es ge-
wohnt sind, technisch-analytisch zu denken. Aus gutem Grund 
wird der morphologische Kasten häufig bei sogenannten Kon-
stellationsproblemen, also z. B. bei der Produktentwicklung, 
angewandt.

	 Im Prinzip geht es darum, das zu lösende Problem in ab-
gegrenzte Teilaspekte zu zerlegen. Durch beliebige Variation 
und Kombination dieser Aspekte  entstehen zahlreiche neue 
potenzielle Lösungswege für Ihr Problem; die Wahrscheinlich-
keit steigt, möglichst nahe ans Lösungsoptimum zu gelangen. 
Das Verfahren beinhaltet die folgenden fünf Schritte:

1.	 Definition und Analyse des Problems: Die Fragestellung 
wird festgelegt und kommt als Überschrift über den mor-
phologischen Kasten.

2.	 Bestimmung der Parameter: Den Teilaspekten werden 
übergeordnete Parameter zugeordnet, und diese werden 
in die erste Spalte der Matrix übertragen. Die (aus Kom-
plexitätsgründen) maximal sieben ausgewählten Merk-
male sollten möglichst unabhängig voneinander sein, auf 
sämtliche Lösungsvarianten zutreffen und für das Gesamt-
problem relevant sein. Dieser Schritt ist der kritischste und 
kann durch den Einsatz weiterer Kreativitätstechniken wie 
Mindmapping unterstützt werden.

3.	 Bestimmung möglicher Ausprägungen der Parameter: Je 
Parameter werden mögliche  Ausprägungen bestimmt und 
in die Matrixfelder rechts neben dem zugehörigen Merk-
mal eingetragen. Ergeben sich in diesem Schritt zu viele 
Merkmalsausprägungen, die sich nicht mehr einfach über-
blicken lassen, kann durch die Zerlegung in Teilmatrizen die 
zu hohe Komplexität reduziert werden.

4.	 Festlegung der Kombinationen: Jede mögliche Kombina-
tion einzelner Ausprägungen stellt eine Lösung dar, die in 
der Matrix mit einer Linie verbunden wird.

5.	 Alternativenbewertung und Lösungsauswahl: Die in Schritt 
4 identifizierten Alternativen werden auf technische Mach-
barkeit und Wirtschaftlichkeit überprüft, um die optimalen 
Lösungen auszuwählen.

	 Ein Vorteil des morphologischen Kastens ist, dass die Pro-
tokollierung der Ergebnisse entsprechend automatisch auf 
dem Formular erfolgt. Er ist sowohl für die Gruppenanwen-
dung als auch für die Einzelbearbeitung geeignet.

Veranstaltungs-	 Moderation	 Diskussion	 Workshop	 Präsentation
art

Teilnehmerzahl	 12	 30	 50	 25

Visualisierungs-	 Flipchart	 Beamer	 Metaplanwand	 ohne
medium

Bestuhlung	 U-Form mit	 Stuhlkreis	 Reihen ohne	 Arbeits-
	 Tisch		  Tisch	 stationen

Anzahl der Redner/	 1	 2	 3	 4
Moderatoren

	 6. Quellen

	 Monografien/ Sammelwerke:

Bierbaum, Thomas; Friedrich, Kerstin (2016): Systemisches 
Coaching, FH Potsdam

Doppler, Klaus; Lauterburg, Christoph (2008): Change Ma-
nagement, den Unternehmenswandel gestalten, Campus 
Verlag GmbH

Freimuth , Joachim (2010): Moderation (Praxis der Personal-
psychologie, Band 22), Hogrefe Verlag

Funcke; Havenith (2011): Moderations-Tools, managerSemina-
re Verlags GmbH

Krämer-Stürzl,  Antje (2014): Moderation und Veranstaltungs-
planung, TU Kaiserslautern

Sperling; Wasseveld-Reinhold (2011): Moderation, Haufe-Lex-
ware

TU Kaiserslautern (2018): Erfolgreich präsentieren

	 Internetquellen
abb seminare (2018): Flipchartgestaltung: 10 Profi-Tipps für 

tolle Flipcharts, online im Internet http://www.abb-semina-
re.de/blog/flipchartgestaltung/, Zugriff April 2018

Krawiec Consulting (2018): 40 Tipps für das Flipchart und –
Gestaltung, online im Internet https://train-the-trainer-semi-
nar.de/monatstipps/tipps_fuers_flipchart.html, Zugriff April 
2018

	 Bilder
	 Abbildung 1 bis 30, pixabay.com
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„Sag ich nicht!“ – Amtsermittlung, Berufsgeheimnisse und 
Sozialdatenschutz in Kindschaftssachen

– Bericht über den Lübecker Fachtag Familienrecht am 22.11.2019 –
Prof. Dr. Christof Radewagen, Professor an der Hochschule Osnabrück, und Ingo Socha, Richter am Amtsgericht Lübeck

	 Aus welchem Grund dürfen Daten im Rahmen des Kinder-
schutzes an wen weitergegeben werden? In welchen Fällen 
besteht sogar die Pflicht dazu? Wirklich sicher kann kaum je-
mand diese Fragen beantworten. Rechtstatsächliche Untersu-

chungen1 zeigen, dass es hier bei allen Akteuren (Jugendamt, 
freie Träger, Familiengericht, Kindertageseinrichtungen, medi- 
–––––––––––––
	 1	 Beckmann/Lohse, JAmt 2019, 490, 493.



SchlHA 7/2020� 263

zinisches Personal) dringenden Bedarf für Weiterbildung gibt. 
Dass das auch in Schleswig-Holstein so gesehen wird, zeigen 
die Anmeldezahlen für den Lübecker Fachtag zum Familien-
recht „Sag ich nicht! – Amtsermittlung, Berufsgeheimnisse 
und Sozialdatenschutz in Kindschaftssachen“: Auf 120 Plätze 
haben sich 200 Interessierte aus der Justiz, den rechtsbera-
tenden und sozialen Berufen beworben. Die Hauptreferate 
hielten Prof. Dr. Christof Radewagen und Angela Smessaert, 
ein weiterer Impuls kam von Barbara Körffer (siehe Kasten). 
Dieser Beitrag fasst die wesentlichen Themen des Fachtages 
zusammen. 

	 Soziale Arbeit lebt von vertrauensvollen Beziehungen zwi-
schen den Beteiligten – so die basale Botschaft aller Vortra-
genden.

	 Dabei kann Datenschutzrecht allein Vertrauen weder schaf-
fen noch hindert es per se die Zusammenarbeit. Das wurde 
durch den Vortrag von Christoph Radewagen schnell deutlich.

Prof. Dr. Christof Radewagen ist Professor für Handlungs-
theorien und Methoden Sozialer Arbeit an der Hochschule 
Osnabrück. Seine Schwerpunkte liegen im Vertrauensschutz 
und Kinderschutz.

Er war langjährig im Bereich der Jugendhilfe bei einem Frei-
en Träger mit Sitz in Niedersachsen tätig.

c.radewagen@hs-osnabrueck.de

	 Eine vertrauensvolle Beziehung entstehe dort, wo die 
Helfenden aufmerksam zuhörten und sozialethische Prinzipi-
en wahrten. Dazu gehöre selbstverständlich, dass die Rech-
te und die Privatsphäre der Betroffenen gewahrt würden. 
Schwieriger sei es mit der Transparenz: Werde im Interesse 
eines vermeintlich transparenten Verfahrens jede Information 
unmittelbar an das Jugendamt oder die Strafverfolgungsbe-
hörden weitergegeben, werde eine vertrauensvolle Arbeit mit 
den Betroffenen im Interesse der Kinder unmöglich. Gerade 
in der ambulanten Kinder- und Jugendhilfe erhielten die Fach-
kräfte einen tiefgehenden Einblick in familiäre Strukturen. 
Sie erführen von Problemen, Alltagsherausforderungen und 
Ängsten, die Justiz und Behörden oft verborgen seien. Grund-
lage der ambulanten Hilfe zur Erziehung sei das SGB VIII. 
Dieses leistungsorientierte Gesetz stehe auf den drei Grund-
säulen Partizipation, Ressourcenorientierung und Vertrauens-
schutz. Gerade der Vertrauensschutz trage entscheidend zum 
Gelingen von Hilfe bei und damit in Gefahrenfällen auch zur 
Sicherstellung des Kindeswohls. Wem man vertraue, dem öff-
ne man sich. Wem man sich öffne, dem sage man auch leich-
ter, was einem unangenehm sei, so z.B. auch Anhaltspunkte 
einer Kindeswohlgefährdung. Für die Fachkräfte sei es hier-
bei wichtig, den Vertrauensschutz als Qualitätsmerkmal ihres 
fachlichen Handelns zu verstehen. Das bedeute vor allem, kei-
ne Informationen ohne Rechtsgrundlage weiterzugeben und 
darüber hinaus möglichst nur mit Wissen der Betroffenen. Un-
entbehrlich dafür sei eine auf ethischen Prinzipien aufbauen-
de Haltung, den Adressaten auf Augenhöhe zu begegnen so-
wie profunde Kenntnisse in den Datenschutzvorschriften der  
DSGVO, dem StGB sowie den einschlägigen Vorschriften im 
SGB I, SGB VIII und SGB X.

	 Viele der Fragen, die unter dem Vorzeichen des Daten-
schutzes gestellt würden, kämen nicht auf, wenn die Helfen-
den das Sozialgesetzbuch so anwendeten, wie es gedacht 
sei. Immer wieder bemühten Mitarbeitende von Jugendäm-
tern und freien Trägern z.B. die Figur der „latenten Kindes-
wohlgefährdung“ oder des „Graubereichs“. Eine „latente Ge-

fährdung“ oder der „Graubereich“ seien dem Gesetz jedoch 
fremd. Entweder hätten die Fachkräfte einen Schutzauftrag 
oder nicht – ein Dazwischen gebe es nicht! Hätten die Mit-
arbeiter eines freien Trägers den Verdacht, es könnte eine 
Kindeswohlgefährdung vorliegen, müssten sie zunächst die 
Tatsachen, die dafür und dagegen sprächen, gewichten und 
diesen Vorgang dokumentieren. Von zentraler Bedeutung sei 
hierbei, dass sich der Gewichtungsvorgang fachlich rekonst-
ruieren lasse. Das bedeute, er habe auf einer strukturierten 
theoriebasierten Grundlage zu erfolgen. Hierfür seien von den 
Fachkräften neben der Erziehungsfähigkeit der Erziehungs-
berechtigten auch die Grundbedürfniserfüllung der Kinder/
Jugendlichen zu analysieren. Als Hilfsmittel könnten dabei 
Checklisten wie der Stuttgarter/Düsseldorfer Kinderschutzbo-
gen dienen, aber auch eine Inaugenscheinnahme des Kindes 
in seiner gewöhnlichen Umgebung. Es gehe dabei insbeson-
dere darum, das Verhalten der Eltern ihren Kindern gegenüber 
und die daraus für die Kinder/Jugendlichen entstehende Situ-
ation genau zu beschreiben. Auch hier gelte der Grundsatz der 
Partizipation, das bedeute, die Betroffenen seien am Prozess 
angemessen zu beteiligen. Nur in Fällen, in denen gewichti-
ge Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung festgestellt 
würden, müsse das Gefährdungsrisiko unter Beteiligung 
einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ eingeschätzt werden. 
Komme der Mitarbeiter eines freien Trägers nach der Risiko-
einschätzung zu dem Ergebnis, dass die Erziehungsfähigkeit 
der Eltern in einem Maße eingeschränkt sei, dass eine Kin-
deswohlgefährdung vorliege (das Kind/der Jugendliche also 
in seiner körperlichen, geistigen oder seelischen Situation 
einer konkreten Gefahr ausgesetzt sei, die zu einem Schaden 
geführt habe bzw. unmittelbar führen werde2), bestehe für 
ihn ein Schutzauftrag. In diesem Fall sei es zunächst wich-
tig, dass die Eltern des Kindes/Jugendlichen sowie das Kind 
bzw. den Jugendlichen über die Situation transparent infor-
miert würden. Es sei mit ihnen gemeinsam zu erkunden, ob 
die Erziehungsberechtigten eine Problemeinsicht hinsichtlich 
der eingeschätzten Gefährdungssituation hätten. Sei dies der 
Fall und kooperierten sie mit dem Träger bei der Gefahrenab-
wehr, bestehe datenschutzrechtlich nur dann die Möglichkeit, 
das Jugendamt über die Gefahr zu informieren, wenn die Be-
troffenen damit einverstanden seien. Anders verhalte es sich, 
wenn die Erziehungsberechtigten keinerlei Problemeinsicht 
zeigten, bei der Gefahrenabwehr nicht mitwirkten und auch 
die Leistungserbringer weitere Hilfen für fachlich notwendig 
erachteten. In diesem Fall sei dem Jugendamt die Gefahren-
situation – möglichst schriftlich – umgehend zur Kenntnis zu 
geben. Falsch sei es, so Radewagen, jede Gefährdung bzw. 
„latente“ Gefährdung „vorsorglich“ dem Jugendamt mitzu-
teilen. Dies entspreche weder den rechtlichen und ethischen 
Regeln sozialer Arbeit noch sei es konform mit den Bestim-
mungen des Sozialdatenschutzes

Angela Smessaert ist stellvertretende Geschäftsführerin  
der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ.

Dort betreut sie das Arbeitsfeld Organisations-, Finanzie-
rungs- und Rechtsfragen und die Reformdiskussion zum 
SGB VIII. 

Freiberuflich ist sie als Dozentin für Kinder- und Jugendhilfe-
recht tätig. Außerdem engagiert sie sich für Ombudschaft in 
der Jugendhilfe.

angela.smessaert@agj.de

–––––––––––––
	 2	 BGH v. 14.7.1956 – IV ZB 32/56, FamRZ 1956, 350
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	 Ähnlich äußerte sich Angela Smessaert. Freie Träger hätten 
keinen Auftrag zur Amtsermittlung, fügte sie hinzu. Zentral sei 
es, dass die Adressat:innen der Hilfe den Prozess mitgestal-
ten. Das dürfe nicht durch „detektivisches Stöbern“ im per-
sönlichen Umfeld konterkariert weren. Ließe sich die Sachla-
ge „mit Bordmitteln“ des freien Trägers nicht aufklären, so sei 
es geboten, den Fall zum Jugendamt zu eskalieren. Wichtig 
sei es, genau zu fragen, wie der Clearing-Auftrag formuliert 
und wo die Grenze der Tätigkeit des freien Trägers sei. 

	 Die Gefahr, dass der Datenschutz eine wirksame Zu-
sammenarbeit beim Kindesschutz hindere, sehe sie nicht. 
„Anvertraute Daten“ dürften nicht nur mit Einwilligung der 
Betroffenen weitergegeben werden, sondern stets an das Fa-
miliengericht im Rahmen einer Meldung nach § 8a SGB VIII, 
beim Wechsel der Fallzuständigkeit an die dann zuständige 
Fachkraft und an Fachkräfte, die im Rahmen der Gefährdungs-
einschätzung nach § 8a SGB VIII als insoweit erfahrene Be-
ratungspersonen zu beteiligen seien. Provoziere eine Familie 
häufige Wechsel der zuständigen Fachkraft, führe dies mithin 
nicht dazu, dass die für eine wirkungsvolle Abwehr einer Kin-
deswohlgefährdung erforderlichen Informationen bei der zu-
ständigen Behörde nicht vorlägen. 

	 Unsicherheiten würden zwar vordergründig auf die Anwen-
dung von datenschutzrechtlichen Regeln zurückgeführt, lägen 
aber eigentlich bei der fachlichen Einschätzung der Situation: 
Reagiere die Fachkraft zu früh? Zu spät? 

	 Sie könne das Gefühl von Überforderung verstehen, dass 
sich angesichts der großen Zahl von Vorschriften bei den Be-
troffenen einstelle. Die Vorschriften zum Sozialdatenschutz im 
Rahmen des SGB VIII würden derzeit zudem überarbeitet und 
an die Anforderungen der DSGVO angepasst. 

	 Die Angst vor strafrechtlicher Verfolgung sei jedoch unbe-
rechtigt. Zum einen sei die Zahl der Verurteilungen sehr gering. In 
2012 sei es bundesweit in nur 15 Fällen zu einer Verurteilung nach  
§ 203 StGB gekommen, also nach der Vorschrift, die den Ver-
rat eines Geheimnisses durch Berufsgeheimnisträger unter 
Strafe stelle. Diese Zahl enthalte nicht nur familienrechtliche 
Konstellationen, sondern etwa auch den Verrat von Geschäfts-
geheimnissen. Zum anderen fielen viele Personen – anders 
als sie glaubten – nicht unter die Vorschrift. So gelte § 203 
StGB insbesondere nicht für Erzieher:innen in Kindertagesein-
richtungen.  

	 Daneben wies Frau Smessaert darauf hin, dass auch bei 
der Arbeit beim gleichen Träger nicht alle Personen befugt  
seien, sämtliche Daten zu sehen. Insbesondere gebe es  
keinen Grundsatz „Der Chef weiß alles“. Auch der Hinweis  
auf gemeinsame Tätigkeit in einem Netzwerk oder einem 
Kooperationskreis, z.B. nach § 12 KSchG SH, sei keine aus-
reichende Rechtfertigung, personenbezogene Daten weiter-
zugeben. 

	 Vorschriften wie § 4 KKG bezeichnete sie schmunzelnd als 
„Rechtsbewusstmachungsgesetze“, Gesetze also, in denen 
es nicht darum gehe, einen Bereich neu oder abweichend 
zu regeln, sondern (nur) darum, dem Rechtsanwender die 
Rechtslage bewusst zu machen. Das zuständige Sozialminis-
terium evaluiere derzeit, ob und ggf. welche Wirkungen § 4 
KKG zeige. Schon jetzt lasse sich sagen, dass die Vorschrift 
weitgehend unbekannt sei und ihre Wirkung, die Rechtslage 
bewusst zu machen, daher nicht erreichen könne. 

	 Die nunmehr diskutierte Novelle sei ihrer Einschätzung 
nach nicht geeignet, diese Probleme zu lösen. Insbesondere 
dürfe die Reihenfolge der Absätze nicht wie geplant verän-

dert werden. Die Vorschrift bilde die erforderlichen Handlun-
gen in der logischen Reihenfolge ab. Stellte man die Absätze 
um, könnten die Träger von Berufsgeheimnissen weniger klar 
erkennen, unter welchen Voraussetzungen sie die Situation 
ihrer Patienten oder Klienten mit dem Jugendamt erörtern 
sollten. Eine Pflicht des Jugendamtes zur Rückmeldung an 
den Meldenden begrüße sie jedoch. 

	 Die Diskussion am Nachmittag war den praktischen Fragen 
gewidmet. Barbara Körffer fasste in ihrem Referat einige der 
datenschutzrechtlichen Fragen des Vormittags noch einmal 
so zusammen, dass sich Leitgedanken für den Arbeitsalltag 
daraus ableiten lassen. Ihr Tenor: Das Recht des Sozialdaten-
schutzes sei vom Gesetzgeber umfassend und ausreichend 
geregelt. Diese Regelungen seien aber auch erforderlich und 
dürften nicht auf simple Faustformeln reduziert werden.

Barbara Körffer ist stellvertretende Landesbeauftragte für 
Datenschutz Schleswig-Holstein. Sie leitet beim Unabhän-
gigen Landeszentrum für Datenschutz (ULD) seit mehreren 
Jahren den Bereich Polizei, Justiz, Verfassungsschutz und 
Videoüberwachung. Zuvor war sie abgeordnet an das Bun-
desministerium für Justiz.

Neben ihrer Tätigkeit beim ULD ist sie Mitautorin eines Kom-
mentars zur Datenschutz-Grundverordnung sowie Dozentin 
an der CAU Kiel.

Barbara@koerffer.de

	 Insbesondere die Teilnehmenden, die als Verfahrensbei-
stände tätig sind, stellten Fragen aus ihrem Arbeitsalltag, 
etwa die, ob sich ein Verfahrensbeistand eine „Schweige-
pflichtsentbindungserklärung“ geben lassen müsse, um mit 
Lehrerinnen und Erziehern zu sprechen.3

	 Fazit von Barbara Körffer: § 68 SGB VIII sei nicht analog 
auf den Verfahrensbeistand anzuwenden. Wer nur den „klei-
nen Auftrag“ nach § 158 Absatz 4 Satz 1 FamFG bekommen 
habe, dürfe Daten nur bei den am Verfahren beteiligten Fami-
lienmitgliedern erheben, in der Regel also bei Vater, Mutter  
und den Kindern. Sollten auch Nachbarn, Erzieher, Lehrer be-
fragt werden, bedürfe es dazu der Einwilligung der Betroffe-
nen.

	 Die Befugnis, Daten bei Dritten zu erheben, sei beim „gro-
ßen Auftrag“ des § 158 Absatz 4 Satz 1 FamFG weitgehender 
als beim „kleinen Auftrag“. Diskutiert wurde, wer unter „wei-
tere Bezugsperson“ im Sinne dieser Vorschrift zu fassen sei. 
Einig waren sich die Teilnehmenden, dass Erzieher:innen und 
Klassenlehrer:innen in der Regel „Bezugsperson“ in diesem 
Sinne sind, Nachbarn oder Fachlehrerinnen eher nicht. Klare 
Empfehlung der Datenschützerin: Ist man sich unsicher, lie- 
ber eine Einwilligung in die Erhebung der Daten bei Dritten 
und die weitere Verarbeitung erteilen lassen, bei Berufs-
geheimnisträgern auch eine Entbindung von der Schweige-
pflicht. 

	 Die engagierte Diskussion zeigte, wie wichtig es ist, inter-
disziplinäre Fortbildungen anzubieten. Nur so entwickelt sich 
Verständnis für die Arbeit und das Handeln der anderen am 
Verfahren beteiligten Professionen.

–––––––––––––––
	 3	 Vgl. dazu DIJuF-Rechtsgutachten 30.6.2014, Vf 1.120/J 7.230 Lh.
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II. Amtliche Veröffentlichungen
Aussetzung von Belohnungen für die Mitwirkung von

Privatpersonen bei der Aufklärung von Straftaten

	 Gemeinsamer Erlass des Ministeriums für Inneres, ländli- 
che Räume, Integration und Gleichstellung sowie des Ministe- 
riums für Justiz, Europa und Verbraucherschutz vom 24. Juni 

2020 – IV 4 – 35.06 –/II 302/4700 – 2 
(Amtsbl.Schl.-H. 2020 S. 1080/SchlHA 2020 S. 265)

	 Für die Mitwirkung von Privatpersonen bei der Aufklärung 
von Straftaten können nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen von den Staatsanwaltschaften und der Polizei Geld-
belohnungen ausgesetzt werden:

1.	 Für die Aussetzung von Belohnungen (Auslobungen) sind 
zuständig

	 a)	 im Bereich der Staatsanwaltschaften 
		  aa)	 die Generalstaatsanwältin oder der Generalstaats-

anwalt sowie 
		  bb)	die Leitenden Oberstaatsanwältinnen oder die Lei-

tenden Oberstaatsanwälte,
	 b)	 im Bereich der Polizei 
		  aa)	 das Landeskriminalamt,
		  bb) 	das Landespolizeiamt sowie
		  cc)	 die Polizeidirektionen.
2.	 Auslobungen durch die Polizei dürfen nur mit Zustimmung 

der Staatsanwaltschaft erfolgen.
	 Ausgenommen hiervon sind Auslobungen in Verfahren, in 

denen die Staatsanwaltschaft noch nicht beteiligt ist und 
die Bedeutung der Sache bzw. andere Erwägungen die 
Selbstvornahme der Staatsanwaltschaft nicht annehmen 
lassen.

3.	 Hält die Staatsanwaltschaft in den Fällen der Nummer 2. 
Satz 1 eine Auslobung für angezeigt, verständigt sie sich 
mit der Polizei über die Höhe der Belohnung. Besteht Ein-
vernehmen, so lobt die Polizei aus; sie hat in der öffentli-
chen Bekanntmachung zum Ausdruck zu bringen, dass die 
Auslobung im Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft 
vorgenommen wird. Besteht kein Einvernehmen, so kann 
die Staatsanwaltschaft selbst ausloben.

	 In den von Nummer 2. Satz 2 umfassten Fällen kann die 

Polizei selbständig Auslobungen vornehmen. Von der Aus-
lobung ist die Staatsanwaltschaft zu unterrichten.

4.	 Nach Abgabe der Ermittlungsakten nimmt ausschließlich 
die Staatsanwaltschaft Auslobungen vor.

5.	 Die Aussetzung mehrerer selbständiger Belohnungen 
durch Polizei und Staatsanwaltschaft in derselben Strafsa-
che ist unzulässig. Für eine Belohnung dürfen nicht gleich-
zeitig Haushaltsmittel beider Verwaltungen herangezogen 
werden.

6.	 Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Erlass wer-
den durch das Justiz- bzw. Innenressort für den jeweiligen 
Geschäftsbereich gesondert getroffen.

7.	 Inkrafttreten; Außerkrafttreten
	 Der Erlass tritt am 1. Juli 2020 in Kraft und ist befristet bis 

zum 30. Juni 2025.

–––––––––––––––––––––––� –––––––––––––––––––––––––––
	Ministerium für Inneres	 Ministerium für Justiz, Europa
	ländliche Räume, Integration	 und Verbraucherschutz
	 und Gleichstellung	 Dr. Dirk Bahrenfuss
	 Dr. Holleck	 Leiter der Abteilung II 3 –
	Polizeiabteilungsleiter (IV 4)	 Rechts- und justizpolitische	
		  Angelegenheiten, Gerichte
		  und Staatsanwaltschaften,
		  Gnadenwesen

––––––––––––––

Schleswig-Holsteinisches Anwaltsgericht

Vfg. der Präsidentin d. SchlHOLG vom 14. Mai 2020 
– 3172 – 43 SH –

(SchlHA 2020, S. 265)

	 Ernannt mit Wirkung zum 1. August 2020 für die Dauer von 
fünf Jahren unter Berufung in das Richterverhältnis als eh-
renamtlicher Richter zum Mitglied des Schl.-Holst. Anwalts-
gerichts ist Rechtsanwalt Peter Stimper aus Dalldorf.

III. Personalnachrichten
Oberlandesgericht

	 Ernannt:  Zum Justizoberinspektor: Justizinspektor Ste-
fan Knospe.

Gerichte

	 Ernannt:  Zur Justizinspektorin: Rechtspflegeranwärterin 
Claudia Treede, Amtsgericht Schleswig; Rechtspflegeranwär-
terin Varina Heller, Amtsgericht Eutin.
	 Zur Sozialinspektorin: Bewährungshelferin Sandra Klasen, 
Landgericht Itzehoe.
	 Zur Gerichtsvollzieherin: Justizhauptsekretärin Mareike Nüß-
gen, Amtsgericht Lübeck; Justizhauptsekretärin Sabrina Witt-
mann, Amtsgericht Elmshorn; Justizhauptsekretärin Janine  
Petersen, Amtsgericht Ahrensburg; Justizhauptsekretärin  
Jessica Schult, Amtsgericht Kiel; Justizobersekretärin Vanessa  
Steinfeldt, Amtsgericht Bad Segeberg; Justizobersekretärin 
Viktoria Semrau, Amtsgericht Norderstedt; Gerichtsvollzieher-
anwärterin Alina Dabbert, Amtsgericht Elmshorn; Gerichts-
vollzieheranwärterin Melanie Vogel, Amtsgericht Neumünster.
	 Zum Ersten Justizhauptwachtmeister (A6): Erster Justiz-
hauptwachtmeister Oliver Thomsen, Amtsgericht Schleswig.

	 Versetzt :  Justizamtfrau Nicole Ciesielski vom Amts- 
gericht Lübeck zum Landgericht Lübeck; Justizinspektorin 
Fabiola Bley vom Amtsgericht Ratzeburg an das Amtsgericht 
Lübeck.
	 Versetzung in den Ruhestand: Obergerichtsvollzieher 
Axel Herdam, Amtsgericht Bad Segeberg.
	 Eintr i tt  in den Ruhestand: Justizoberamtsrätin Doris 
Kube, Amtsgericht Schwarzenbek.

Sozialgerichtsbarkeit

	 Ernannt: Zum Justizoberinspektor: Justizinspektor Christian  
Spielmeyer, Sozialgericht Itzehoe.

Staatsanwaltschaften

	 Ernannt:  Zum Staatsanwalt – als Gruppenleiter –: Staats-
anwalt Dr. Jens Michael Buscher, Staatsanwaltschaft bei dem 
Landgericht Lübeck.
	 Zum Staatsanwalt: Richter Dr. Felix Doege, Staatsanwalt-
schaft bei dem Landgericht Kiel.
	 Versetzung in den Ruhestand: Staatsanwältin Jutta 
Suhr, Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel.
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Vollzugsanstalten

	 Ernannt:  Zum Justizamtsinspektor: Justizhauptsekretär 
Tim-Oliver Nickels, JVA Neumünster; Justizhauptsekretär 
Bernd Küstner, JVA Neumünster; Justizhauptsekretär Torben 
Schmidt, JVA Neumünster

Notare

	 Ernannt:  Zur Notarin: Charlotte Buchholtz, Bordesholm.
	 Zum Notar: Jochen Stöver, Kellinghusen; Klaus Eschenburg,  
Norderstedt.
	 Notaramt erloschen: Michael Brandt, Halstenbek; Jürgen  
Fülscher, Husum; Henning Utermöhl, Lübeck; Peter Tadsen, 
Rensburg.

Zweite Staatsprüfung für Juristen
bestanden im Monat April/Mai 2020: April: Margarita  
Wartmann, Hamburg; Merlin Böttcher, Lübeck; Henning  
Gottschling, Hamburg; Felix Hermann, Hamburg; Svenja Peters,  
Lübeck; Svenja Killet, Elmshorn; Natalie Krusch, Kiel; Maximilian  
Riedel, Hamburg; Anne Wiesner, Rellingen; Christian Ertel, 
Kiel; Britt Petersen, Hamburg; Maximilian Leßner, Hamburg; 
Julian Tamke, Lübeck; Lukas Rohwoldt, Lübeck; Patrick Möller, 
Lübeck; Jan Möbius, Neumünster; Swantje Dammann, Ham-
burg; Sina Goia, Bargfeld-Stegen; Kim Rohde, Kronshagen. 
Mai: Marcel Dinse, Lübeck; Lara Oertel, Kiel; Lea Hansen,  
Hamburg; Michaela Dähne, Hamburg; Dennis Steinke, Vaale; 
Pia Domke, Lübeck; Dr. Justin Grapentin, Hamburg; Claas-
Philipp Eckhardt, Bilsen; Dana Meron, Lübeck; Marten Rauch, 
Pritzwalk.

IV. Ausschreibungen
Bek. d. MJEV vom 1. Juli 2020 – II 332/5112-E-1-53

(SchlHA 2020 S. 166)

	 Allgemeine Hinweise

	 Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderung ein. Schwerbehinderte und ihnen 
Gleichgestellte werden bei entsprechender Eignung bevor-
zugt berücksichtigt.
	 Die Landesregierung ist bestrebt, ein Gleichgewicht zwi-
schen weiblichen und männlichen Beschäftigten in der Lan-
desverwaltung und im Justizdienst zu erreichen. Sie bittet 
deshalb geeignete Frauen, sich zu bewerben und weist darauf 
hin, dass Frauen bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung vorrangig berücksichtigt werden.
	 Es besteht die Möglichkeit zur Teilzeitbeschäftigung.
	 Wegen der Einzelheiten wird auf die Allgemeine Verfügung 
über Stellenausschreibungen und Bewerbungen im Bereich 
der Gerichte und Staatsanwaltschaften vom 25.  März 2020 
(SchlHA 2020, S. 142) verwiesen.
	 Bewerbungen für die nachfolgend genannte(n) Planstelle(n) 
werden erbeten binnen drei Wochen ab Datum dieser Be-
kanntmachung, soweit nicht anders angegeben. Gleichzeitig 
wird um Mitteilung der aktuellen Privatanschrift gebeten.

	 1. Bekanntmachung:

	 Ich sehe Bewerbungen entgegen für die planmäßige Be-
setzung von

1	 Stelle der BesGr. R 2 mit Amtszulage für eine Oberstaats-
anwältin oder einen Oberstaatsanwalt – als Abteilungsleite-
rin oder Abteilungsleiter und zugleich ständige Vertreterin 
oder ständiger Vertreter der Leitenden Oberstaatsanwältin 
oder des Leitenden Oberstaatsanwalts – bei der Staatsan-
waltschaft bei dem Landgericht Flensburg.

	 Die Stelle ist mit einer Staatsanwältin oder einem Staats-
anwalt zu besetzen, die oder der sich in einem Beförderungs-
amt in besonderer Weise bewährt hat. Gesucht wird eine 
engagierte und verantwortungsbewusste Persönlichkeit, die 
den durchgeführten und noch anstehenden Strukturverände-
rungen in der Justiz aufgeschlossen gegenübersteht und in 
der Lage ist, diese aktiv gestaltend voranzutreiben. Unver-
zichtbar sind ein ausgeprägtes Organisationsvermögen sowie 
die besondere Befähigung zur Personalführung; gefordert ist 
ein kooperativer Führungsstil, der insbesondere die für neue 
Techniken und Organisationsformen notwendige Akzeptanz 
aller in der Justiz Tägigen schafft und sie zur verantwortlichen 
Mitgestaltung im Interesse des Ansehens der Justiz in der Öf-
fentlichkeit motiviert.

	 2. Bekanntmachung:

	 Ich sehe Bewerbungen entgegen für die planmäßige Be-
setzung von

1	 Stelle der BesGr. R 3 mit Amtszulage nach Anlage 8 
SHBesG für eine Vizepräsidentin oder einen Vizepräsiden-
ten des Landessozialgerichts bei dem Schleswig-Holsteini-
schen Landessozialgericht in Schleswig,

1	 Stelle der BesGr. R 2 mit Amtszulage nach Anlage 8 
SHBesG für eine Direktorin oder einen Direktor des Sozial-
gerichts bei dem Sozialgericht Itzehoe.

	 3. Bekanntmachung:

	 Ich sehe Bewerbungen entgegen für die planmäßige Be-
setzung von

1	 Stelle der BesGr. R 1 für eine Richterin oder einen Richter 
am Verwaltungsgericht bei dem Schleswig-Holsteinischen 
Verwaltungsgericht in Schleswig.

	 Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an schleswig-
holsteinische Richterinnen und Richter auf Probe sowie mit 
Ziel der Versetzung abgeordnete Richterinnen und Richter in 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit

	 4. Bekanntmachung:

	 Ich sehe Bewerbungen entgegen für die planmäßige Be-
setzung von

2	 Stellen der BesGr. R 1 für je eine Richterin oder einen Rich-
ter am Amtsgericht bei dem Amtsgericht Schleswig.

	 Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an schleswig-
holsteinische Planrichterinnen und Planrichter sowie Richter 
kraft Auftrags in der ordentlichen Gerichtsbarkeit

	 5. Bekanntmachung:

	 Ich sehe Bewerbungen entgegen für die planmäßige Be-
setzung von

2	 Stellen der BesGr. R 1 für je eine Richterin oder je einen 
Richter am Landgericht bei dem Landgericht Lübeck,

1	 Stelle der BesGr. R 1 für eine Richterin oder einen Richter 
am Amtsgericht bei dem Amtsgericht Lübeck,

1	 Stelle der BesGr. R 1 für eine Richterin oder einen Richter 
am Amtsgericht bei dem Amtsgericht Oldenburg.

	 Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an schles-
wig-holsteinische Richterinnen und Richter auf Probe in der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit.
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Justizinterne Ausschreibung

Bek. d. Präs. d. Schl.-Holst. Oberlandesgerichts 
vom 2. Juli 2020 – (5112 Ee – 80)

(SchlHA 2020 S. 267)

	 Ich sehe Bewerbungen entgegen für die Besetzung von

1 Stelle der Besoldungsgruppe A 6 der Besoldungsordnung A, 
Anlage 1 des SHBesG, mit einer Amtszulage gemäß § 54  
SHBesG, Anlage 8 des SHBesG, für eine Erste Justiz-
hauptwachtmeisterin oder einen Ersten Justizhauptwacht-
meister (Leitende Wachtmeisterin bzw. Leitender Wacht-
meister) bei dem Amtsgericht Neumünster.

	 Die ausgeschriebene Stelle richtet sich ausschließlich an 
Beamtinnen und Beamte im Justizwachtmeisterdienst des 
Landes Schleswig-Holstein.
	 Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderung ein. Sie werden bei entsprechen-
der Eignung bevorzugt berücksichtigt.
	 Es besteht die Möglichkeit zur Teilzeitbeschäftigung. 
	 Die Landesregierung ist bestrebt, ein Gleichgewicht zwi-
schen weiblichen und männlichen Beschäftigten in der Lan-
desverwaltung und im Justizdienst zu erreichen. Frauen wer-
den bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung vorrangig berücksichtigt.
	 Bewerbungen sind bis zum 28. Juli 2020 auf dem Dienst-
weg einzureichen und mit einer Stellungnahme und einer ak-
tuellen dienstlichen Beurteilung des Dienstvorgesetzten vor-
zulegen.
	 Gleichzeitig wird um Mitteilung der aktuellen Privatan-
schrift und um Mitteilung gebeten, ob Einverständnis mit der 
Einsichtnahme in die Personalakte durch die zuständige Per-
sonalvertretung, die Gleichstellungsbeauftragte sowie gege-
benenfalls zu beteiligende Stellen im Widerspruchsverfahren 
und Verwaltungsgerichtsverfahren besteht.

––––––––––––––

Die Norddeutsche Hochschule für Rechtspflege 
in Hildesheim sucht zum nächstmöglichen Termin

eine/n Professor/in (w/m/d, BesGr. W 2) für Handels- 
und Gesellschaftsrecht sowie für Bürgerliches Recht 
mit den Schwerpunkten Familien- und/oder Erbrecht 
(jeweils einschließlich des einschlägigen FamFG-Ver-

fahrensrechts).

	 Die Einstellungsvoraussetzungen ergeben sich aus § 25 
des Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG). Dazu ge-
hören insbesondere
–	 ein abgeschlossenes Hochschulstudium
–	 durch praktische Erfahrungen bestätigte pädagogisch-di-

daktische Eignung
–	 die besondere Befähigung zu vertiefter selbständiger wis-

senschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch eine über-
durchschnittliche Promotion nachgewiesen wird, und

–	 besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwick-
lung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in 
einer mindestens fünfjährigen beruflichen Praxis, von der 
mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs 
ausgeübt worden sein müssen. Dabei sind insbesondere 
in der Justiz erworbene praktische Erfahrungen in den ge-
nannten Rechtsgebieten von Vorteil.

	 Nach § 25 Abs. 3 NHG kann abweichend von den genann-
ten Voraussetzungen auch berufen werden, wer hervorragen-
de fachbezogene Leistungen in der Praxis und pädagogisch-di-

daktische Eignung nachweist.
	 Das Aufgabengebiet umfasst neben der praxisbezogenen 
Lehre im Handels- und Gesellschaftsrecht, allgemeinen Zivil-
recht sowie Familien- und/oder Erbrecht, die Forschung, die 
Abnahme von Prüfungen und die Studienberatung. Erwartet 
wird daneben die Bereitschaft zu fächerübergreifender Zu-
sammenarbeit insbesondere mit den Ausbildungsgerichten, 
zur Fortbildung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Justiz, zu regelmäßiger eigener methodisch-didaktischer Fort-
bildung sowie zur Übernahme von Funktionen in der akademi-
schen Selbstverwaltung.
	 Die Stelle ist teilzeitgeeignet. Schwerbehinderte Bewer-
berinnen und Bewerber werden bei sonst gleicher Eignung 
bevorzugt berücksichtigt. Bewerberinnen und Bewerber mit 
Migrationshintergrund sind erwünscht und willkommen.

	 Anfragen richten Sie bitte an den Rektor Prof. Dr. Schöpf-
lin (Tel.: 05121/1791021; E-Mail: FHHI-Rektor@justiz.nieder-
sachsen.de).
	 Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden bis 
zum 21.08.2020 an den Rektor der Norddeutschen Hochschu-
le für Rechtspflege, Godehardsplatz 6, 31134 Hildesheim, er-
beten.
	 Weitere Informationen zur Norddeutschen Hochschule für 
Rechtspflege finden Sie unter www.hr-nord.niedersachsen.de.

–––––––––––––––

Die Norddeutsche Hochschule für Rechtspflege

sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt mit einem halben Stel-
lenanteil im Abordnungswege bis zum 31.12.2021 (BesGr. bis 
A 13)

eine Rechtspflegerin oder einen Rechtspfleger (m/w/d) 
als Fachhochschuldozentin/Fachhochschuldozenten mit
Schwerpunkt in zumindest einem der folgenden Lehrge-
biete:
–	 Immobiliarvollstreckungsrecht (ZVG)
–	 Immobiliarsachenrecht mit Grundbuchverfahrensrecht
–	 Erbrecht

	 Die Bereitschaft, sich bei Bedarf in ein weiteres Fach einzu-
arbeiten, wird vorausgesetzt.
	 Die Voraussetzungen für die Bestellung der Fachhochschul-
dozentin oder des Fachhochschuldozenten ergeben sich aus  
§ 1 Abs. 3 der Verordnung über das wissenschaftliche Per- 
sonal an der Norddeutschen Hochschule für Rechtspflege 
(PersVO-FHR, Nds. GVBl. 2008, S. 268). Dazu gehören
a)	 ein abgeschlossenes Hochschulstudium,
b)	 pädagogische Eignung, die durch Erfahrungen in der Lehre 

oder Ausbildung erworben sein soll,
c)	 hervorragende fachbezogene Leistungen und Bewährung 

in einer mindestens fünfjährigen beruflichen Praxis, davon 
mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs.

	 Neben der Lehre umfasst der Aufgabenbereich die Abnah-
me von Zwischen- und Laufbahnprüfungen einschließlich der 
Bereitschaft zur Mitarbeit in der Selbstverwaltung der Hoch-
schule.

	 Die Ausschreibung richtet sich an Bewerberinnen und Be-
werber mit Neigung zu pädagogischer Tätigkeit und Interesse 
an wissenschaftlicher Arbeit.
	 Die Stelle ist teilzeitgeeignet. Schwerbehinderte Bewer-
berinnen und Bewerber werden bei sonst gleicher Eignung 
bevorzugt berücksichtigt. Es besteht Unterrepräsentanz von 
Männern. Qualifizierte Männer werden ausdrücklich aufge-
fordert, sich zu bewerben. Bewerberinnen und Bewerber mit 
Migrationshintergrund sind erwünscht und willkommen.



268� SchlHA 7/2020

	 Anfragen richten Sie bitte an den Rektor Prof. Dr. Schöpf-
lin (Tel.: 05121/17910-21; E-Mail: Martin.Schoepflin@justiz.
niedersachsen.de) oder den Prorektor und Studiendekan Prof. 
Dr. Inoue (Tel.: 05121/17910-27, E-Mail: norman.inoue@justiz.
niedersachsen.de).
	 Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden bis 
zum 17. Juli 2020 erbeten an:

Norddeutsche Hochschule für Rechtspflege
Rektor
Godehardsplatz 6
31134 Hildesheim

Weitere Informationen zur Hochschule finden Sie unter www.
hr-nord.niedersachsen.de.

V. Entscheidungen
BGB§ 313

1.	 Das Aufführen von Angeboten des Auftragnehmers als 
nachrangige Grundlage eines Rahmenvertrages führt 
nicht ohne weiteres dazu, dass eine dort enthaltene 
Kalkulationsgrundlage Vertragsbestandteil wird.

2.	 Die einseitige Angabe einer Kalkulationsgrundlage 
wird nicht zur Geschäftsgrundlage, wenn der Vertrags-
partner diese nur zur Kenntnis nimmt, aber nicht durch 
sein Verhalten deutlich macht, diese auch in die Ge-
schäftsgrundlage aufnehmen zu wollen.
SchlHOLG, 1. Zivilsenat, Urteil vom 8. Februar 2019 – 1 U 30/18 –, Bro.

Gegen die Entscheidung ist eine Nichtzulassungsbeschwerde erhoben worden 
(Az.: VII ZR 31/19)

	 Die Kl.in verlangt Zahlung weiteren Werklohnes aufgrund 
einer Anpassung ihrer Vergütung wegen Fehlens der Ge-
schäftsgrundlage. Die Kl.in hatte in zwei Angeboten, die vor 
Vertragsschluss abgegeben wurden angegeben, die Berech-
nung des Stundensatzes beruhe auf der Annahme, dass pro 
Jahr 20 000 Stunden allein schon für Wartungsarbeiten ab-
gerufen würden. Im Rahmenvertrag, der diese Angebote an 
letzter und vorletzter Stelle als Vertragsbestandteile aufführt, 
findet sich diese Unterscheidung nicht. Tatsächlich wurden 
zwar mehr als 20 000 Stunden jährlich abgerufen, allerdings 
für laufende Wartung, Arbeiten während der Stillstandspha-
sen der Anlagen und Projekte zur Erweiterung und Änderung 
der Gesamtanlage.
	 Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Eine Ge-
schäftsgrundlage, wie sie von der Kl.in ins Feld geführt werde, 
lasse sich aus dem Rahmenvertrag nebst der dort in Bezug 
genommenen Unterlagen nicht ableiten. Aus dem an zwei-
ter Rangstelle angeführten Verhandlungsprotokoll ergebe sich 
bereits, dass die Preise auf angenommenen 20 000 Stunden 
pro Jahr basierten, ohne dass dort eine weitere Einschrän-
kung vorgenommen worden sei. Dies gelte auch für die an 
dritter Rangstelle angeführten Ausschreibungsunterlagen. 
Der Hinweis, dass es sich lediglich um die Stunden im Be-
reich Maintenance handeln solle, ergebe sich ausschließlich 
aus den nachrangig genannten Angeboten der Kl.in. Durch 
die ihm Rahmenvertrag abgegebene Erklärung sei eindeutig, 
dass diese Angebote hinter die übrigen Erklärungen zurück-
treten sollten. Diese eindeutige Erklärung stehe damit einer 
Geschäftsgrundlage, wie sie die Kl.in annehme, entgegen. 
Zwar könne es sein, dass bei der Kl.in ein Missverständnis 
entstanden sei, sie habe gleichwohl den Rahmenvertrag mit 
abweichendem Inhalt akzeptiert. 
	 Die Kl.in habe abweichende mündliche Abreden bzw. einen 
eindeutigen Hinweis darauf, dass die Kl.in an ihrer Kalkulation 
festhalten wolle, nicht bewiesen. Soweit der Zeuge P angege-
ben habe, er habe die Gespräche so verstanden, dass es sich 
bei den 20 000 Stunden nur um die Maintenance-Arbeiten 
handele, stehe dies im Widerspruch zur Aussage des Zeugen 
E, der ebenso glaubhaft das gegenteilige Verständnis der Ge-
spräche geschildert habe. Die Gespräche hätten hiernach zur 
Auflösung des Widerspruches zwischen Angeboten und Auf-
fassung der Bekl. in deren Sinne geführt. Es sei deutlich ge-

macht worden, dass ein Partner überwiegend für Stillstands-
arbeiten gesucht worden sei.
	 Die Kl.in hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegt. Die 
Annahme von 20 000 Stunden für die Maintenance sei Basis 
der Kalkulation beider Vertragspartner gewesen. Die Kalkula-
tion des Stundensatzes sei erstrangig in den Vertrag einbe-
zogen worden. Selbst wenn man dies nicht annehmen woll-
te, sei der offengelegten Kalkulation seitens der Bekl. nicht 
entgegengetreten worden. Der Rahmenvertrag enthalte auf  
S. 26 den Kalkulationssatz und den hieraus gewonnenen Stun-
densatz. Die Annahme, dass die Kalkulationsbasis der Bekl. 
nachrangig zu anderen Vertragsgrundlagen sei, sei bereits 
hierdurch widerlegt. Die weiteren Vertragsgrundlagen könn-
ten herangezogen werden, um nachzuvollziehen, wie die Kl.in 
diesen Stundensatz ermittelt habe. Die Auffassung des Land-
gerichts bedeute, dass der Stundensatz selbst dann unver-
ändert bleiben müsse, wenn die Bekl. lediglich eine Stunde in 
der Maintenance abrufen würde, obwohl die Kl.in hierfür Ma-
terial und Personal im Wert von ca. 1 Mio € vorhalten müsse. 
Die Regelung in Ziff. 5 des Vertrages zeige zudem, dass die 
Kl.in auch die indirekten Kosten vergütet bekommen sollte. 
Entsprechend der Aussage des Zeugen P sei es erforderlich 
gewesen, eine Stundenanzahl zur Kalkulation des Preises zu-
grunde zu legen. Da die Kl.in laufend Personal vorzuhalten hat-
te, könne es sich hierbei nur um die Stundenanzahl der Main-
tenance handeln. Auch der Zeuge E habe bestätigt, dass ein 
Partner für Stillstandsarbeiten und Projekte gesucht worden 
sei, der aber auch ein gewisses Maß an Maintenancearbeiten 
ausführen sollte, damit die Mitarbeiter auf diese Weise ein-
gearbeitet werden konnten und Erfahrungen sammelten. Der 
Zeuge E habe zudem nicht sagen können, auf welche Weise 
er der Angabe in den Angeboten, die 20 000 Stunden seien 
für die Maintenance beabsichtigt, entgegengetreten sei. 
	 Die Bekl. verteidigt das angefochtene Urteil. Sie habe zu 
keiner Zeit eine angebliche Geschäftsgrundlage akzeptiert 
oder auch nur hingenommen. Die Bekl. greife die Beweiswür-
digung des Landgerichtes nicht in erheblicher Weise an. So-
weit Stillstandsarbeiten ausgeführt worden seien, seien die 
Erlöse als anderweitiger Erwerb anzurechnen.

	 Aus den Gründen

	 Die zulässige Berufung hat in der Sache keinen Erfolg.
	 Die Kl.in kann keine Anpassung des Verrechnungssatzes 
für die von ihr erbrachten Leistungen verlangen.
	 1. Ein solcher Anspruch ergibt sich nicht aus der Auslegung 
des Vertrages, die vorrangig vorzunehmen ist, da das, was 
nach dem Vertragstext zum Vertragsinhalt gehört, nicht Ge-
schäftsgrundlage sein kann

(vgl. BGH, Urteil vom 27. September 1991  – V ZR 191/90 –, Rn. 16, juris). 

	 a) Der Wortlaut des Rahmenvertrages nebst der in Bezug 
genommenen Vertragsgrundlagen ist zunächst dahingehend 
eindeutig, dass die Kalkulation des Stundensatzes von 20 000 
Arbeitsstunden pro Jahr ausgeht, ohne dass eine Einschrän-
kung dahin erfolgt wäre, dass es sich hierbei nur um die 
Wartungsarbeiten handelt. In Ziff. 2.1. des Vertrages wird an 
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zweiter Stelle auf das Verhandlungsprotokoll vom 24.1.2013 
Bezug genommen. Dieses führt auf S. 14 zur „Preisstellung“ 
aus: „Die Preise basieren auf einem Stundenaufwand von ca. 
20 000 Stunden pro Jahr.“ Auch der Wortlaut dieser Anlage er-
fasst damit als Grundlage der Kalkulation 20 000 Stunden für 
alle erwarteten Arbeitsleistungen der Kl.in.
	 b) Der Umstand, dass sich die Angebote der Kl.in erst an 
vorletzter und letzter Stelle der Vertragsgrundlagen finden, 
führt, wie das in Ziff. 2.1 genannte Rangverhältnis, zu dem 
eindeutigen Schluss, dass der dortige Bezug der 20000 Stun-
den nur zu Wartungsarbeiten hinter das Verhandlungsproto-
koll und die dort genannte Erwartung von insgesamt 20 000 
Stunden pro Jahr für alle Arbeiten zurücktreten soll. Dies gilt 
auch für das Verhältnis zu den Ausschreibungsunterlagen vom 
21.12.2012, die an dritter Stelle der Vertragsgrundlagen ge-
nannt sind, und ebenfalls von Arbeitsstunden für die gesam-
ten Leistungen ausgehen. 
	 c) Auch aus weiteren vertraglichen Regelungen ergibt sich 
das von der Kl.in angenommene Auslegungsergebnis nicht. 
Zwar ist unter Ziff. 5. des Rahmenvertrages der seitens der 
Kl.in kalkulierte Stundensatz in seine einzelnen Bestandteile 
aufgegliedert. Die hierbei zugrunde gelegte jährliche Stunden-
anzahl ergibt sich hieraus aber nicht. Zudem dient die Auf-
schlüsselung gemäß der Einleitung der Ziff. 5. des Vertrages 
dem Ziel, die anfallenden indirekten Kosten kontinuierlich zu 
senken und Transparenz zu schaffen. Dass hierdurch die an-
genommene Gesamtstundenzahl oder gar, wie von der Kl.in 
angenommen, der Zusammenhang dieser Kalkulationsgrund-
lage mit dem Personal- und Materialeinsatz derart Vertrags-
bestandteil wurde, dass er zu der erstrebten Erhöhung des 
Stundensatzes bei Abnahme von weniger als 20 000 Stunden 
Wartungsarbeiten führt, ist nicht ersichtlich. Vielmehr geht es 
um die längerfristige Anpassung. Ein vertragliches Recht der 
Kl.in, ihre Stundenkalkulation während der Vertragslaufzeit zu 
verändern, ergibt sich hieraus nicht. Vielmehr wird ausdrück-
lich angeführt, dass dem Auftraggeber, mithin der Bekl., ein 
Recht zur Überprüfung zusteht. Auch der Sinn und Zweck 
geht in Richtung der langfristigen Überprüfung und Zusam-
menarbeit, nicht dahin, eine bestimmte Erwartung des Um-
fanges von Wartungsarbeiten zu überprüfen.
	 d) Entgegen der Auffassung der Kl.in lassen sich keine 
Anhaltspunkte dafür finden, dass mit der Aufnahme der Kal-
kulation des Stundensatzes, die sich ebenso in einem ihrer 
Angebote findet, ihre einseitige Annahme, diese basiere auf 
20 000 Stunden für Maintenance und darüber hinausgehende 
Stillstandsarbeiten, erstrangiger Vertragsbestandteil würde. 
Aufgrund des oben beschriebenen Kontextes der Regelung 
und des Umstandes, dass im Rahmenvertrag keine Unter-
scheidung zwischen verschiedenen Arbeiten erfolgt, liegt viel-
mehr das Gegenteil nahe. Somit ergeben sich auch keine Wi-
dersprüche im Zusammenhang mit der Rangfolge der in Ziff. 
2.1 genannten Vertragsgrundlagen, da aus den ausdrücklich 
nachrangigen Angeboten der Kl.in lediglich die Aufschlüsse-
lung des Stundensatzes übernommen und in den Rahmen-
vertrag und den Kontext der aus dem vorrangigen Verhand-
lungsprotokoll zu entnehmenden Erstreckung der avisierten 
Stundenanzahl auf Wartung, Stillstände und Projekte gestellt 
wird.
	 e) Für die vom Senat vorgenommene Auslegung spricht 
auch, dass die Kl.in zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung 
bereits einige Monate auf dem Gelände der Bekl. Arbeiten 
ausgeführt hatte und aus Art und Umfang der beauftragten 
Arbeiten absehen konnte, dass die zu erwartenden Arbeits-
stunden allein 20 000 Stunden in der Maintenence nicht er-
reichen würden . […] Der schlichte Hinweis der Kl.in, sie sei 
davon ausgegangen, dass es sich hierbei um Anlaufschwie-

rigkeiten gehandelt habe, ist angesichts der von ihr vorgetra-
genen Bedeutung der Stundenzahl für ihre Kalkulation nicht 
überzeugend. 
	 f) Die Kl.in lässt bei ihren Ausführungen zur Auslegung und 
Geschäftsgrundlage zudem außer Acht, dass es noch eine 
dritte Auftragsart gab, für die Stunden zu erwarten waren, 
nämlich Projekte. Da diese ebenfalls vom Rahmenvertrag um-
fasst waren, liegt ein weiterer Umstand vor, der die Annahme 
der Kl.in, die Stundenangabe sei nur auf Wartungsarbeiten be-
schränkt, widerlegt.
	 g) Ein anderes Auslegungsergebnis ergibt sich schließlich 
nicht aus dem im Rahmenvertrag angegebenen Auftragswert. 
Wieso sich aus dessen Angabe eine Verteilung der voraus-
sichtlichen Arbeitsstunden auf verschiedene Arbeitstypen 
ergeben soll, erschließt sich nicht, er stellt vielmehr erkenn-
bar eine Schätzung innerhalb eines Rahmenvertrages dar und 
kann sich genauso gut auf alle in diesem Zusammenhang er-
warteten Stunden beziehen. 
	 2. Auch unter dem Gesichtspunkt des Fehlens der Ge-
schäftsgrundlage hat die Kl.in keinen Anspruch gegen die 
Bekl.
	 a) Gemäß § 313 Abs. 1 BGB kann die Anpassung des Ver-
trages verlangt werden, wenn sich die Umstände, die zu sei-
ner Grundlage geworden sind, nach Vertragsschluss schwer-
wiegend verändert haben und die Parteien den Vertrag nicht 
oder mit anderem Inhalt geschlossen hätten, wenn sie diese 
Veränderung vorausgesehen hätten, sofern der betroffenen 
Vertragspartei ein Festhalten am Vertrag nicht zugemutet wer-
den kann. Nach. Abs. 2 der Vorschrift steht es einer Verände-
rung der Umstände gleich, wenn sich wesentliche Vorstellun-
gen, die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, als falsch 
herausstellen. Lediglich um diese zweite Variante aus § 313 
Abs. 2 BGB, mithin das Fehlen der Geschäftsgrundlage, kann 
es vorliegend gehen, da sich nicht die tatsächlichen Umstän-
de geändert haben, sondern sich vielmehr nach ihrem Vortrag 
Vorstellungen der Kl.in über den Umfang ihrer Beauftragung 
als von vorneherein falsch herausgestellt haben.
	 b) § 313 Abs. 2 BGB betrifft einerseits Fälle des gemein-
schaftlichen Irrtums über einen für die Willensbildung wesent-
lichen Umstand. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs sind andererseits Geschäftsgrundlage auch die 
nicht zum eigentlichen Vertragsinhalt erhobenen, bei Vertrags-
schluss aber zutage getretenen, für die eine Vertragspartei 
erkennbaren und von ihr nicht beanstandeten Vorstellungen 
der anderen vom Vorhandensein oder dem künftigen Eintritt 
gewisser Umstände, sofern der Geschäftswille der Parteien 
auf diesen Vorstellungen aufbaut 

(vgl. BGH, Urteil vom 27. Juni 2012 – XII ZR 47/09 –, Rn. 16, juris). 

Diese einseitigen Erwartungen, die für ihre Willensbildung 
maßgeblich waren, werden aber nur dann zur Geschäfts-
grundlage, wenn sie in den gemeinschaftlichen Geschäftswil-
len beider Parteien aufgenommen worden sind. Dafür genügt 
es nicht, dass die Partei ihre Erwartungen bei den Vertragsver-
handlungen der anderen Partei mitgeteilt hat. Entscheidend 
ist vielmehr, ob das Verhalten des anderen Teils als bloße 
Kenntnisnahme oder nach Treu und Glauben als Einverständ-
nis und Aufnahme der Erwartung in die gemeinsame Grund-
lage des Geschäftswillens zu werten ist 

(vgl. Palandt-Grüneberg, BGB, 77. Aufl., § 313 Rn. 9 mwN). 

Für die Voraussetzung, dass ein Umstand entsprechend den 
obigen Voraussetzungen zur Geschäftsgrundlage geworden 
ist, ist nach den allgemeinen Beweislastregeln die Kl.in be-
weisbelastet.
	 c) § 313 BGB findet auch in der vorliegenden Konstella-
tion, in der der zwischen den Parteien bestehende Vertrag bis 
zur einvernehmlichen Beendigung erfüllt worden ist, Anwen-
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dung. Zwar ist § 313 BGB bei vollständig erfüllten Verträgen 
grundsätzlich nicht anwendbar; da die Zumutbarkeit aber ein 
entscheidendes Kriterium ist, kann ausnahmsweise eine An-
passung infrage kommen, wenn die Geschäftsgrundlage von 
Beginn an gefehlt hat 

(BGH, Urteil vom 15. November 2000 – VIII ZR 324/99 –, Rn. 33, juris).

	 d) Vorliegend ergeben sich keine Anhaltspunkte dafür, 
dass die Bekl. die Angabe der Stundenmenge nur in Bezug 
auf Wartungsarbeiten in ihren Geschäftswillen aufgenommen 
hat. 
	 (1) Hierzu reicht zunächst die Entgegennahme der Angebo-
te der Kl.in vom 18. und 28.1.2013 durch die Bekl. oder deren 
Erhebung zu Vertragsbestandteilen nicht aus. Denn die Bekl. 
hat auf das Angebot vom 18.1.2013 hin das Verhandlungspro-
tokoll vom 24.1. erstellt, in dem sich eine Differenzierung bei 
der Stundenzahl nicht findet. Auch das Angebot vom 24.1. hat 
in der Folge nur zum Rahmenvertrag geführt, der – wie dar-
gestellt – ebenfalls keine solche Differenzierung enthält. Der 
Anschein, der aus dieser Abfolge abzuleiten ist, ist vielmehr 
der einer bloßen Entgegennahme dieser Angebotsvarianten 
und in der Folge der Dokumentation einer anderen Regelung. 
Die Bekl. ist somit der behaupteten Erwartung der Kl.in zum 
Stundenumfang sogar entgegengetreten.
	 (2) Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist der Kl.in der 
Beweis nicht gelungen, dass die Bekl. auf andere Weise den 
Umfang der Instandsetzungsarbeiten zur Geschäftsgrundlage 
erhoben hat. Die Aussage des Zeugen P ist insoweit bereits 
unergiebig geblieben. Dieser hat bekundet, dass die Bekl. vor 
allem einen Partner für Stillstandsarbeiten gesucht habe. Es 
sei mehrfach 20 000 Stunden Instandsetzungsarbeiten The-
ma gewesen, damit dies durchführbar gewesen sei. Nähere 
Angaben dazu, in welcher Form dies „Thema“ gewesen sei, 
machte der Zeuge nicht. Er sagte sodann aus, er habe sich 
aus der Mail vom 9.1.2013 die Maintenancearbeiten heraus-
gesucht und sich dann gedacht, 20 000 Stunden fielen für 
den kleineren Partner bestimmt ab. Dies sei ihm plausibel er-
schienen und entsprechend so angeboten worden. Insoweit 
sei auch das Folgeangebot, das lediglich Sonderwünsche in 
anderen Bereichen betraf, unverändert geblieben. Er habe so-
dann nichts Abweichendes gehört und sei davon ausgegan-
gen, dass dies Vertragsgrundlage geworden sei. 
	 Somit wird deutlich, dass die Annahme, bei den angenom-
menen 20 000 Stunden handele es sich nur um die Instand-
setzungsarbeiten, nicht seitens der Bekl. verursacht wurde, 
sondern vom Mitarbeiter der Kl.in, der dies für sich als plau-
sibel ansah. Auch die hierzu übersandte Mail vom 9.1.2013 
weist gesondert die Stillstandsarbeiten, im Übrigen aber in 
einer Anlage die gesamten in den Vorjahren erbrachten N3-
Stunden aus. Der Bekl. zuzuordnende Verhaltensweisen, die 
die Annahmen rechtfertigen würden, die Bekl. würde die Auf-
fassung der Kl.in in ihre Vorstellungen zur Geschäftsgrundlage 
übernehmen, ergeben sich hieraus nicht. Dies gilt auch für 
die Folgezeit, zu der der Zeuge lediglich geschildert hat, er 
habe nichts Weiteres gehört. Gemäß den o. g. Voraussetzun-
gen reicht dies ebenso wenig für Ansprüche der Kl.in wie die 
Aussage des Zeugen E, er habe sich, nachdem die Kl.in ihr 
Angebot abweichend von der Ausschreibung erstellt habe, 
vielleicht der Vorstellung der Kl.in nicht ausreichend energisch 
entgegengestellt. 
	 (3) Soweit die Kl.in schließlich darauf abstellt, die Bekl. 
habe ihr Vorgaben zur Personalgestellung gemacht und auch 
im Rahmen des sog. One-Pagers zur Arbeitszeit derartige Vor-
gaben niedergelegt, die eine Kalkulation ohne 20 000 Stun-
den allein in der Maintenence nicht auskömmlich sein lassen 
würden, führt dies nicht zur Annahme einer entsprechenden 
Geschäftsgrundlage. Es mag sein, dass die Kl.in auf dieser Ba-

sis und mit diesen Vorstellungen kalkuliert hat. Dass die Bekl. 
dies aber erkennen und darauf schließen musste, dass die 
Kl.in die Stundenangabe nur zusätzlich zu den Stillstandsarbei-
ten verstanden habe, und schließlich sich noch so verhalten 
hat, dass die Kl.in annehmen durfte, auch die Bekl. mache 
dies zur Geschäftsgrundlage, liegt fern. Dies gilt – analog zu 
den Überlegungen zur Vertragsauslegung – auch für den im 
Rahmenvertrag unter Ziff. 1.3 angegebenen Auftragswert. 
	 e) Schließlich hat die Kl.in zu den weiteren Voraussetzun-
gen des § 313 Abs. 1 u. 2 BGB nicht ausreichend vorgetragen. 
Denn Ansprüche wegen Wegfalls oder Fehlens der Geschäfts-
grundlage bestehen nur dann, wenn der Partei unter Berück-
sichtigung aller Umstände des Einzelfalles, insbesondere der 
vertraglichen oder gesetzlichen Risikoverteilung, das Festhal-
ten am unveränderten Vertrag nicht zugemutet werden kann. 
Die Kl.in hat zwar umfänglich zum Umfang des von ihr nach 
ihrem Verständnis vorzuhaltenden Personal und Material, die 
eine Verdreifachung des Stundensatzes erforderlich machen 
sollten, vorgetragen. Eine Anpassung erfolgt jedoch nur dann, 
wenn das Festhalten am Vertrag zu untragbaren, mit Recht 
und Gerechtigkeit nicht zu vereinbarenden Ergebnissen füh-
ren würde 

(Palandt, aaO, § 313 Rn. 24 mwN). 

Eine solche Härte ergibt sich aus den Darlegungen der Kl.in, 
die in den streitgegenständlichen Jahren immerhin jährlich 
insgesamt mehr als 20 000 Stunden für die Bekl. ableistete, 
nicht.

VVG§§ 6, 193

Wird während des Ruhens eines Krankenversicherungs-
vertrages dem Versicherer der Eintritt der Hilfebedürftig-
keit des Versicherungsnehmers angezeigt, kann der Versi-
cherer gemäß § 6 Abs. 4 Satz 1 VVG verpflichtet sein, den 
Versicherungsnehmer über eine Möglichkeit des Wech-
sels in den Basistarif der privaten Krankenversicherung 
zu beraten. Bei Verletzung dieser Pflicht kann der Versi-
cherer trotz Wiederauflebens des Versicherungsschutzes 
im Ursprungstarif an der Geltendmachung von Prämien-
forderungen gehindert sein, welche die Höhe des gemäß 
§ 152 Abs. 4 VAG halbierten Basistarifs der Krankenver-
sicherung überschreiten.

SchlHOLG, 16. Zivilsenat, Urteil vom 7. Februar 2019 – 16 U 82/18 –, Bz.

	 Die Kl.in begehrt die Zahlung rückständiger Krankenversi-
cherungsbeiträge für den Zeitraum Januar 2014 bis Dezember 
2016.
	 Der – unter rechtlicher Betreuung stehende – Bekl. unter-
hält als Versicherungsnehmer eine private Krankenversiche-
rung bei der Kl.in, welche die Anforderungen einer Pflichtver-
sicherung gemäß § 193 Abs. 3 VVG erfüllt.
	 Aufgrund von Beitragsrückständen kam es nach Mahnung 
des Bekl. gemäß § 193 Abs. 6 VVG zu einem Ruhen des Ver-
trages und Einstufung des Bekl. in den Notlagentarif. Im Zeit-
raum Januar 2014 bis November 2015 zahlte der Bekl. die im 
Notlagentarif geschuldeten Versicherungsbeiträge von 23 x 
99,14 € – insgesamt 2280,22 € – nicht.
	 Ab dem Dezember 2015 trat Hilfebedürftigkeit des Bekl. 
ein. Mit – erst im Berufungsrechtszug vorgelegten – Schrei-
ben an den Betreuer des Bekl. vom 8.2.2016 teilte die Kl.in  
u. a. Folgendes mit:
	 „Sie haben uns per Bescheid des Jobcenters Schleswig-
Flensburg vom 29. Dezember 2015 über die Hilfebedürftig-
keit von Herrn Matthias D informiert. Der Vertrag wird daher 
gemäß dem beigefügten Versicherungsschein entsprechend 
angepasst.“
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	 Dieser Bescheinigung beigefügt war ein Versicherungs-
schein vom 9.2.2016, der ab dem 1.2.2015 eine Versicherung 
des Bekl. im Ursprungstarif vorsah, welcher vor Ruhen des 
Vertrages und Eintritt in den Notlagentarif gegolten hatte. 
	 Der zuständige Sozialleistungsträger (jobcenter Schleswig- 
Flensburg) zahlte an die Kl.in im Zeitraum Dezember 2015 bis 
Dezember 2016 monatliche Zuschüsse auf die Krankenversi-
cherungsbeiträge in Höhe von 13 x 332,64 €. Der Bekl. selbst 
leistete keine Zahlungen an die Kl.in.
	 Die Kl.in hat die Auffassung vertreten, dass ihr für den Zeit-
raum Dezember 2015 bis Dezember 2016 auch unter Anrech-
nung der vorgenannten Zuschüsse weitere Versicherungsbei-
träge zustünden. Denn mit Eintritt der Hilfebedürftigkeit habe 
gemäß § 193 Abs. 6 Satz 5 VVG das Ruhen des Vertrages ge-
endet und der Bekl. sei wieder in den Ausgangstarif einzu- 
stufen gewesen, in dem er vor der Versicherung im Notlagen-
tarif versichert gewesen sei. Zusammen mit dem Zahlungs-
rückstand aus dem Zeitraum Dezember 2014 bis November 
2015 ergebe sich insgesamt ein rückständiger Betrag von 
5087,10 €.
	 Weiter hat die Kl.in gemeint, dass der Bekl. mit Eintritt der 
Hilfebedürfigkeit zum Dezember 2015 nicht in den Basistarif i. 
S. d. § 193 Abs. 5 VVG einzustufen gewesen sei, da er keinen 
Antrag auf Wechsel in den Basistarif gestellt habe. Insofern 
sei auch nicht lediglich ein halbierter Beitragssatz im Basistarif 
gemäß § 152 Abs. 4 VAG geschuldet gewesen, da der Bekl. 
seine Hilfebedürftigkeit der Kl.in gegenüber nicht nachgewie-
sen habe.
	 Das Landgericht hat den Bekl. zunächst durch Versäumnis-
urteil vom 19.03.2018 verurteilt. 
	 In seinem Einspruch hat der Bekl. die Auffassung vertreten, 
dass nach Eintritt seiner Hilfebedürftigkeit für den Zeitraum 
Dezember 2015 bis Dezember 2016 nur Versicherungsbeiträ-
ge im Umfang des halbierten Basistarifs gemäß § 152 Abs. 4 
VAG geschuldet gewesen seien. Die an die Kl.in gezahlten 
behördlichen Zuschüsse hätten ausgereicht, sämtliche streit-
gegenständlichen Beitragsrückstände – also auch die bis zum 
November 2015 im Notlagentarif aufgelaufenen Beitragsschul-
den – zu tilgen.
	 Das Landgericht hat das Versäumnisurteil aufrechterhalten, 
soweit der Bekl. zur Zahlung von 2280,22 € nebst anteiligen 
Nebenforderungen verurteilt worden ist und hat dies damit be-
gründet, dass auf die bis zum November 2015 im Notlagentarif 
aufgelaufenen Beitragsschulden keine behördlichen Zuschüs-
se geleistet worden seien. Im Übrigen hat es das Versäumnis-
urteil aufgehoben und die Klage abgewiesen. Die Kl.in sei in 
Bezug auf die seit dem Dezember 2015 geschuldeten Beiträge 
von vollen monatlichen Beiträgen im Basistarif ausgegangen. 
Für einen halbierten Beitragssatz hingegen hätten die behörd-
lichen Zahlungen mehr als ausgereicht. Von einer solchen 
Beitragsreduzierung sei vorliegend auszugehen gewesen, da 
die Beitragsreduzierung nach § 152 Abs. 4 VAG automatisch 
eintrete. Für die Kl.in sei die Hilfebedürftigkeit des Bekl. auch 
ohne weiteres dadurch erkennbar gewesen, dass das jobcen-
ter Leistungen für den Bekl. auf die ab dem Dezember 2015 
geschuldete Versicherungsbeiträge an sie erbracht habe.
	 Hiergegen wendet sich die Berufung der Kl.in, mit der 
sie ihr erstinstanzliches Begehren weiter verfolgt. Das Land-
gericht habe verkannt, dass der Bekl. – unstreitig – niemals 
im Basistarif (§ 193 Abs. 5 VVG) versichert gewesen sei und 
deshalb eine Reduzierung des im Basistarif geschuldeten Bei-
tragssatzes gemäß § 152 Abs. 4 VAG nicht habe eintreten kön-
nen. Nach Ende der Hilfebedürftigkeit erfolge kein automati-
scher Wechsel in den Basistarif; vielmehr müsse ein solcher 
vom Versicherungsnehmer beantragt werden. Einen solchen 
Antrag habe der Bekl. aber nicht gestellt; er habe seine Hilfe-

bedürftigkeit auch nicht gegenüber der Kl.in nachgewiesen.
	 Der Bekl. verteidigt das angefochtene Urteil. Aufgrund des 
Umstandes, dass die Zahlung von Versicherungsbeiträgen 
durch das Sozialamt erfolgte sowie aufgrund der Vorlage ent-
sprechender Bescheide durch ihm sei die Kl.in selbst verpflich-
tet gewesen, ihm in den halbierten Basistarif einzustufen.

	 Aus den Gründen

	 I. Die zulässige Berufung hat in der Sache keinen Erfolg.
Ein Anspruch der Kl.in gegenüber dem Bekl. auf Zahlung rück-
ständiger Versicherungsbeiträge für den Zeitraum Dezmber 
2015 bis Dezember 2016 in Höhe von 2.806,88 € aus § 1 VVG 
i. V. m. dem Versicherungsvertrag besteht nicht.
	 1. Vorliegend streitgegenständlich sind lediglich noch even-
tuelle Beitragsrückstände für den Zeitraum Dezember 2015 
bis Dezember 2016.
	 Die Verurteilung des Bekl. zur Begleichung der im Notla-
gentarif bis November 2015 geschuldeten Beiträge ist nicht 
Gegenstand des Berufungsverfahrens. Die unstreitigen Zah-
lungen des jobcenters an die Kl.in sind ausweislich dessen 
Bescheinigung auch erst für die Monate ab Dezember 2015 
geleistet worden. Ausweislich der entsprechenden Zahlungs-
bestimmungen des jobcenters waren dessen Zahlungen nur 
auf Versicherungsbeiträge der entsprechenden Monate, nicht 
aber auf die Tilgung eventueller Rückstände aus vorangegan-
gener Zeit gerichtet.
	 2. Nach dem Eintreten der Hilfebedürftigkeit des Bekl. ab 
Dezember 2015 war dieser nicht im Basistarif der privaten 
Krankenversicherung (§ 193 Abs. 5 VVG) versichert, sondern 
wieder im Ursprungstarif, der vor der Einstufung des Kl. in 
den Notlagentarif (§ 193 Abs. 7, 8 VVG) vertraglich gegolten 
hatte. Hiernach bestand im Ausgangspunkt angesichts der für 
diesen Fall dargelegten Beitragshöhe unter Anrechnung der 
Zahlungen des jobcenters ein Zahlungsrückstand in Höhe der 
verbliebenen Klageforderung.
	 Gemäß § 193 Abs. 6 Satz 5 VVG endete zum Zeitpunkt des 
Eintritts der Hilfebedürftigkeit des Kl. das Ruhen des Vertra-
ges und damit auch die Versicherung im Notlagentarif. Dies 
führte jedoch – entgegen dem Landgericht – nicht zu einer 
Fortsetzung des Vertrages im Basistarif der privaten Kranken-
versicherung, der aufgrund der Hilfebedürftigkeit des Bekl. ge-
mäß § 152 Abs. 4 VAG reduziert gewesen wäre. Grundsätzlich 
erfolgt nämlich ein Wechsel des Versicherungsnehmers in den 
Basistarif (§ 193 Abs. 5 VVG) nicht automatisch, sondern unter 
den Voraussetzungen des § 204 VVG bzw. § 152 VAG für einen 
Tarifwechsel in den Basistarif. Beiden Vorschriften ist gemein, 
dass sie von einem Antrag des Versicherungsnehmers ausge-
hen 

(zum grundsätzlichen Erfordernis eines Antrags vgl. Kalis, in: MüKo-VVG, 2. 
A. 2017, § 193 Rn. 29; Voit, in: Prölss/Martin, VVG, 30. A. 2018, § 204 Rn. 8), 

der bei Erfüllung der Voraussetzungen des Kontrahierungs-
zwangs vom Versicherer anzunehmen ist. Einen ausdrückli-
chen Antrag auf einen Wechsel in den Basistarif hat der Bekl. 
jedoch in Bezug auf den Zeitraum ab dem 1.12.2015 nicht ge-
stellt. Das dahingehende Vorbringen des Bekl., entsprechende 
Eingaben an die Kl.in gerichtet zu haben, bezieht sich auf we-
sentlich spätere Zeitpunkte; jedenfalls nicht vor dem Oktober 
2016.
	 Die Umstände, dass mit Eintreten von Hilfebedürftigkeit 
das Ruhen des Vertrages gemäß § 193 Abs. 6 Satz 5 VVG en-
det und ein hilfebedürftiger Versicherungsnehmer regelmäßig 
angesichts einer eingeschränkten Zahlungsfähigkeit eine – mit 
einem Eintreten von Hilfebedürftigkeit eben automatisch ein-
tretende – Halbierung der Beitragssätze im Basistarif gemäß 
§ 152 Abs. 4 VAG begehren mag, führen aber nicht dazu, dass 
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der Versicherungsnehmer im Folgenden als ohne Weiteres im 
Basistarif versichert anzusehen ist 

(insofern missverständlich Voit aaO, § 193 Rn. 45, wonach bei Eintritt der 
Hilfebedürftigkeit das Ruhen des Vertrages endet und der Versicherungs-
schutz zu der nach § 152 Abs. 4 VAG reduzierten Prämie „wieder auflebt“). 

§ 193 Abs. 6 Satz 5 VVG ist nicht zu entnehmen, dass nach 
Eintritt der Hilfebedürftigkeit der Versicherungsschutz gerade 
im Basistarif wieder auflebt, wenn der Versicherungsneh-
mer nicht bereits vor Ruhen des Vertrages im Basistarif ver-
sichert war. Die gesetzgeberische Konzeption sieht vielmehr 
vor, dass grundsätzlich nach Ende des Ruhens des Vertrages 
wieder der frühere Vertragsstand eintritt – so ausdrücklich im 
Falle der Begleichung aller Beitragsrückstände § 193 Abs. 9 
VVG – und bei Eintritt von Hilfebedürftigkeit die wirtschaftli-
chen Folgen der Ausgliederung aus dem Notlagentarif durch 
Sozialleistungen abgemildert werden. Hierbei muss aber ge-
rade nicht feststehen, ob solche Hilfeleistungen auf im Basis-
tarif geschuldete Beiträge erbracht werden – dann tritt auch 
das Privileg des § 152 Abs. 4 VAG ein – oder dem Versiche-
rungsnehmer Hilfe dazu geleistet wird, die höheren Prämien 
des Ursprungs- oder eines anderen Tarifs zu tragen. So sehen 
§ 26 SGB II und § 32 Abs. 4 Satz 1, 2 Nr. 1 SGB XII ausdrück-
lich vor, dass für Empfänger von Sozialleistungen, die i. S. d. 
§ 193 Abs. 3 VVG privat krankenversichert sind, für die Dauer 
des Leistungsbezugs ein Zuschuss zum Versicherungsbeitrag 
geleistet wird und der Zuschuss auf die Höhe des nach § 152 
Abs. 4 VAG halbierten Beitrags zum Basistarif begrenzt ist; 
nicht aber, dass der Zuschuss gerade nur auf Versicherungen 
im Basistarif gewährt wird.
	 Insofern muss es dem privatautonomen Versicherungsneh-
mer frei stehen, auch bei Hilfebedürftigkeit die ggf. umfangrei-
cheren Leistungen des Ursprungs- oder eines anderen Tarifs 
in Anspruch zu nehmen. Diese Möglichkeit wäre ihm genom-
men, wenn er mit Auslaufen des Notlagentarifs automatisch 
in den Basistarif eingestuft wird, der nach seiner Konzeption 
eher dem Leistungsspektrum der gesetzlichen Krankenkas-
sen anglichen ist, und ggf. später bei verbesserter wirtschaft-
licher Situation einer Gesundheitsprüfung ausgesetzt wäre, 
um wieder in den Ursprungstarif zurückzugelangen. Eine 
automatische Fortsetzung des Vertrags im Basistarif im Falle 
des Endens des Ruhens des Vertrages aufgrund Hilfebedürf-
tigkeit würde auch der Konzeption der §§ 193 Abs. 5 VVG, 152 
VAG widersprechen, welche für eine Neuversicherung bzw. 
einen Wechsel in den Basistarif bestimmte Hürden formulie-
ren.
	 Der Versicherungsnehmer, dessen Vertrag aufgrund Hilfe-
bedürftigkeit nicht mehr ruht, aber anschließend nicht auto-
matisch im Basistarif versichert ist, ist auch nicht schlechter 
gestellt als der Versicherungsnehmer, der nach § 193 Abs. 9 
VVG das Ende des Ruhens des Vertrages durch die Beglei-
chung von Beitragsrückständen herbeiführt und so lange le-
diglich einen stark reduzierten Versicherungsbeitrag zu ent-
richten hat. Denn mit Eintritt der Hilfebedürftigkeit endet auch 
ein Zustand, in dem der Versicherungsnehmer ganz einge-
schränkten Versicherungsschutz nur bei akuten Erkrankungs- 
und Schmerzzuständen genießt, und der Versicherungsneh-
mer erlangt wieder eine Vollversicherung, deren Beitragslast 
er ganz oder teilweise mit Hilfe von Sozialleistungen trägt.
	 3. Dem Anspruch der Kl.in auf Zahlung rückständiger Ver-
sicherungsprämien, die über die Höhe des halbierten Basis-
tarifs hinausgehen, kann der Bekl. jedoch einen Schadenser-
satzanspruch aus § 6 Abs. 5 VVG entgegenhalten, welcher das 
Anspruchsbegehren der Kl.in als treuwidrig erscheinen lässt 
(§ 242 BGB).
	 Nach § 6 Abs. 5 VVG ist der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer zum Ersatz des entstehenden Schadens verpflichtet, 

wenn er seine aus § 6 Abs. 1, 4 VVG folgende Pflicht verletzt, 
den Versicherungsnehmer bei entsprechendem Anlass nach 
dessen Bedürfnissen zu beraten. Gemäß § 6 Abs. 4 VVG be-
steht eine Beratungspflicht des Versicherers auch nach Ver-
tragsschluss während der Dauer des Versicherungsverhältnis-
ses, soweit für den Versicherer ein Anlass für eine Nachfrage 
und Beratung des Versicherungsnehmers erkennbar ist. Der 
Versicherer muss alleine auf Grund der Informationen, die er 
besitzt, erkennen können, dass sich der Versicherungsnehmer 
über den Umfang seines Versicherungsschutzes nicht im Kla-
ren ist und sein Bedarf nicht mehr gedeckt ist. Beratungsan-
lass können aber auch Anhaltspunkte für eine Überversiche-
rung oder eine Verschlechterung der finanziellen Verhältnisse 
des Versicherungsnehmers sein 

(Rudy, in: Prölss/Martin, VVG, 30. A. 2018, § 6 Rn. 46 ff. mwN).

Ein solcher Beratungsanlass mit daraus resultierender Bera-
tungspflicht des Versicherers besteht dann, wenn dem Ver-
sicherer während des Ruhens eines Krankenversicherungs-
vertrages und Erhebung des Notlagentarifs (§ 193 Abs. 6, 7 
VVG) die Hilfsbedürftigkeit des Versicherungsnehmers ange-
zeigt wird. Für den Versicherer ist dann erkennbar, dass die 
finanzielle Leistungsfähigkeit des Versicherungsnehmers ein-
geschränkt ist und dieser deshalb ein Interesse an weitmög-
lichster Beitragsreduzierung haben kann. Der Versicherer kann 
- wenn der Krankenversicherungsvertrag nicht bereits vor dem 
Eintritt des Ruhens des Vertrages im Basistarif geführt wor-
den war - trotz eines ggf. im Ursprungstarif umfangreicheren 
Leistungsspektrums nicht ohne Weiteres ein Interesse des 
Versicherungsnehmers an einer Fortsetzung des Vertrages in 
diesem Tarif umstellen. Der Versicherer hat dann – soweit die 
weiteren Voraussetzungen des § 193 Abs. 5 VVG vorliegen – 
den Versicherungsnehmer darauf hinzuweisen, dass er auch 
in den Basistarif wechseln kann, der, was die Versicherungs-
leistung und die späteren Rückkehrmöglichkeiten in den Ur-
sprungstarif betrifft, zwar Nachteile mit sich bringt, finanziell 
aber mit dem Vorteil der Beitragsreduzierung des § 152 Abs. 
4 VAG und der vollen Übernahme der Versicherungsprämien 
durch den Sozialleistungsträger verbunden ist. All dies weiß 
der Versicherer besser als der Versicherungsnehmer und 
muss diesen deshalb insoweit beraten.
	 Das ist vorliegend nicht geschehen. Im Schreiben der Kl.in 
vom 8.2.2016 an den Betreuer des Bekl. (Anlage zum Schrift-
satz des Bekl. vom 7.1.2019, Bl. 143 d. A.), mit dem der neue 
Versicherungsschein vom 9.2.2016 (Anlage K 5, Bl. 118 ff. d. 
A.) übersandt worden ist, heißt es schlicht, dass der Vertrag 
– da Hilfebedürftigkeit eingetreten sei – „angepasst“ wird. 
Diese Anpassung wurde, wie im beigefügten Versicherungs-
schein dokumentiert, durch die der gesetzlichen Konzeption 
folgenden Einstufung in den vollen vor dem Eintritt der finan-
ziellen Notlage des Kl. geltenden Krankenversicherungstarif 
vollzogen. Aufgrund der Hilfebedürftigkeit des Bekl. wäre 
aber darauf hinzuweisen gewesen, dass eine Versicherung 
im reduzierten Basistarif in Betracht kommt. Zumindest war 
die Formulierung im Schreiben der Kl.in vom 8.2.2016 miss-
verständlich: Unter einer infolge Hilfebedürftigkeit erfolgten 
Anpassung des Vertrages kann ein durchschnittlich verstän-
diger Versicherungsnehmer auch und gerade verstehen, dass 
der Versicherer den Umstand des Sozialleistungsbezuges bei 
der Beitragserhebung berücksichtigt, indem eine für den Ver-
sicherungsnehmer möglichst kostengünstige Beitragsgestal-
tung erfolgt. Auch hieraus folgte eine Pflicht der Bekl. zur Klar-
stellung.
	 Der Bekl. hätte auch, wäre er im Sinne des Vorstehenden 
informiert und beraten worden, den Basistarif gewählt. Das 
liegt hier angesichts des der Kl.in bekannten Bezugs allein der 
Grundsicherung auf der Hand; für Gegenteiliges ist nichts er-
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sichtlich. Insbesondere ist nicht erkennbar, dass der Bekl. in 
Kenntnis der Möglichkeit des Wechsels in den Basistarif aus 
Interesse an umfangreicheren Versicherungsleistungen an ei-
ner mit erheblich höheren Kosten verbundenen Versicherung 
im Ursprungstarif festgehalten hätte 

(vgl. zur Vermutung des „beratungsrichtigen Verhaltens“ des Versiche-
rungsnehmers nur Rudy aaO, Rn. 67 mwN). 

Der Schaden des Kl. liegt in der Belastung mit Prämienrück-
ständen gegenüber der Kl.in, soweit diese im halbierten Ba-
sistarif i. S. d. § 193 Abs. 5 VVG geschuldete Prämien über-
steigen. Ausweislich der vorliegenden Bescheinigung des 
jobcenters hat die Kl.in im maßgeblichen Zeitraum von der 
Behörde Zahlungen in Höhe des jeweils geltenden halbierten 
Basistarifs i. S. d. § 193 Abs. 5 VVG erhalten und kann nach 
dem Vorstehenden darüber hinaus keine Zahlung mehr ver-
langen.

GVG §§ 198, 199; StPO § 153

1.	 Zu einer unangemessenen Dauer eines staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungsverfahrens kann es führen, 
wenn nach einleitenden grundrechtsintensiven und 
öffentlichkeitswirksamen Ermittlungsmaßnahmen das 
Verfahren nicht mit der gebotenen Konsequenz fortge-
führt wird. 	

2.	 Im Strafverfahren reicht zur Kompensation der unange- 
messenen Verfahrensdauer deren „zugunsten des Be-
schuldigten“ erfolgende „Berücksichtigung“ aus (§ 199 
Abs. 3 Satz 1 GVG). Im Falle der – zumeist nicht nach 
außen gesondert begründeten – Einstellung eines Ver-
fahrens ist allerdings Voraussetzung, dass die Art der 
„Berücksichtigung“ nach dem Kontext des Einzelfalls 
hinreichend identifzierbar und die unangemessene 
Verfahrensdauer ein prägender Grund für die Einstel-
lung ist. Auch muss die Einstellung sich für die oder 
den Beschuldigten vorteilhaft, mithin „zugunsten“, aus-
wirken. 

SchlHOLG, 17. Zivilsenat, Urteil vom 26. Juni 2020 – 17 EK 2/19 –,- Dr. Pr., 
Rev. zugelassen

	 Die Kl.in begehrt die Feststellung der unangemessenen 
Dauer eines staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens 
und die Zahlung einer angemessenen Entschädigung durch 
das beklagte Land Schleswig-Holstein.
	 Die Kl.in war neben dem gesondert auftretenden Kl. A. Be-
schuldigte in dem von der Staatsanwaltschaft Kiel seit dem 
26. Oktober 2015 geführten Verfahren mit dem Az.: 590 Js 
55233/15. Die Ermittlungen hatten den Vorwurf des Betruges 
durch möglicherweise fehlerhafte Abrechnung drittmittelge-
förderter Projekte zum Gegenstand. Das Ermittlungsverfah-
ren wurde nach Zustimmung des Amtsgerichts Kiel durch die 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel nach drei Jahren 
und acht Monaten im Juni 2019 gemäß § 153 Abs. 1 StPO 
eingestellt.
	 Der Klage liegt folgender Gang des Ermittlungsverfahrens 
zugrunde:
	 Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft begannen nach ei-
ner Strafanzeige vom 25. Oktober 2015 durch einen früheren 
Mitarbeiter des Unabhängigen Landeszentrums für Daten-
schutz (ULD), B. Der Anzeigende warf der Kl.in als Leiterin 
des ULD und dem Mitarbeiter A. Betrug bei der Abrechnung 
von Fördermitteln vor. Der damals zuständige Dezernent, 
Staatsanwalt C., nahm am 26. Oktober 2015 die Ermittlun-
gen auf. Zunächst fragte der Dezernent mit Schreiben vom  
3. November 2015 im Rahmen eines Vorprüfungsverfahrens 
bei dem Bundesministerium für Bildung und Forschung 

(BMBF) – einem der Fördermittelgeber – nach den Abrech-
nungsmodalitäten drittmittelgeförderter Projekte, wobei er 
konkrete Angaben zu möglichen Taten nicht machte. Aufgrund 
ihm lediglich telefonisch mitgeteilter Auskünfte des BMBF 
leitete der Dezernent sodann am 9. November 2015 förmli-
che Ermittlungen gegen die Kl.in ein. Am selben Tag wurde 
ein Durchsuchungsbeschluss bei dem Ermittlungsrichter des 
Amtsgerichts Kiel beantragt, den dieser am 16. November 
2015 erließ.
	 Die Kl.in erfuhr von diesen Ermittlungen am 4. Dezember 
2015 am Tag der Durchsuchung ihrer Diensträume, anlässlich 
derer sie selbst und der gesondert als Kl. auftretende A. auch 
als Beschuldigte vernommen wurden. In der Folgezeit erfolg-
ten Auswertungen von E-Mails und das Anlegen von Fallak-
ten, Auswertungen arbeitsgerichtlicher Akten sowie mehrere 
Zeugenvernehmungen durch die Staatsanwaltschaft und das 
Landeskriminalamt (LKA) in Kiel, Saarbrücken und Karlsruhe 
am 4. Dezember 2015, 19. Februar 2016 und 22. März 2016. 
Ein Zwischenbericht über die bisher gewonnenen Ermitt-
lungsergebnisse des LKA datiert vom 16. August 2016.
	 Zum 30. Juni 2016 verließ Staatsanwalt C. die Staatsan-
waltschaft Kiel, zuständig wurde als Dezernatsnachfolger 
Staatsanwalt D.. In der Folgezeit wurden nach Rücksprache 
noch mit Staatsanwalt C. Fallakten für einzelne Projekte an-
gelegt sowie weitere Unterlagen durch das LKA ausgewertet.
	 Mit Schreiben vom 21. April 2017 erhob der Verteidiger der 
Kl.in Verzögerungsrüge. Mit Schreiben vom 1. August 2017 
teilte die Leitende Oberstaatsanwältin der Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht Kiel dem Verteidiger mit, dass die nach 
ihrer Einschätzung weiter erforderlichen Ermittlungen in Ab-
stimmung mit ihr „prioritär geführt“ würden, allerdings ein 
Abschluss der Ermittlungen noch nicht abgesehen werden 
könne.
	 In der Zeit vom 20. September 2017 bis zum 6. November 
2017 wurden auf Basis der bereits im November 2016 vom 
LKA abgeschlossenen Auswertungen weitere Zeugen ver-
nommen, bei denen es sich ausschließlich um (ehemalige) 
Mitarbeiter des ULD handelte. Hierbei kam es zu Verzögerun-
gen im Hinblick auf die von dem ULD benötigten Aussage-
genehmigungen und auch, weil sich einer der Zeugen auf ein 
Aussageverweigerungsrecht berief. Weil sich herausgestellt 
hatte, dass im ULD ein Teil der streitbefangenen Stundenzet-
tel zwischenzeitlich geändert worden waren, wurden diese 
seitens der Staatsanwaltschaft in aktueller Version vom ULD 
erfordert und ab dem 30. Januar 2018 im LKA durch eine be-
auftragte Buchhaltungsfachkraft ausgewertet. Eine entspre-
chende Auswertung lag unter dem Datum vom 22. Mai 2018 
vor. 
	 Zwischenzeitlich hatte der Verteidiger der Kl.in mit Schrei-
ben vom 28. Februar 2018 die Verzögerungsrüge wiederholt. 
Weil aus Sicht des Verteidigers der Kl.in auch nach zwischen-
zeitlicher Kommunikation mit der Staatsanwaltschaft ein Ver-
fahrensfortschritt nicht festzustellen war, erneuerte der Ver-
teidiger der Kl.in die Verzögerungsrüge mit Schreiben vom  
7. September 2018.
	 Mit Schreiben vom 27. September 2018 teilte die Staats-
anwaltschaft bei dem Landgericht Kiel durch den zuständigen 
Dezernenten Staatsanwalt D. mit, dass er aus zeitlichen Grün-
den die Ermittlungsergebnisse noch nicht habe zusammen-
fassen können, was an längeren Büroabwesenheiten und 
anderen – vorrangigen – Dienstgeschäften gelegen habe. 
Gleichwohl werde an der bereits telefonisch angekündigten 
Anregung einer Verfahrenseinstellung nach §  153a Abs. 1 
StPO festgehalten. Nochmals werde darauf hingewiesen, 
dass die Verfahrensverzögerungen auch an der mangelhaften 
Kooperation des ULD gelegen hätten. Die nunmehr neue De-
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zernentin des Verfahrens, Staatsanwältin E., die bereits kurz 
mit der Verteidigung Kontakt aufgenommen habe, sei bisher 
noch nicht mit dem Verfahren befasst gewesen. Trotz Erörte-
rung werde wohl auch sie nicht in der Lage sein, sich kurz-
fristig in dem gebotenen Umfang in die Sache einzuarbeiten 
und eigene rechtliche Würdigungen vorzunehmen, sie werde 
sich aber zu gegebener Zeit erneut melden. Dies erfolgte mit 
Schreiben vom 1. November 2018, mit welchem Staatsanwäl-
tin E. auf den aus ihrer Sicht fortbestehenden Tatverdacht und 
notwendige weitere Auswertungen hinwies, zugleich aber 
eine Einstellung gemäß § 153a StPO anregte. Diese wurde 
vom Verteidiger der Kl.in mit Schreiben vom 30. November 
2018 abgelehnt. 
	 Als weiterer neuer Dezernent meldete sich mit Schreiben 
vom 23. Januar 2019 Staatsanwalt F., da Staatsanwältin E. 
kurzfristig an das Ministerium für Justiz, Europa, Verbraucher-
schutz und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein ab-
geordnet worden war. Staatsanwalt F. teilte mit, dass er in An-
sehung der bisherigen Verfahrensdauer nach der – allerdings 
notwendigen – Einarbeitungszeit versuchen werde, das Ver-
fahren prioritär zu bearbeiten. Gleiches versicherte auch der 
Generalstaatsanwalt des Landes Schleswig-Holstein in einem 
Schreiben vom 25. Januar 2019 an den Verteidiger der Kl.in, 
welches dieser in diesem Rechtsstreit vorgelegt hat. 
	 Weil sie einen Fortgang des Verfahrens vermisste, erhob 
die Kl.in über ihren Verteidiger mit Schreiben vom 8. April 2019 
erneut Verzögerungsrüge. Mit Vermerk vom 30. April 2019 
fasste der neue Dezernent die Ermittlungsergebnisse zusam-
men und regte ein Absehen von der Verfolgung gemäß § 153 
Abs. 1 StPO wegen als gering anzusehender Schuld und feh-
lenden öffentlichen Interesses an der Verfolgung an. Hierbei 
sei die sehr lange Bearbeitungszeit ebenso zu berücksichti-
gen, wie der noch notwendige weitere Ermittlungsaufwand 
und der Umstand, dass nach buchhalterischer Auswertung le-
diglich umgebuchte Stunden im Umfang von 358,15 Stunden 
bzw. 15,848 Stunden über einen Zeitraum von 3 Jahren für 
sechs Mitarbeiter verteilt auf insgesamt 10 unterschiedliche 
externe Projekte in Rede ständen. Das Maß der Pflichtwidrig-
keit bewege sich mithin an der unteren Grenze strafwürdi-
gen Unrechts, der Gang des strafrechtlichen Ermittlungsver-
fahrens reiche als Warnung aus. Wegen der Einzelheiten wird 
Bezug genommen auf die Verfügung vom 30. April 2019 (Bl. 
652–663 HB 2, Ermittlungsakte StA Kiel 590 Js 55233/15). 
	 Die Kl.in war mit einer Einstellung nicht einverstanden; die 
Zustimmung durch das Amtsgericht Kiel erfolgte am 15. Mai 
2019. Die endgültige Einstellung durch die Staatsanwaltschaft 
erfolgte sodann aufgrund Verfügung vom 18. Juni 2019 und 
unter Mitteilung an die Kl.in mit Schreiben vom 25. Juni 2019.
Hierzu gab die Staatsanwaltschaft Kiel am 26. Juni 2019 eine 
Medien-Information hinaus, nachdem der Verteidiger der Kl.in 
sich zu einer zunächst etwas anderslautenden Fassung kurz-
fristig am 25. Juni 2019 hatte äußern können. In dieser halb-
seitigen Information wurde im Wesentlichen mitgeteilt, dass 
das Verfahren mit Zustimmung des Gerichts nach § 153 StPO 
eingestellt worden sei, weil die Schuld der Kl.in als gering an-
zusehen wäre. Ebenso wurde mitgeteilt, dass die Ermittlun-
gen die Angaben aus der Strafanzeige „weitestgehend nicht 
bestätigt“ hätten. Schließlich teilte die Staatsanwaltschaft mit, 
dass weitere Ermittlungen unter Berücksichtigung der langen 
Verfahrensdauer und dem geringen Maß der Pflichtwidrigkeit 
unverhältnismäßig wären. Wegen der Einzelheiten wird Bezug 
genommen auf die Medien-Information vom 26. Juni 2019 (Bl. 
696 HB 2, Ermittlungsakte StA Kiel 590 Js 55233/15).
	 Die Kl.in stellt in Abrede, durch unkooperatives Verhalten 
die Ermittlungen verzögert zu haben. Vielmehr sei auf das 
wiederholte Angebot zur Kooperation schlicht nicht eingegan-

gen worden. Auch habe sie das Ermittlungsverfahren in ihrer 
Funktion als Landesbeauftragte für Datenschutz in der Außen-
wahrnehmung und in den Betätigungsmöglichkeiten belastet.
Verzögerungen in dem Verfahren seien mehrfach vorgekom-
men. Für die Zeit ab dem 26. November 2016 sei für mehr als 
einen Monat keine Tätigkeit dokumentiert, ab dem 25. März 
2017 für mehr als vier Monate. Da nach Abschluss der Zeu-
genvernehmung keine zielführenden Aufklärungen erfolgten, 
hätte bereits im November 2017 eine verfahrensabschließen-
de Entscheidung erfolgen können.
	 Der ihr zugefügte Nachteil sei auch nicht auf andere Weise 
kompensiert worden. Zudem habe im Entschädigungsverfah-
ren gemäß §§ 3, 2 Abs. 2 Nr. 4 StrEG das Amtsgericht Kiel 
zum dortigen Aktenzeichen 39 Gs 49/19 mit Beschluss vom  
5. November 2019 ausgeführt, dass „der Umfang der ur-
sprünglichen Vorwürfe im Verhältnis zu dem allenfalls gerin-
gen, verbliebenen Verdacht gerade zum Zeitpunkt der Ein-
stellung es als billig erscheinen“ lasse, „der Betroffenen eine 
Entschädigung zu gewähren“. Überdies sei es – das hat der 
Bekl. in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat nicht in 
Abrede gestellt – nach weiterer Prüfung durch das BMBF zu 
Rückforderungen von Fördermitteln nicht gekommen.
	 Der Bekl. betont die Komplexität des Ermittlungsverfah-
rens, die nur sehr zögerliche Kooperation mit dem ULD so-
wie, dass die Dezernentenwechsel und die damit naturge-
mäß verbundenen Verzögerungen für die Staatsanwaltschaft 
Kiel nicht vorhersehbar und nicht zu verhindern gewesen 
seien. Die endgültige Bewertung durch das BMBF sei erst 
nach Abschluss des Ermittlungsverfahrens erfolgt. Die Dezer-
natswechsel seien unglücklich gewesen, aber auch Richter 
und Staatsanwälte müssten die Möglichkeit zu persönlicher 
Karriereentwicklung haben. Zwar habe in der Gesamtschau 
eine unangemessene Verfahrensdauer vorgelegen, jedenfalls 
habe es unglückliche Längen gegeben. Gleichwohl sei durch 
den Einstellungsvermerk der Staatsanwaltschaft vom 30. Ap-
ril 2019 eine hinreichende Kompensation im Sinne des § 199 
Abs. 3 GVG erfolgt. Denn dort habe die Staatsanwaltschaft 
die Einstellung des Verfahrens ausdrücklich auch mit der ein-
getretenen langen Verfahrensdauer begründet.
	 Im Übrigen wird Bezug genommen auf die zwischen den 
Parteien gewechselten Schriftsätze und die jeweils beigefüg-
ten Anlagen sowie auf das Protokoll der mündlichen Verhand-
lung vor dem Senat am 12. Juni 2020.
	 Der Senat hat die Ermittlungsakte 590 Js 55233/15 StA 
Kiel beigezogen.

	 Aus den Gründen

	 Die statthafte und zulässige Klage hat in der Sache Erfolg, 
soweit die Kl.in die Feststellung einer unangemessen langen 
Verfahrensdauer bzw. einer rechtsstaatswidrigen Verfahrens-
verzögerung begehrt. Der auf eine geldwerte Entschädigung 
in Höhe von 2300 € gerichtete Antrag der Kl.in ist unbegrün-
det.
	 A) Die sowohl auf Entschädigung als auch auf die Feststel-
lung einer unangemessen langen Verfahrensdauer gerichtete 
Klage ist zunächst zulässig.
	 Auf die streitige Frage, ob sich aus § 198 Abs. 4 GVG ein 
einklagbares subjektives Recht ergibt und somit eine Feststel-
lungsklage zulässig ist 

(für die Zulässigkeit BVerwG, Urteil vom 11. Juli 2013 – 5 C 23/12 D –, 
NJW 2014, 96 ff., bei juris, Rn. 60; dagegen BGH, Urteil vom 5. Dezem-
ber 2013 – III ZR 73/13 –, NJW 2014, 789n ff, bei juris Rn. 35; vgl. hierzu 
Zöller-Lückemann, ZPO, 33. Auflage, § 198 GVG, Rn. 10 mwN; Schenke, 
NJW 2015, 433 ff.),

kommt es vorliegend nicht an. Die Kl.in begehrt nämlich auch 
eine Entschädigung nach § 198 Abs. 1 GVG und die Begrün-
detheit dieses Anspruches hängt gesetzesimmanent nicht nur 
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von der Frage der Verwirklichung einer unangemessen langen 
Verfahrensdauer ab, sondern auch davon, ob eine Feststel-
lung der unangemessenen Verfahrensdauer durch das Ent-
schädigungsgericht eine „Wiedergutmachung auf andere Wei-
se“ darstellt, die den Entschädigungsanspruch ausschließt  
(§ 199 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 198 Abs. 4 Satz 1 
GVG). Bei gebotener sinnvoller Auslegung der Anträge der 
Kl.in richtet sich ihr Begehren daher auf eine Entschädigung in 
Geld, jedenfalls aber auf Entschädigung in Form einer gericht-
lichen Feststellung.
	 Auch die materiellen Entschädigungsvoraussetzungen 
nach § 198 Abs. 5 GVG der erhobenen Verzögerungsrüge  
(§ 198 Abs. 3 Satz 1 GVG) und der Klagerhebung frühestens 
sechs Monate nach Erhebung der Verzögerungsrüge und spä-
testens sechs Monate nach Erledigung des betroffenen Ver-
fahrens sind gewahrt. Die Einstellung des Ermittlungsverfah-
rens wurde der Kl.in mit Schreiben vom 25. Juni 2019 bekannt 
gemacht, die Entschädigungsklage wurde am 20. Dezember 
2019 anhängig gemacht. Die Zustellung an den Bekl. am 3. Ja- 
nuar 2020 erfolgte „demnächst“ im Sinne des § 167 ZPO.
	 B) Auch in der Sache begehrt die Kl.in im Ausgangspunkt 
zu Recht Entschädigung bzw. Feststellung einer rechtsstaats-
widrig unangemessenen Verfahrensdauer, denn die Verfah-
rensdauer der über einen Zeitraum von 44 Monaten gegen 
sie geführten Ermittlungen in dem Verfahren 590 Js 55233/15 
der Staatsanwaltschaft Kiel ist unangemessen lang im Sinne 
von § 198 Abs. 1 GVG (hierzu unter I.).
	 Die durch die Staatsanwaltschaft Kiel erfolgte Einstellung 
des Ermittlungsverfahrens nach § 153 Abs.1 StPO stellt in 
seiner konkreten Form auch keine Wiedergutmachung auf an-
dere Weise nach §§ 199 Abs. 3 in Verbindung mit § 198 Abs. 2 
Satz 2 GVG dar, welche eine Entschädigung ausschließt (hier-
zu unter II.).
	 Allerdings erschien dem Senat im Falle der Kl.in die Fest-
stellung der unangemessenen Verfahrensdauer als zwar not-
wendig, aber auch ausreichend, so dass eine Geldentschädi-
gung nicht mehr in Betracht kam (III).
	 I. Nach § 198 Abs. 1 GVG ist ein Verfahrensbeteiligter zu 
entschädigen, wenn er infolge einer unangemessenen Dauer 
eines Gerichtsverfahrens - wozu gemäß § 199 Abs. 1 GVG 
auch Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft zählen 
– einen Nachteil erleidet. Dabei wird ein Nachteil, der nicht 
Vermögensnachteil ist, vermutet, wenn ein Gerichtsverfahren 
unangemessen lange gedauert hat, § 198 Abs. 2 Satz 1 GVG.
	 Der nationale Gesetzgeber hat bei der Umsetzung des 
Entschädigungsanspruchs bei einer Verletzung des Anspruchs 
auf Rechtsschutz in angemessener Zeit aus Art. 19 Abs. 4, 20 
Abs. 3 GG, 6 Abs.1 EMRK auf die Normierung verbindlicher 
Fristen verzichtet und stattdessen in § 198 Abs. 1 Satz 2 GVG 
eine normative Wertung vorgenommen, nach der die Ange-
messenheit der Verfahrensdauer sich „nach den Umständen 
des Einzelfalles, insbesondere nach der Schwierigkeit und Be-
deutung des Verfahrens und nach dem Verhalten der Verfah-
rensbeteiligten und Dritter“ richtet.
	 1. Nach inzwischen gefestigter Rechtsprechung ist die 
Dauer eines justiziellen Verfahrens dann als unangemessen 
lang anzusehen, wenn nach den Umständen des Einzelfalls 
die Verfahrensgestaltung und die hierdurch bewirkte Verfah-
rensdauer das Ausmaß eines den Gerichten zuzubilligenden  
Gestaltungsspielraumes derart überschreiten, dass die Ver-
fahrensgestaltung auch bei voller Würdigung der Belange 
einer funktionstüchtigen Rechtspflege nicht mehr verständ-
lich ist 

(BGH, Urteil vom 13. März 2014 – III ZR 91/13 –, NJW 2014, 1816 ff., bei 
juris, Rn. 32, 34; BGH, Urteil vom 23. Januar 2014 – III ZR 37/13 –, WM 
2014, 528 ff., bei juris, Rn. 36 ff.; BGH, Urteil vom 5. Dezember 2013 – III 
ZR 73/13 –, NJW 2014, 789 ff., bei juris, Rn. 41 ff.). 

Daher verbietet sich die Ausrichtung der Betrachtung an sta-
tistischen Durchschnittswerten 

(BGH aaO, ferner SchlHOLG, Urteil vom 8. April 2013 – 18 SchH 3/13 – 
SchlHA 2013, 248 ff., bei juris, Rn. 14). 

Vielmehr sind – mögen auch Auffälligkeiten im Verhältnis zum 
Durchschnitt vergleichbarer Verfahren erste Anhaltspunkte lie-
fern - stets die einzelnen Verfahren gesondert zu untersuchen 

(OLG Frankfurt, Urteil vom 28. März 2013 – 16 EntV 5/12, bei Juris), 

wobei allerdings wiederum in Rechnung zu stellen ist, dass 
im Gesamtverfahren Phasen von Verzögerung durch Phasen 
beschleunigter Verfahrensgestaltung kompensiert werden 
können 

(BGH, Urteil vom 14. November 2013 – III ZR 376/12 -, NJW 2014, 220 ff., 
bei juris, Rn. 30; BGH, Urteil vom 23. Januar 2014 – III ZR 37/13 –, WM 
2014, 528 ff., bei juris, Rn. 37 f.).

Auch kommt es bei der inhaltlichen Beurteilung einzelner Ver-
fahrensschritte ähnlich der Situation im Amtshaftungsprozess 
nach Maßgabe des § 839 Abs. 2 BGB nicht auf die Richtigkeit, 
sondern auf die bloße Vertretbarkeit des Handelns an 

(BGH, Urteil vom 5. Dezember 2013 – III ZR 73/13 –, NJW 2014, 789 ff., 
bei juris Rn. 45 f. an).

Zudem hat das Entschädigungsgericht bei der Bewertung 
eine ex-ante-Betrachtung vorzunehmen, die sich nicht an der 
inhaltlichen Ausgestaltung des Verfahrens, sondern allein an 
dessen objektivem Verlauf orientiert, denn es kommt nicht da-
rauf an, ob die Verzögerung auf ein pflichtwidriges Verhalten 
zurückzuführen oder ob der verfahrensführenden Behörde ein 
anderweitiger Vorwurf zu machen ist. Der Entschädigungs-
anspruch aus § 198 GVG ist ein staatshaftungsrechtlicher, 
verschuldensunabhängiger Anspruch, der es dem Anspruchs-
gegner auch verwehrt, sich auf systembedingte Umstände – 
wie zum Beispiel Personalknappheit und Arbeitsdichte – zu 
berufen 

(Graf in BeckOK § 198 GVG Rn.16, Rn.16; Krauß in Löwe/Rosenberg, 26. 
Aufl.; Rn. 32 Nachtr § 198 GVG).

	 2. Bei Anlage dieses Maßstabes erweist sich das Ermitt-
lungsverfahren 590 Js 55233/15 StA Kiel sowohl zeitlich als 
auch in seiner inhaltlichen Ausgestaltung in mehrfacher Hin-
sicht als unangemessen lang. Dies verletzt die Kl.in in ihrem 
Anspruch auf eine effektive und der Unschuldsvermutung ge-
recht werdende Verfahrensgestaltung.
	 Zunächst stellt schon die Dauer des Verfahrens von drei 
Jahren und acht Monaten im Hinblick auf Inhalt und Umfang 
der Tatvorwürfe eine deutliche Überschreitung der zeitlich 
noch als rechtsstaatlich anzusehenden Verfahrensdauer dar 
(hierzu unter a). Aber auch organisatorische Mängel auf Seiten 
des Bekl. haben jedenfalls ab dem Jahr 2018 zu vermeidbaren 
zeitlichen Verzögerungen geführt (hierzu unter b). Zudem hat 
der Bekl. – auch unter Berücksichtigung des der Staatsanwalt-
schaft Kiel als Herrin des Ermittlungsverfahrens zustehenden 
Gestaltungsspielraums – durch die anfängliche Ausgestaltung 
des Verfahrens erheblich dazu beigetragen, dass dieses schon 
in seiner Anlage wesentliche Ursachen für später eingetrete-
ne Verzögerungen aufwies, obwohl es aufgrund der frühzeitig 
erfolgten Durchsuchung bestmöglich zu beschleunigen war 
(hierzu unter c). Schließlich zeigen sich – insbesondere im 
späteren Verlauf der Ermittlungen ab Ende 2016 / Anfang 2017 
– wiederholt Phasen, in denen nur wenige bis keine zielfüh-
renden Ermittlungen mehr erfolgten, die auf einen Abschluss 
des Verfahrens gerichtet waren (hierzu unter d).
	 a) Ausgangspunkt der Ermittlungen der Staatsanwaltschaft 
Kiel war eine mehrseitige Strafanzeige, die sowohl den mögli-
chen Tatvorwurf des Betruges bzw. der Untreue, die mögliche 
Tatbeteiligung der Kl.in als auch mögliche Beweismittel – ins-
besondere durch Benennung zahlreicher Zeugen – strukturiert 
und verständlich darlegte.
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In tatsächlicher Hinsicht war das Verfahren zwar umfangreich, 
gleichwohl aber nicht besonders schwierig, denn sämtlichen 
Tatvorwürfen lag ein sich wiederholendes Muster zugrunde 
und bei den zu vernehmenden Zeugen handelte es sich aus-
schließlich um die Mitarbeiter des Referates 6 des ULD, die 
zu einem identischen Sachverhalt zu befragen waren.
	 In rechtlicher Hinsicht wies das Verfahren insoweit eine Be-
sonderheit auf, als es für die strafrechtliche Bewertung auf 
Kenntnisse über die Umsetzung und Abrechnung drittmittel-
geförderter Projekte zwischen Bundes- und Landesbehörden 
ankam. Gleichwohl ist der Senat der Auffassung, dass dies 
zwar eine Eigenheit des konkreten Verfahrens darstellte, al-
lerdings hiermit keine gesteigerte, die Dauer des Verfahrens 
sachlich begründende Schwierigkeit verbunden war, denn die 
Erschließung unbekannter Rechtsfragen ist grundsätzlich Be-
standteil gerichtlicher wie staatsanwaltschaftlicher Tätigkeit. 
Zudem stand der Staatsanwaltschaft mit den möglichen Ge-
schädigten – so unter anderem dem BMBF – eine sachver-
ständige Auskunftsbehörde zur Verfügung.
	 Gemessen hieran, ist eine Verfahrensdauer von nahezu 
vier Jahren schon von der Aufgabenstellung her nicht mehr zu 
rechtfertigen.
	 Der Bekl. kann sich insoweit auch nicht darauf berufen, 
dass die Verfahrensverzögerung maßgeblich auf ein unkoope-
ratives Verhalten der Kl.in bzw. des ihr unterstehenden und 
seinerseits anwaltlich vertretenen ULD zurückzuführen sei. 
Die Kl.in selbst hat durch ihren Verteidiger sowohl zu Beginn 
als auch im weiteren Verlauf der Ermittlungen stets mehr als 
deutlich gemacht, dass ihr an einer Aufklärung der Vorwürfe 
gelegen war. Dass dies auch zutraf, ergibt sich zum einen da-
raus, dass die Kl.in sich noch am Tag der Durchsuchung am 
4. Dezember 2015 verantwortlich vernehmen ließ, und zum 
anderen auch aus der Art und Weise, in welcher sie über ihren 
Verteidiger wiederholt sachlich gehaltene Aufklärungshilfe an-
bot. Allein der Umstand, dass es im Jahr 2017 zu einer gut 
sechsmonatigen Verzögerung bei der Erteilung von Aussage-
genehmigungen kam, liegt jedenfalls im Ergebnis nicht im 
Verantwortungsbereich der Kl.in. Es fragt sich nämlich schon, 
warum Aussagegenehmigungen überhaupt erst im Jahr 2017 
vom ULD angefordert wurden, denn die möglichen Zeugen 
standen bereits zu Beginn der Ermittlungen im Jahr 2015 fest. 
Auch hätte es der Ermittlungsbehörde des Bekl. und nicht der 
Kl.in als Beschuldigter oblegen, dieser Verzögerung entgegen-
zuwirken, wenn sie denn entsprechende Beweiserhebungen 
durchführen wollte. Tatsächlich aber liegen zwischen der An-
forderung der Aussagegenehmigungen bei dem ULD im Ja-
nuar 2017 und der Erinnerung an deren Erteilung im Juli 2017 
sechs Monate, obwohl es zwischenzeitlich wegen anderer 
Fragen Korrespondenz mit dem Rechtsanwalt des ULD ge-
geben hatte.
	 b) Die Verzögerung des Verfahrens ist weiterhin auch – 
wenn auch erst im Jahr 2018 – auf organisatorische Umstän-
de zurückzuführen, die die Ermittlungsbehörde hätte vermei-
den können und müssen.
	 So war für die Staatsanwaltschaft zwar der Weggang des 
ersten Dezernenten wegen dessen beruflicher Neuorientie-
rung unvermeidbar. Dass es dann jedoch noch zu insgesamt 
zwei weiteren Dezernentenwechseln kam, obwohl die Er-
mittlungen ab Mitte 2016 – und damit in einer durchaus ent-
scheidenden Phase – bis Oktober 2018 in der Hand eines ein-
gearbeiteten Dezernenten lagen, hat die Ermittlungen ohne 
sachlichen Grund verzögert. Sowohl dieser als auch die ihm 
nachfolgende Staatsanwältin verließen die Staatsanwaltschaft 
keineswegs etwa unvorhersehbar und unvermeidbar, sondern 
im Wege einer Abordnung an die Generalstaatsanwaltschaft 
bzw. das Justizministerium des Landes Schleswig-Holstein. 

Diese personellen Wechsel hätten durch eine im Ergebnis zeit-
lich überschaubare Verschiebung der Abordnungen vermieden 
werden können, ohne dass insoweit eine nennenswerte Be-
nachteiligung der Dezernenten und der Abordnungsstellen 
eingetreten wäre. Zur Vermeidung von Verfahrensverzögerun-
gen kann es unter Umständen nämlich sogar geboten sein, 
etwa einer Personalknappheit durch zusätzliche Abordnungen 
entgegenzuwirken 

(Graf in BeckOK aaO; vgl. auch Krauß in Löwe-Rosenberg aaO), 

anstatt das Verfahren ressourcenintensiv weiter zu belasten.
	 Dies gilt vorliegend umso mehr, als zu diesem Zeitpunkt 
keine Ermittlungen mehr erfolgten, das Verfahren also zum 
Abschluss hätte gebracht werden können. Zudem wider-
spricht gerade der Dezernentenwechsel im Oktober 2018 der 
Mitteilung der Leitenden Oberstaatsanwältin an den Verteidi-
ger der Kl.in in ihrem Schreiben vom 1. August 2017, die „wei-
ter erforderlichen Ermittlungen“ würden „prioritär geführt“ 
und die „weiterhin zur Aufklärung des komplexen Sachver-
halts erforderlichen Ermittlungen“ würden „mit dem erforder-
lichen Personaleinsatz“ betrieben werden. Hieran muss sich 
der Bekl. nach Auffassung des Senats messen lassen, zumal 
seit dieser Zusage erneut mehr als ein Jahr verstrichen war.
	 c) Auch die Ausgestaltung des Verfahrens hat trotz Be-
schleunigungsnotwendigkeit zu einer unangemessen langen 
Dauer geführt, die sachlich vermeidbar war. Zwar war diese 
Ausgestaltung allein Sache der Ermittlungsbehörde, allerdings 
fallen damit einhergehende Verfahrensverzögerungen dann 
auch in den Verantwortungsbereich des Bekl. Insbesondere 
hindert die Reduzierung des Prüfungsmaßstabs auf „Vertret-
barkeit“ statt „Richtigkeit“ nicht daran, Verfahrensgestaltun-
gen, die das Verfahren sinnvoll beschleunigen, von solchen zu 
unterscheiden, die dies gerade nicht tun.
	 (aa) Der Senat vermag zunächst nicht zu erkennen, dass 
dem Ermittlungsverfahren eine frühzeitige und zielgerichtete 
Planung zugrunde lag, die sich an den Erfordernissen eines 
konkreten und hinsichtlich beider Beschuldigter individuell er-
forderlichen Tat- und Schuldnachweises orientierte und dabei 
auch die Möglichkeit der Straflosigkeit des angezeigten Ver-
haltens in Betracht zog. Hierzu bestand aber gerade vorlie-
gend erhebliche Veranlassung. 
	 Zunächst handelte es sich bei dem Anzeigenden um einen 
gekündigten Mitarbeiter des ULD, der eine arbeitsgerichtliche 
Auseinandersetzung mit seinem Arbeitgeber führte, dessen 
Leitung der Kl.in oblag. Gegenstand diese Auseinanderset-
zung war – und dies war der Ermittlungsbehörde bekannt 
– maßgeblich genau der Sachverhalt, der Gegenstand der 
Strafanzeige war. Aufgrund einer jedenfalls möglichen Be-
lastungstendenz des Anzeigenden war daher eine kritische 
und sorgfältige Plausibilitätskontrolle geboten. Entsprechend 
hatte die Staatsanwaltschaft Kiel zunächst auch nur Vorermitt-
lungen aufgenommen. Diese hat sie nach Auffassung des 
Senats trotz des erheblichen Tatvorwurfs sodann aber nicht 
genügend genutzt, um die Frage der denkbaren Strafbarkeit 
der Kl.in und sich gerade daran ausrichtender Ermittlungen zu 
prüfen und zu planen. Stattdessen sind bereits zwei Wochen 
nach Eingang der Strafanzeige förmliche Ermittlungen auf-
genommen worden; der Durchsuchungsantrag datiert vom  
9. November 2015.
	 Im Rahmen der Vorermittlungen – welche die Kl.in noch 
nicht in den Beschuldigtenstatus versetzt hatten und daher 
für die Beurteilung der Dauer des Verfahrens keine Berück-
sichtigung gefunden hätten, weil sie die Kl.in nicht belasteten 
– hätte insbesondere durch sorgfältige Abklärung des förder-
mittelrechtlichen Hintergrundes geklärt werden können und 
nach Auffassung des Senats auch müssen, ob eine fehlerhaf-
te Abrechnungspraxis überhaupt vorlag und ob diese mögli-
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cherweise zwar unrichtig, aber nicht notwendigerweise be-
trugsrelevant war. Erst bei einer fundierten Beurteilung der 
Rechtslage war nämlich eine sachgerechte und dann auch 
planvolle Aufnahme von weiteren Ermittlungen überhaupt 
möglich, was die Ermittlungen sodann deutlich beschleunigt 
hätte. Immerhin ist in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Senat unstreitig geworden, dass es nach Prüfung durch das 
BMBF im Ergebnis nicht zur Rückforderung von Fördermitteln 
gekommen ist. Über eine kursorische Anfrage hinaus fehlte 
es jedoch an einer derartigen, frühzeitigen Klärung.
	 Soweit der Bekl. insoweit in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Senat erläutert hat, eine derartige Nachfrage bei den 
Zuwendungsbehörden sei zum Schutz der Kl.in nicht konkre-
ter erfolgt, überzeugt diese Argumentation nicht. Zum einen 
ist so nicht zu erklären, weshalb erst gegen Ende des Ermitt-
lungsverfahrens – also zu einem Zeitpunkt längst eingetrete-
ner Belastung für die Kl.in – der Kontakt zu den Fördermit-
telgebern gesucht wurde. Zum anderen war die unmittelbare 
Folge dieses Ansatzes die förmliche Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens mit einer Durchsuchung am Arbeitsplatz der 
Kl.in. Dies aber musste die Kl.in erheblich belasten, denn 
nicht nur die Mitarbeiter ihrer Behörde, sondern auch die Öf-
fentlichkeit wurden hierüber durch eine Medien-Information 
vom 8. Dezember 2015 in Kenntnis gesetzt. Die Stellung und 
Funktion der Kl.in hätten aber – auch wenn Ermittlungen ohne 
Ansehen der Person zu erfolgen haben – gerade Anlass zu 
Augenmaß geben müssen, war doch bei der frühzeitigen Ein-
leitung von förmlichen Ermittlungen ein hohes Maß an Be-
schädigung ihrer Reputation zu erwarten.
	 (bb) Das Verfahren unterlag für den Bekl. zudem erkenn-
bar – und von ihm auch bewusst in Kauf genommen – einem 
besonderen Beschleunigungsgebot, nachdem sich die Staats-
anwaltschaft frühzeitig als eine der ersten Ermittlungsmaß-
nahmen zu einer Durchsuchung entschlossen hatte. Auch 
wenn die Rechtmäßigkeit dieser Maßnahme weder in Zweifel 
zu ziehen noch Gegenstand der Überprüfung in diesem Ver-
fahren ist, so folgt hieraus jedoch, dass die Ermittlungen in 
der Folge dann mit aller Konsequenz fortzuführen waren.
	 Der Grundsatz der Beschleunigung ergibt sich im Strafver-
fahren schon aus der Unschuldsvermutung, aufgrund derer 
Belastungen für Beschuldigte möglichst gering zu halten sind. 
Umso mehr gilt das Beschleunigungsgebot bei grundrechtsre-
levanten Ermittlungsmaßnahmen wie u.a. Durchsuchungen, 
zumal wenn sie wie vorliegend öffentlich bekannt werden und 
geeignet sind, die berufliche Integrität einer Beschuldigten in 
einem sensiblen Bereich des öffentlichen Lebens in Zweifel 
zu ziehen. Dies ergibt sich auch aus dem Rechtsgedanken des  
§ 121 StPO, welcher bei der Vollstreckung von Untersuchungs-
haft – der grundrechtsintensivsten aller Ermittlungshandlun-
gen – gerichtliche Überprüfungsfristen normiert, innerhalb 
derer ein Verfahren durchzuführen ist. 
	 Eine Beschleunigung in diesem Sinne vermag der Senat 
nicht in dem gebotenen Maß zu erkennen, denn die Ermitt-
lungshandlungen nahmen eine erhebliche und – gemessen 
am Umfang der Sache – nicht immer nachvollziehbare Zeit in 
Anspruch. So zog sich schon im Jahr 2016 die Auswertung 
der sichergestellten Dokumente durch das LKA über nahe-
zu ein Jahr hin, ohne dass dieser Zeitraum – mit Ausnahme 
weniger Zeugenvernehmungen – für zeitgleiche Ermittlungen 
genutzt wurde. Soweit überhaupt Zwischenergebnisse doku-
mentiert wurden, ist aus diesen kaum ersichtlich, welche - im 
Sinne eines konkreten Tatnachweises – hieraus resultieren-
den Schlussfolgerungen gezogen wurden, die sodann in ziel-
führende weitere Ermittlungen hätten münden können. Zur 
Verfahrensbeschleunigung genügt nämlich nicht die Durch-
führung von Ermittlungen überhaupt, vielmehr müssen diese 

erkennen lassen, dass sie sich an einem konkreten Tatnach-
weis orientieren und damit in ihrer Gesamtheit auf den Ab-
schluss des Verfahrens gerichtet sind.
	 d) Schließlich zeigen sich im Verfahren selbst auch wieder-
holt Phasen, in denen abschlussrelevante Ermittlungen nicht 
erfolgten und diese auch nicht durch Phasen sodann inten-
siverer Ermittlungstätigkeiten kompensiert wurden. Dabei 
ist dem Senat bewusst, dass die Ermittlungsbehörde eine 
Vielzahl von Verfahren zeitgleich zu bearbeiten und auch zu 
fördern hat, das streitgegenständliche Verfahren also nicht 
isoliert zu betrachten ist. Doch auch dies berücksichtigend ist 
eine Förderung des Verfahrens in einer teilweise nicht mehr 
zu vertretenden Weise unterblieben.
Schon nach Abschluss der Durchsuchung im Dezember 2015 
beschränkten sich die Ermittlungen im Jahr 2016 überwie-
gend auf Auswertungen durch das LKA, die Vernehmung von 
drei Zeugen im Februar und März 2016 sowie die Auswertung 
von Akten des Arbeitsgerichts Kiel, deren Relevanz für das 
Verfahren sich nicht erschließt.
Im Jahr 2017 wurden erst in der zweiten Jahreshälfte, weitere 
– der Staatsanwaltschaft längst bekannte – Zeugen vernom-
men. Diesbezügliche Verzögerungen fielen dabei – wie unter 
B.I.2.a. dargelegt – in den Verantwortungsbereich der Ermitt-
lungsbehörde des Bekl. Dass die Staatsanwaltschaft die von 
ihr angeschobenen Ermittlungen nicht immer genügend im 
Blick hatte, zeigt sich besonders eklatant in dem Umstand, 
dass eine von ihr im Februar 2016 an das BMBF gerichtete 
Anfrage – aus welchen Gründen auch immer – unbeantwortet 
blieb. Gleichwohl erfolgte eine diesbezügliche Nachfrage erst 
im Januar 2017, mithin 11 Monate später.
	 Im Jahr 2018 beschränkten sich die Ermittlungen von Janu-
ar bis Mai 2018 auf die Auswertung weiterer Unterlagen, die 
zunächst gar nicht Gegenstand des Tatvorwurfs waren. So-
dann lässt das Verfahren jegliche Förderung vermissen, denn 
danach und auch im Jahr 2019 fanden überhaupt keine Ermitt-
lungen mehr statt.
	 In der Gesamtschau aller aufgezeigten Umstände geht der 
Senat davon aus, dass das Ermittlungsverfahren aufgrund 
seines konkreten Verlaufs Ende 2017 zwar tatsächlich noch 
keine Abschlussreife aufwies, diese aber bei planvoller und 
effektiver Ausgestaltung der Ermittlungen mit der durch die 
Behördenleitung zugesagten Priorität und mit dem erforderli-
chen Personaleinsatz unter Berücksichtigung des Beschleuni-
gungsgrundsatzes sehr wohl hätte aufweisen können.	
	 Damit wäre angemessen eine Verfahrensdauer von etwa 
zwei Jahren gewesen. In einem solchen Zeitraum darf eine 
von einem Ermittlungsverfahren betroffene und als unschul-
dig geltende Beschuldigte in rechtsstaatlicher Hinsicht den 
Abschluss eines Verfahrens dieser Art erwarten. Die Verfah-
rensdauer war somit mit Beginn des Jahres 2018 nicht mehr 
angemessen und mithin um ein Jahr und sechs Monate über-
schritten.
	 II. Die Kl.in hat durch die unangemessen lange Verfah-
rensdauer einen Nachteil erlitten, der durch Maßnahmen der 
Kompensation wiedergutzumachen ist. Die Entschädigung 
aufgrund des Beschlusses des Amtsgerichts Kiel vom 5. No-
vember 2019 nach den §§ 2 und 3 StrEG stellt eine solche 
Maßnahme nicht dar (hierzu unter 1.). Mit diesem Begehren 
ist sie nicht deshalb ausgeschlossen, weil die Staatsanwalt-
schaft Kiel bei der Einstellung des Verfahrens nach § 153 
Abs. 1 StPO ausweislich der Verfügung des Dezernenten vom 
30. April 2019 auch die lange Dauer des Ermittlungsverfahrens 
in ihre der Einstellung zugrundeliegenden Erwägungen ein-
bezogen hat (hierzu unter 2.).
	 1. Zunächst hat der Senat aufgrund der gesetzlichen Ver-
mutung des § 198 Abs. 2 Satz 1 GVG keinerlei Zweifel daran, 
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dass die Kl.in durch das gegen sie gerichtete Verfahren einen 
Nachteil, der nicht Vermögensnachteil ist, erlitten hat. Auf-
grund ihrer beruflichen Stellung und der Öffentlichkeitswirk-
samkeit des Verfahrens gerade zu Beginn der Ermittlungen, 
die zeitlich im engen Zusammenhang mit der Bestellung der 
Kl.in als Datenschutzbeauftragte des Landes Schleswig-Hol-
stein standen, waren mit diesem Verfahren ersichtlich beson-
dere Belastungen verbunden.
	 Anderes folgt auch nicht daraus, dass der Kl.in durch das 
Amtsgericht Kiel eine Entschädigung nach den §§ 2 und 3 
StrEG gewährt worden ist. Das Gesetz über die Entschädi-
gung für Strafverfolgungsmaßnahmen knüpft nämlich bei 
Entschädigungen aus Gründen der Billigkeit ausschließlich an 
konkrete Strafverfolgungsmaßnahmen an, nicht aber an das 
Verfahren und dessen Dauer als solches. Der Beschluss des 
Amtsgerichts Kiel vom 5. November 2019 bezieht sich daher 
auch ausschließlich auf die am 4. Dezember 2015 erfolgte 
Durchsuchung der Büroräume der Kl.in. Bei diesem Entschä-
digungsanspruch handelt es sich seiner Rechtsnatur nach um 
einen Aufopferungsanspruch für ein erbrachtes Sonderopfer, 
welcher andere Entschädigungsansprüche – so auch solche 
nach Art. 5 EMRK – nicht ausschließt 

(Schmitt in Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 63. Aufl., Vorbem. Rn. 1 und 3 
vor Anh 5 StrEG).

	 2. Allerdings kann gemäß § 198 Abs. 2 Satz 1 und 2 GVG für 
einen Nachteil, der nicht Vermögensnachteil ist, eine Entschä-
digung nur beansprucht werden, soweit nicht nach den Um-
ständen des Einzelfalles eine Wiedergutmachung auf andere 
Weise ausreichend ist. Nach § 198 Abs. 4 GVG ist eine derarti-
ge Wiedergutmachung insbesondere durch die Feststellung 
des Entschädigungsgerichts möglich, dass die Verfahrensdau-
er unangemessen lang war. Dies gilt gemäß § 199 Abs. 1 GVG 
grundsätzlich auch in Strafverfahren einschließlich des Ermitt-
lungsverfahrens. Eine Modifikation erfolgt allerdings insoweit, 
als nach § 199 Abs. 3 Satz 1 GVG eine – die Anwendung von 
§ 198 Abs. 4 GVG ausschließende – ausreichende Wiedergut-
machung in anderer Weise bereits dann vorliegt, wenn ein 
Strafgericht oder die Staatsanwaltschaft die unangemessene 
Dauer des Verfahrens „zugunsten des Beschuldigten berück-
sichtigt“ hat. Insoweit kommt eine Feststellung der unange-
messenen Verfahrensdauer nicht mehr in Betracht.
	 a) Eine Kompensation in diesem Sinne ist unter Bezug-
nahme auf die Begründung des Regierungsentwurfs eines 
„Gesetzes über den Rechtsschutz bei überlangen Gerichts-
verfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren“ 

(BT-Drs. 17/3802, S. 24 – Einzelbegründung zu § 199 GVG-E) 

etwa dann anzunehmen, wenn im Rahmen einer Verurteilung 
die rechtsstaatswidrige Verfahrensverzögerung im Rechtsfol-
genausspruch nach dem „Strafvollstreckungsmodell“ 

(BGH, Beschluss von vom 17. Januar 2008 GsSt 1/07, BGHSt 52, 124 f.) 

Berücksichtigung gefunden hat, was dadurch erfolgt, dass 
ein zeitlich konkret bemessener Teil der verhängten Strafe als 
bereits vollstreckt gilt. Dadurch würden – so die Entwurfsbe-
gründung 

(aaO) –

im Verhältnis zur früheren Berücksichtigung der Verzögerung 
im Rahmen der Strafzumessung auch nicht mehr Fragen des 
Unrechts und der Schuld mit den Aspekten der Kompensation 
staatlich bedingter Verfahrensverzögerung vermengt. Sei eine 
Kompensation im Kontext der Entscheidung nicht möglich – 
etwa im Falle des Freispruchs oder bei einer aus erzieheri-
schen Gründen nicht vollstreckten Jugendstrafe –, sei Raum 
für eine gesonderte Kompensation 

(Entwurfsbegründung aaO). 

Vergleichbar liege es, wenn eine Einstellung „nicht aufgrund 

einer eingetretenen Verfahrensverzögerung, sondern schon 
aus anderen Gründen“ erfolgt sei 

(Entwurfsbegründung aaO).

Was daraus folgt, wenn die Gründe einer – in aller Regel nicht 
ausdrücklich begründeten – Einstellung unklar oder vielschich-
tig sind, wird durchaus unterschiedlich beurteilt. Während die 
lediglich allgemeine Berücksichtigung der Verfahrensdauer als 
Strafmilderungsgrund bei einer Opportunitätseinstellung zum 
Teil als unzureichend angesehen wird 

(Kissel/Mayr, 9. Aufl. (2018), Rn. 32 zu § 199 GVG), 

reicht es nach anderer Auffassung aus, dass die Entscheidung 
zumindest auch auf der langen Verfahrensdauer beruht 

(Krauß in Löwe-Rosenberg, aaO, Rn. 14 f zu Nachtr. § 199 GVG, Kreicker 
in MüKo-StPO, Rn. 8 zu § 199 GVG).

In diesem Fall wird allerdings eine hinreichende Bestimmtheit 
und Erkennbarkeit dieser Intention gefordert, diese müsse 
sich zweifelsfrei ergeben, Zweifel gingen zu Lasten des Staa-
tes 

(Krauß und Kreicker aaO). 

Andere lassen es hingegen ausreichen, wenn die unangemes- 
sene Dauer „irgendwie“ berücksichtigt worden ist 

(Zimmermann in MüKo-ZPO, 5. Aufl. (2017), Rn. 3 zu § 199 GVG). 

Ähnlich hat das Oberlandesgericht Frankfurt a.M. unter Be-
zugnahme auf die erwähnte Formulierung der Entwurfsbe-
gründung entschieden 

(OLG Frankfurt a.M., Urteil vom 7. November 2012 – 4 EntV 4/12 –, NJW 
2013, 480 ff., bei juris Rn. 40), 

dass von einer Berücksichtigung der Verfahrensdauer nur 
dann nicht gesprochen werden könne, wenn die Einstellung 
des Verfahrens allein aus anderen Gründen erfolgt ist. Die Be-
rücksichtigung einer unangemessen langen Verfahrensdauer 
könne zudem konkludent erfolgen, was vom Entschädigungs-
gericht allerdings nur anhand hinreichend beweiskräftiger In-
dizien festgestellt werden könne 

(aaO, Rn. 42).

Nach Auffassung des Senats kann die Frage einer hinreichen-
den „Berücksichtigung“ der unangemessenen Verfahrens-
dauer nicht schon generell-abstrakt beantwortet werden, 
sondern nur im Kontext des Einzelfalls. Hierbei ist schon aus 
Gründen der Zielsetzung der §§ 198 ff. GVG und der Gleich-
behandlung der Fälle einer Einstellung des Verfahrens mit den 
Fällen einer Verurteilung, bei der die „Vollstreckungslösung“ 
klare Maßstäbe bietet, zum einen eine hinreichende Identi-
fizierbarkeit der „Berücksichtigung“ zu fordern und zum ande-
ren eine inhaltliche Mindestqualität dieser Berücksichtigung. 
Bei deren Überprüfung ist das Entschädigungsgericht nur 
bei gerichtlicher Vorentscheidung an die Beurteilung der An-
gemessenheit der Verfahrensdauer gebunden (§ 199 Abs. 3 
Satz 2 GVG), weshalb in anderen Fällen eine eigenständige 
Bewertung zu erfolgen hat.
	 Damit wird deutlich, dass eine lediglich „irgendwie“ erfol-
gende Berücksichtigung weder greifbar ist, noch ausreichend 
sein kann. Mag auch konkludentes Handeln denkbar sein, 
so müssen doch hinreichende Anknüpfungstatsachen den 
Schluss auf eine spezifische Motivationslage für die erfolgte 
Einstellung zulassen, deren Grundlage sich gerade in der als 
unangemessen lang bewerteten Verfahrensdauer findet. Auf 
eine Motivationslage vor allem, die sich – wie sich aus der 
Rechtsprechung zu § 198 Abs. 4 GVG ergibt – erkennbar an 
den Umständen des Einzelfalles unter Abwägung aller Belan-
ge ausrichtet 

(BGH, Urteil vom 23. Januar 2014 –- III ZR 37/13 –, WM 2914, 528 ff., bei 
juris Rn. 62) 

und außerdem – dies folgt unmittelbar aus § 199 Abs. 3 Satz 1 
GVG – „zugunsten des Beschuldigten“ erfolgt. Dies bedeutet 
nicht, dass die unangemessene Verfahrensdauer der alleinige 
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oder der bedeutsamste Grund für die Einstellung gewesen 
sein muss. Wohl aber setzt die Zielsetzung des § 199 Abs. 3  
Satz 1 GVG voraus, dass die unangemessene Verfahrensdauer 
ein prägender Grund für die Einstellung gewesen sein muss 
und diese für den Beschuldigten sich auch vorteilhaft, nämlich 
„zugunsten“, ausgewirkt hat. Eine erkenntnisleitende Kontroll-
frage kann sein, ob es ohne die unangemessene Verfahrens-
dauer überhaupt zu einer Einstellung gekommen wäre.
	 b) Unter Berücksichtigung dieses Maßstabs ist im konkre-
ten Fall festzustellen, dass die lange Verfahrensdauer bei der 
Einstellung des Verfahrens von der Staatsanwaltschaft zwar 
berücksichtigt worden ist. Allerdings geht hiervon eine aus-
reichende Kompensation nach Auffassung des Senats gerade 
nicht aus, dies aus nachfolgenden Erwägungen:
	 Die Staatsanwaltschaft hat bei Übersendung der Akten 
an das Amtsgericht Kiel im Rahmen der beantragten Zustim-
mung zu der beabsichtigten Einstellung des Verfahrens nach 
§ 153 StPO bei der hypothetischen Schuldbewertung der Kl.in 
zwar ohne Zweifel auch auf die Dauer des Ermittlungsverfah-
rens Bezug genommen. In der Verfügung des Dezernenten 
vom 30. April 2019 heißt es in dem dortigen Vermerk unter 
4.d) u.a., dass sich „die kriminalpolizeilichen Ermittlungen 
als sehr langwierig gestalteten“, was „nicht in die Sphäre der 
Beschuldigten einzuordnen“ sei, sich dann eine „sehr lange 
Bearbeitungszeit bei der Staatsanwaltschaft“ angeschlossen 
habe, wobei es zu „drei Wechseln in der Person des Sach-
bearbeiters“ gekommen sei. Die Straferwartung sei aufgrund 
der „langen Verfahrensdauer“ und der von den Beschuldigten 
„nicht zu vertretenden Verzögerung des Verfahrens“ gering.
	 Mit diesen Formulierungen wurde die Verfahrensdauer 
durchaus „berücksichtigt“. Allerdings war diese Berücksichti-
gung weder prägend für die Einstellungsentscheidung, noch 
erfolgte auf diese Weise eine hinreichende Berücksichtigung 
dieses Moments „zugunsten“ der Kl.in im Sinne des § 199 
Abs. 3 Satz 1 GVG. Im Gegenteil:
	 Aus dem Kontext der Verfügung vom 30. April 2019 ergibt 
sich nämlich, dass auch die Staatsanwaltschaft zu diesem 
Zeitpunkt erkannt hatte, dass wesentliche Tatvorwürfe, die 
der Strafanzeige zugrunde lagen, zum Teil widerlegt waren, im 
Übrigen nur nach Fortführung aufwendiger Ermittlungen ein 
Tatnachweis überhaupt denkbar sein würde und angesichts 
der Verfahrensdauer sich die Frage nach einer noch realisti-
schen Straferwartung stellen musste.
Maßgeblich für die Einstellung war bei einer Gesamtschau der 
staatsanwaltschaftlichen Erwägungen somit, dass die Ermitt-
lungen im Wesentlichen die Kl.in als Beschuldigte entlastet 
hatten oder nach geraumer Zeit immer noch ergebnislos ge-
blieben waren und die Ermittlungsbehörde aufgrund des mög-
licherweise noch verbleibenden Tatvorwurfs die Schuld der 
Kl.in als gering bewertete und deshalb von weiterer Strafver-
folgung absehen wollte. Damit war die Verfahrensdauer zwar 
ein, nicht aber ein prägender Grund der Verfahrenseinstellung. 
Dies vor allem deshalb, weil in einer derartigen Situation für 
eine Ermittlungsbehörde sich weniger eine alle Vorwürfe er-
fassende Opportunitätseinstellung aufgedrängt hätte, als 
zunächst Teileinstellungen gemäß § 170 Abs. 2 StPO. Aber 
auch generell hatte der Verteidiger der Kl.in die beabsichtigte 
Einstellung zum Anlass genommen, hiergegen mit Schriftsatz 
vom 6. Juni 2019 erhebliche Einwendungen vorzubringen und 
dabei das Interesse der Kl.in an einem „klaren Ergebnis“ des 
Ermittlungsverfahrens betont. Damit war die Einstellung des 
Verfahrens nach § 153 StPO zwar aus Sicht der Staatsanwalt-
schaft geeignet, das Verfahren zu beenden; sie begünstigte 
die Kl.in aber zu diesem Zeitpunkt nicht mehr.
	 Genügte die Einstellung als solche damit nicht den Anfor-
derungen des § 199 Abs. 3 Satz 1 GVG, wurde der Kl.in aber 

auch nicht auf andere Weise Wiedergutmachung zuteil. Die 
Verfahrensverzögerung wurde nämlich allein in einem an das 
Amtsgericht Kiel gerichteten Vermerk, der zudem überwie-
gend andere tatsächliche und rechtliche Aspekte behandelte, 
erwähnt. Diese Feststellung entfaltete somit keinerlei Außen-
wirkung. Auch die Zustimmungserklärung des Amtsgerichts 
erwähnte die Thematik nicht, was zwar nicht unbedingt üb-
lich, aber möglich gewesen wäre. Auch ist nicht festzustel-
len, dass – was sich angesichts der öffentlichkeitswirksamen 
Ermittlungen, der vierfach angebrachten Verzögerungsrüge, 
der Befasstheit der Behördenleitung der Staatsanwaltschaft 
sowie des öffentlichen Amtes der Kl.in hätte anbieten können 
– sich die Ermittlungsbehörde mit dem Gang der Ermittlungen 
auseinandergesetzt und hierbei auch einmal eigene Fehler 
eingeräumt hätte 

(zur Kompensation durch eine schriftliche oder mündliche Entschuldigung 
etwa Krauß in Löwe-Rosenberg, aaO, Rn. 57 zu Nachtr. § 198 GVG). 

Ausreichende und unbedingte Erklärungen der Bekl. erfolgten 
auch bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung vor dem 
Senat nicht.
	 Auch die Medien-Information der Staatsanwaltschaft Kiel 
vom 26. Juni 2019 genügte – selbst wenn von dieser anders 
als von dem Vermerk vom 30. April 2019 eine Außenwirkung 
ausging – diesen Anforderungen ebenfalls nicht. Zunächst 
hatte diese schon aus dem Grund zu erfolgen, weil auch die 
Einleitung der Ermittlungen über eine solche Medien-Informa-
tion vom 8. Dezember 2015 bekannt gemacht worden war, 
so dass gleiches im Hinblick auf deren Abschluss erfolgen 
musste. Zudem wird auf die „bisherige lange Verfahrens-
dauer“ erst am Ende der Erklärung abgestellt, wobei diese in 
Bezug zu möglichen „weiteren umfangreichen Ermittlungen“ 
gesetzt wird. Für den Adressaten ist damit weder ersichtlich, 
dass die Ermittlungsbehörde die Verfahrensdauer als unan-
gemessen lang ansieht, noch ergibt sich hieraus eine Über-
nahme von Verantwortlichkeit für die Verfahrensdauer. Genau 
dies aber hätte die durch dieses Verfahren über drei Jahre und 
acht Monate hinweg belastete Kl.in – jedenfalls mit wenigen, 
aber deutlichen Worten – erwarten dürfen.
	 Dies hat der Senat deshalb jetzt mit der gemäß § 198  
Abs. 4 Satz 2 GVG erfolgenden und nicht durch § 199 Abs. 3  
Satz 1 GVG gesperrten Feststellung der unangemessenen 
Verfahrensdauer nachgeholt.
	 III. Aufgrund des Ausspruchs dieser Feststellung ist die 
Kl.in, soweit sie – im Ergebnis darüber hinaus – eine Entschä-
digung begehrt, hiermit ausgeschlossen. Zwar richtet sich der 
Anspruch aus § 198 Abs. 1 und 2 GVG grundsätzlich auf eine 
finanzielle Entschädigung, allerdings ist dieser Anspruch aus-
geschlossen, wenn bereits eine Wiedergutmachung in ande-
rer Weise – so durch eine Feststellung einer unangemessen 
langen Verfahrensdauer durch das Entschädigungsgericht 
nach § 198 Abs. 4 GVG – erfolgt ist.
	 So verhält es sich hier. Der Senat geht – auch aufgrund sei-
nes persönlichen Eindrucks von der Kl.in aus der mündlichen 
Verhandlung – davon aus, dass diese mit der Feststellung des 
Entschädigungsgerichts aufgrund der Öffentlichkeitswirksam-
keit auch dieses Verfahrens über Medien und andere soziale 
Verbreitungskanäle hinreichend persönliche Genugtuung er-
fährt. Die Verhandlung vor dem Senat und die Möglichkeit ei-
ner Eingangserklärung hat die Kl.in wirksam genutzt, sowohl 
ihr Anliegen in persönlicher Hinsicht zum Ausdruck zu bringen 
als auch ihre Kritik an dem sie als Beschuldigte betreffenden 
Verfahren zu äußern. Auch im Vor- und Nachgang der Verhand-
lung hat die Kl.in sich medial wiederholt geäußert, wobei ihr 
ein erhebliches öffentliches Interesse entgegengebracht wur-
de. Aufgrund ihres Amtes ist es der Kl.in daher möglich, sich 
hinreichend Gehör zu verschaffen, so dass sie auch aus dem 
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Entschädigungsverfahren selbst und dem Gang der münd-
lichen Verhandlung ergänzend Wiedergutmachung in ande-
rer Weise erfahren hat. Einer Kompensation in Geld, gleich 
in welcher Höhe, bedarf es daher nicht mehr, weil hierdurch 
weitere Nachteile nicht mehr ausgeglichen werden können. 
	 Die Kostenentscheidung beruht auf § 201 Abs. 4 GVG. Es 
entspricht der Billigkeit, dass die Kl.in nicht mit den Kosten 
des Verfahrens belastet wird. Die Entscheidung über die vor-

läufige Vollstreckbarkeit ergeht gemäß §§ 201 Abs. 2 GVG, 
708 Nr. 11, 711 ZPO. 
	 Der Senat hat gemäß §§ 201 Abs. 2 Satz 3 GVG, 543  
Abs. 2 ZPO die Revision zugelassen, weil die Frage einer hin-
reichenden „Berücksichtigung“ einer unangemessen langen 
Verfahrensdauer „zugunsten des Beschuldigten“ im Sinne 
des § 199 Abs. 3 Satz 1 GVG im Falle der Einstellung eines 
Verfahrens bisher nicht revisionsgerichtlich geklärt ist.

Familienrecht
BGB § 1684; FamFG §§ 87, 89 I, IV, 92 II, 93 I Nr. 4

1.	 Die allgemein erhöhte Gesundheitsgefahr aufgrund 
der Corona-Pandemie führt ohne das Hinzutreten wei-
terer risikoerhöhender Umstände nicht dazu, dass ein 
bestehender Umgangstitel abzuändern ist. 

2.	 Bei Verstößen gegen eine bestehende Umgangsrege-
lung folgt aus der bloßen allgemein erhöhten Gesund-
heitsgefahr aufgrund der Corona-Pandemie nicht, dass 
der Umgangsverpflichtete den Verstoß nicht zu vertre-
ten hat.

3.	 Um eine effektive Durchsetzung des Umgangsrechts 
zu gewährleisten, ist das Ermessen bei § 89 Abs. 1 
FamFG in der Regel dahingehend auszuüben, dass bei 
Verstößen gegen eine Umgangsregelung Ordnungs-
mittel zu verhängen sind. 

SchlHOLG, 2. Familiensenat, Beschluss v. 25. Mai 2020 – 10 WF 77/20, n.rk.

	 1. Auf die sofortige Beschwerde des Kindesvaters wird der 
Beschluss des Amtsgerichts – Familiengericht – Husum vom 
15.4.2020, Az. 23 F 42/20, abgeändert:
	 Gegenüber der Kindesmutter wird wegen der Zuwider-
handlungen gegen die vor dem Amtsgericht – Familiengericht 
– H. am 10. Januar 2018 (…) geschlossene, gerichtlich gebillig-
te Umgangsvereinbarung am 14. Februar 2020 ein Ordnungs-
geld in Höhe von 100 € sowie wegen der Zuwiderhandlungen 
am 27. März 2020 und 10. April 2020 jeweils ein Ordnungs-
geld in Höhe von 75 €, mithin insgesamt 250 €, und für den 
Fall, dass dieses nicht beigetrieben werden kann, ersatzweise 
für je 50 € ein Tag Ordnungshaft verhängt.
	 2. Die Kosten des erstinstanzlichen Ordnungsgeldverfah-
rens sowie des Beschwerdeverfahrens werden der Kindes-
mutter auferlegt.
	 3. Die Rechtsbeschwerde wird zugelassen.

	 Gründe

	 I. Der Kindesvater begehrt die Verhängung von Ordnungs-
geld gegen die Kindesmutter wegen eines von ihm behaup-
teten Verstoßes gegen die zwischen den Kindeseltern verein-
barte Umgangsregelung.
	 Am 10. Januar 2018 haben die Kindeseltern vor dem Amts-
gericht – Familiengericht – H. einen gerichtlichen Vergleich zur 
Regelung des Umgangsrechts des Kindesvaters mit der im 
Haushalt der Kindesmutter lebenden gemeinsamen Tochter 
M., geboren am …, abgeschlossen. Danach ist der Kindes-
vater berechtigt, die gemeinsame Tochter in 2-wöchigen Ab-
ständen, jeweils freitags um 15.00 Uhr bei der Kindesmutter 
abzuholen und sie sonntags um 15.00 Uhr zur Kindesmutter 
zurückzubringen. Diese Regelung trat in Kraft mit dem Wo-
chenende 19. Januar – 21. Januar 2018. Sie haben weiter ver-
einbart, falls eine Verlegung eines Termins erforderlich sein 
wird, dies direkt persönlich oder telefonisch miteinander zu 
besprechen.
	 Durch Beschluss des Amtsgerichts – Familiengericht – H. 
vom 10. Januar 2018 wurde dieser gerichtliche Vergleich fa-

miliengerichtlich gebilligt. In dem Billigungsbeschluss hat das 
Familiengericht auch auf die Folgen einer Zuwiderhandlung 
gemäß § 89 Abs. 2 FamFG hingewiesen. Sowohl der gericht-
liche Vergleich wie auch der Billigungsbeschluss mit dem ent-
haltenen Warnhinweis ist den Verfahrensbeteiligten von Amts 
wegen zugestellt worden.
	 Durch einen weiteren vor dem Amtsgericht – Familienge-
richt – H. am 15. Mai 2019 abgeschlossenen Vergleich haben 
die Kindeseltern weitere Umgangskontakte in den Ferien und 
an Feiertagen vereinbart. So haben die Kindeseltern unter Zif-
fer 6. dieses Vergleiches vereinbart, dass der Kindesvater mit 
dem Kind in der Zeit vom 25. Dezember, 13.00 Uhr bis zum 
29. Dezember, 13.00 Uhr Umgang hat. In Ziffer 8. haben die 
Kindeseltern vereinbart, dass es im Übrigen bei den Regelun-
gen aus dem Vergleich vom 10. Januar 2018 verbleibt. Dieser 
Vergleich wurde mit Beschluss vom 15. Mai 2019 familien-
gerichtlich gebilligt und mit dem Warnhinweis gemäß § 89  
Abs. 2 FamFG versehen.
	 Am Wochenende 14. Februar 2020 bis zum 16. Februar 
2020 fand zwischen dem Kindesvater und dem Kind kein  
Umgang statt. Die Kindesmutter hat dieses Umgangswo- 
chenende gegenüber dem Kindesvater aufgrund einer Ein- 
ladung des Kindes zu einem Kindergeburtstag per SMS  
abgesagt. Die Kindesmutter hat mehrfach versucht, den Kin-
desvater deshalb telefonisch zu erreichen. Eine direkte Ab-
sprache der Kindeseltern über dieses Wochenende erfolgte 
nicht.
	 Am 25. März 2020 hat die Kindesmutter den Kindesvater 
angerufen, um mit ihm die weitere Verfahrensweise hinsicht-
lich der Umgangskontakte während der Corona-Pandemie zu 
besprechen. Sie unterbreitete den Vorschlag, die Umgangs-
kontakte zur Verminderung des Infektionsrisikos zu verringern. 
Zur Begründung hat sie angeführt, dass sich im Haushalt des 
Kindesvaters sehr viele verschiedene Personen aufhalten 
würden. Weiterhin sei sie seit Mitte März mit einer Erkältung 
gesundheitlich angeschlagen und krankgeschrieben. Auch sei 
ihr Lebenspartner selbstständig mit einem systemrelevanten 
Betrieb und dürfe nicht erkranken. Dem Kindesvater hat sie 
angeboten, dass er mit dem Kind spazieren gehen könne und 
dass die Umgangskontakte nach Ende der Corona-Pandemie 
nachgeholt werden könnten.
	 Der Kindesvater ist der Auffassung, dass die Corona-Pan-
demie kein sachlicher Grund für den Ausfall der Umgangskon-
takte sei. Niemand von den Beteiligten habe Symptome oder 
sei erkrankt. Auch eine Quarantäne sei nicht angeordnet wor-
den. Seit Mitte März habe er seine berufliche Tätigkeit einge-
stellt und deshalb keine weiteren sozialen direkten Kontakte. 
	 Sowohl am 27. April 2020 als auch am 10. April 2020 wurde 
dem Kindesvater das Kind nicht zur vereinbarten Zeit überge-
ben.
	 Das Familiengericht hat das Begehren des Kindesvaters 
auf Verhängung von Ordnungsgeld zurückgewiesen. Der Ver-
gleich vom 10. Januar 2018 sei nicht hinreichend bestimmt 
und im Übrigen durch die Regelung vom 15. Mai 2019 ab-
geändert worden. Auch könne der Kindesmutter wegen der 
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Corona-Pandemie kein schuldhaftes Verhalten vorgeworfen 
werden.
	 Gegen den Beschluss des Familiengerichts wendet sich 
der Kindesvater mit seiner sofortigen Beschwerde.
	 Er ist der Auffassung, dass die Corona-Pandemie die Kin-
desmutter nicht berechtigt, einseitig die Umgangskontakte 
auszusetzen. Lediglich abstrakte Gefahren können keine Aus-
setzung des Umgangs rechtfertigen.
	 Die Kindesmutter trägt vor, dass sie ihr Kind keinem unnö-
tigen Risiko aussetzen wolle. Sie habe nicht die Absicht, den 
Umgang zwischen dem Kindesvater und dem Kind zu unter-
binden.
	 II. Die nach §§ 87 Abs. 4 FamFG, 567 ff. ZPO statthafte 
und auch im Übrigen zulässige sofortige Beschwerde führt zur 
Abänderung der angefochtenen Entscheidung und zur Verhän-
gung von Ordnungsgeld gegen die Kindesmutter in tenorier-
ter Höhe.
	 1. Die formellen Voraussetzungen für die Verhängung von 
Ordnungsgeld – ein vollstreckbarer Umgangstitel, der Hin-
weis auf die Folgen der Zuwiderhandlung und die Zustellung 
des Titels – liegen vor.
	 Durch den familiengerichtlich gebilligten gerichtlichen Ver-
gleich vom 10. Januar 2018 hat der Kindesvater das Recht auf 
einen 2-wöchentlichen Wochenendumgang in der Zeit von 
freitags, 15.00 Uhr bis sonntags, 15.00 Uhr. Entgegen der Auf-
fassung des Familiengerichts ist diese Regelung nicht durch 
die Vereinbarung der Kindeseltern vom 15. Mai 2019 abgeän-
dert worden. Diese Regelung betrifft lediglich zusätzliche Um-
gangskontakte des Kindesvaters an den Feiertagen und in den 
Ferien. Die ursprüngliche 2-wöchentliche Umgangsregelung 
vom 10. Januar 2018 sollte damit vom Grundsatz her gerade 
nicht abgeändert werden. Insbesondere lässt sich aus einem 
erweiterten Umgang des Kindesvaters in der Zeit vom 25. De-
zember bis zum 29. Dezember 2019 nicht entnehmen, dass 
der Umgangsrhythmus geändert werden sollte. Vielmehr ist 
davon auszugehen, dass diese zusätzliche Feiertagsregelung 
den ursprünglichen Umgangsrhythmus nicht verändern sollte. 
Dafür spricht insbesondere, dass die Kindeseltern in dem Ver-
gleich vom 15. Mai 2019 ausdrücklich vereinbart haben, dass 
es im Übrigen bei den Regelungen aus dem Vergleich vom 
10. Januar 2018 verbleiben soll. Der Umgangsvergleich vom 
10. Januar 2018 ist auch ausreichend bestimmt. Die Regelung 
in dem Vergleich, nach der die Kindeseltern im Einverständ-
nis versuchen sollten, bei Hindernisgründen einen anderen 
Termin zu finden, berührt nicht die ausreichende Bestimmt-
heit der übrigen Regelungen. Denn diese Regelung stellt die 
ansonsten getroffene Umgangsregelung nicht unter einen 
Vorbehalt, sondern stellt lediglich eine Absichtserklärung der 
Kindeseltern zur Lösung von Streitigkeiten betreffend die Um-
gangstermine dar.
	 2. Die nach § 89 Abs. 1 FamFG vorausgesetzten Zuwider-
handlungen gegen den vollstreckbaren, familiengerichtlich ge-
billigten Vergleich vom 10. Januar 2018 liegen vor, nachdem 
die Kindesmutter unstreitig dem Kindesvater das Kind M. am 
14. Februar 2020, 27. März 2020 und 10. April 2020 nicht zur 
Durchführung des Wochenendumgangs herausgegeben hat.
	 3. Entgegen der Auffassung des Familiengerichts, hat die 
Kindesmutter die Zuwiderhandlungen gegen die Umgangsre-
gelung auch im Sinne des § 89 Abs. 4 FamFG zu vertreten.
	 Nach § 89 Abs. 4 Satz 1 FamFG unterbleibt die Festsetzung 
eines Ordnungsmittels nur, wenn der Verpflichtete Gründe 
vorträgt, aus denen sich ergibt, dass er die Zuwiderhandlung 
nicht zu vertreten hat. Dabei hat er die Umstände, die den 
Grund für das Scheitern der Umgangskontakte darstellen, im 
Einzelnen darzulegen 

(vgl. BGH FamRZ 2015, 2147 Rn. 27). 

Gelingt es dem Verpflichteten nicht, detailliert zu erläutern, 
warum er an der Befolgung der gerichtlichen Anordnung ge-
hindert war, kommen ein Absehen von der Festsetzung des 
Ordnungsmittels oder dessen nachträgliche Aufhebung nicht 
in Betracht.
	 Hinsichtlich des Umgangswochenendes 14. Februar 2020 
bis zum 16. Februar 2020 hat sich die Kindesmutter darauf be-
rufen, dass das Kind zu einem Kindergeburtstag eingeladen 
gewesen sei und deshalb der Umgang nicht stattfinden konn-
te. Sie habe versucht, mit dem Kindesvater einer Absprache 
zu treffen und das Umgangswochenende zu verlegen.
	 Dieser Umstand führt nicht dazu, dass auf Seiten der Kin-
desmutter von einem fehlenden Vertreten müssen auszuge-
hen ist. Weder anderweitige Termine noch sonstige Verpflich-
tungen des Kindes berechtigen den Umgangsverpflichteten, 
die Umgangsregelung einseitig abzuändern 

(Staudinger/Dürbeck (2019) BGB § 1684, Rn. 545; Burschel NZFam 2015, 
623, 624). 

Denn der umgangsverpflichtete Elternteil ist ohne Einver-
ständnis des umgangsberechtigten Elternteils nicht befugt, 
über die Ausgestaltung des Umgangsrechts zu disponieren. 
Dies gilt hier umso mehr, als der Kindesvater bereit und in der 
Lage gewesen wäre, dem Kind bei der Ausübung des Um-
gangsrechts die Teilnahme an dem Kindergeburtstag zu er-
möglichen. Der Umstand, dass die Kindesmutter sich berech-
tigt gefühlt hat, aus einem aus ihrer Sicht wichtigen Grund 
die Umgangsregelung abzuändern, lässt ihr Verschulden nicht 
entfallen. Insbesondere genügt im Rahmen des § 89 Abs. 4 
FamFG auch Fahrlässigkeit 

(Staudinger/Dürbeck (2019) BGB § 1684, Rn. 545). 

Nachdem eine anderweitige Absprache mit dem Kindesvater 
nicht zustande gekommen ist, hätte es sich ihr aufdrängen 
müssen, dass sie zur einseitigen Abänderung der Umgangs-
regelung nicht berechtigt ist. Es wäre ihr zumutbar und mög-
lich gewesen, Rechtsrat einzuholen.
	 Auch die Nichtbefolgung der Umgangsregelung an den Um- 
gangswochenenden ab dem 27. März 2020 und dem 10. April 
2020 hat die Kindesmutter zu vertreten. Insbesondere kann 
sie sich nicht darauf berufen, dass der Umgang wegen der Co-
rona-Pandemie nicht stattfinden konnte. Insoweit ist zunächst 
festzuhalten, dass die Corona-Pandemie vom Grundsatz her 
nicht dazu führt, dass Umgangskontakte von Elternteilen mit 
ihren Kindern nicht mehr stattfinden können 

(vgl. Mainz-Kwasniok, NZFam 2020, 318; Rake FamRZ 2020, 650; Stau-
dinger/Dürbeck (2019) BGB § 1684 Rn. 326.1; AG Frankfurt, Beschluss 
vom 16.4.2020 – 456 F 5086/20 –, juris). 

Das Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz hat 
zutreffend darauf hingewiesen, dass grundsätzlich die Coro-
na-Pandemie das Umgangsrecht nicht ausschließt (https://
www.bmjv.de/DE/Themen/FokusThemen/Corona/SorgeUm-
gangsrecht/Corona_Umgangsrecht_node.html). Auch die für 
das Land Schleswig-Holstein einschlägige Landesverordnung 
zur Neufassung der Corona-Bekämpfungsverordnung defi-
niert in § 2 Abs. 1 Nr. 4 eine Ausnahme vom Abstandsgebot 
für den Kontakt mit den eigenen Kindern.
	 Allerdings kann es unter Berücksichtigung der Umstände 
des Einzelfalls durchaus Situationen geben, in denen aufgrund 
der Corona-Pandemie Umgangskontakte nicht oder nicht in 
der ursprünglichen Form stattfinden können. Denkbar ist dies 
z.B., wenn das Kind oder der umgangsberechtigte Elternteil 
unter häuslicher Quarantäne stehen oder der Umgang beson-
dere, über das allgemeine Lebensrisiko hinausgehende Ge-
fahren verursacht

(vgl. Mainz-Kwasniok, NZFam 2020, 318, 319, Rake, FamRZ 2020, 650 ff.). 

Die bloße Empfehlung, die Zahl der Kontakte zu anderen Per-
sonen zu minimieren, dürfte aufgrund der besonderen Bedeu-
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tung für den Elternteil und das Kind sowie dem Schutz des 
Umgangsrechts nach Art. 6 GG nicht genügen 

(Mainz-Kwasniok, NZFam 2020, 318, 319).

	 Unter Berücksichtigung dieser Umstände lässt die Corona-
Pandemie das Verschulden der Kindesmutter nicht entfallen. 
Weder die Kindesmutter, der Kindesvater noch das Kind wa-
ren nachweislich erkrankt oder unterlagen einer Quarantäne-
anordnung. Auch ein besonderes Risikopotenzial im Hinblick 
auf schwere Vorerkrankungen lagen weder beim Kind noch 
bei den Kindeseltern vor. Der Umstand, dass der Haushalt 
des Kindesvaters aus vielen Personen besteht, genügt nicht. 
In dem Zusammenhang hat der Kindesvater zudem mitgeteilt, 
dass er seine beruflichen Tätigkeiten seit Mitte März 2020 ein-
gestellt hat und er und die übrigen Familienmitglieder sich an 
das Abstandsgebot hielten. Unabhängig davon hat der Senat 
keine Anhaltspunkte dafür, dass der Kindesvater nicht fähig 
und bereit gewesen wäre, durch die Einhaltung eines best-
möglichen Abstandes auch innerhalb des eigenen Haushalts 
Infektionsrisiken zu minimieren. Soweit die Kindesmutter ihre 
eigene Erkältung thematisiert, handelt es sich hier um ein all-
gemeines Lebensrisiko, welches nicht zur Einschränkung des 
von Art. 6 GG geschützten Umgangsrechts führen kann. Auch 
das allgemein bestehende abstrakte Ansteckungsrisiko für 
weitere Familienangehörige genügt nicht. Im Rahmen einer 
Güterabwägung müssen diese allgemeinen und abstrakten 
Gefahren, hinter dem hochrangigen Rechtsgut des Umgangs-
rechts, welches einfachgesetzlich (§ 1684 BGB) und verfas-
sungsrechtlich (Art. 6 GG) besonders geschützt ist, zurücktre-
ten.
	 Insoweit tritt der Senat nicht den Ausführungen des Fami-
liengerichts bei, nach denen die Empfehlungen, weitgehend 
Kontakte zu anderen Menschen zu meiden, das Verschulden 
der Kindesmutter komplett entfallen ließen. Insoweit wäre es 
der Kindesmutter wiederum möglich und zumutbar gewesen, 
rechtzeitig Rechtsrat einzuholen, sodass ihr jedenfalls Fahr-
lässigkeit vorzuwerfen ist.
	 Soweit in dem Vortrag der Kindesmutter aktuelle Beden-
ken gegen die Kindeswohldienlichkeit der Umgangsregelung 
zu sehen sind, sind diese im Verfahren zur Vollstreckung der 
Umgangsregelung grundsätzlich unbeachtlich. Insbesondere 
ist im Vollstreckungsverfahren nicht zu prüfen, ob die im Er-
kenntnisverfahren getroffene Umgangsregelung mit dem Kin-
deswohl vereinbar ist 

(vgl. Hammer in: Prütting/Helms, FamFG, 4. Aufl. 2018, § 89 FamFG, Rn. 
42 mwN),

es sei denn, die Ausnahmevoraussetzung einer einstweiligen 
Einstellung der Vollstreckung nach § 93 Abs. 1 Nr. 4 FamFG 
auf Grund eines Abänderungsverfahrens nach § 1696 BGB 
liegt vor 

(vgl. OLG Brandenburg FamRZ 2019, 628 mwN). 

Nur insoweit können neu hinzutretende Umstände der Voll-
streckung eines Umgangstitels zur Wahrung des Kindeswohls 
entgegenstehen, wenn darauf auch ein zulässiger Antrag 
auf Abänderung des Ausgangstitels und auf Einstellung der 
Zwangsvollstreckung nach § 93 Abs. 1 Nr. 4 FamFG gestützt 
wird

(vgl. BGH, Beschluss vom 19. Februar 2014 – XII ZB 165/13 –, Rn. 26, 
juris), 

oder, da die Abänderung auch von Amts wegen erfolgen kann, 
eine Einstellung der Vollstreckung von Amts wegen geboten 
ist 

(vgl. Hammer in: Prütting/Helms, FamFG, 4. Aufl. 2018, § 89 FamFG,  
Rn. 42 mwN). 

Die Kindesmutter hat kein Verfahren zur Abänderung des Um-
gangstitels eingeleitet. Auch sind nach Auffassung des Senats 

derzeit für eine amtswegige Abänderung keine Anhaltspunkte 
gegeben. Insbesondere begründen die aktuellen Umstände 
der Corona - Pandemie im vorliegenden Fall nicht die Notwen-
digkeit einer Abänderung. Insoweit nimmt der Senat auf seine 
obigen Ausführungen Bezug.
	 4. Entgegen der Auffassung des Familiengerichts führt die 
Ermessensausübung dazu, dass hier zur effektiven Durchset-
zung einer familiengerichtlich gebilligten Umgangsregelung 
Ordnungsgeld zu verhängen ist. Gerade um eine Entfremdung 
des Kindes vom Elternteil zu verhindern, dürfte es grundsätz-
lich geboten sein, eine gerichtliche Umgangsregelung auch 
durchzusetzen 

(vgl. Keidel/Giers, FamFG, 20. Aufl. 2020, § 89 Rn. 6; BeckOK FamFG/
Sieghörtner, 34. Ed. 1.4.2020, FamFG § 89 Rn. 16, 17; Staudinger/Dürbeck 
(2019) BGB § 1684 Rn. 42; Cirullies, FamRB 2020, 241, 244). 

Nur wenn ganz besondere, atypische Umstände vorliegen, 
dürfte ein Absehen von der Verhängung von Ordnungsmitteln 
gerechtfertigt sein. Im Übrigen kann den Besonderheiten des 
Einzelfalls bei der Bemessung der Höhe des Ordnungsgeldes 
Rechnung getragen werden. Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat die grundsätzliche Verpflichtung der Mit-
gliedstaaten hervorgehoben, Entscheidungen zum Umgangs-
recht zügig und effektiv durchzusetzen 

(EGMR NJW 2017, 3699; EGMR FamRZ 2015, 469). 

Eine fehlende Durchsetzung gerichtlicher Entscheidungen 
birgt gerade in Kindschaftssachen die besondere Gefahr eines 
langfristigen Vertrauensverlustes in die Justiz. Gerade in der 
besonderen Situation der Corona-Pandemie besteht in be-
sonderer Art und Weise die Gefahr der Entfremdung des um-
gangsberechtigten Elternteils vom Kind, der die Justiz effektiv 
entgegenwirken muss.
	 5. Die Auswahl des Ordnungsmittels und dessen Höhe 
stehen im Ermessen des Familiengerichts 

(Staudinger/Dürbeck (2019) BGB § 1684 Rn. 547; OLG Koblenz FamRZ 
2016, 1104). 

Maßgeblich sind die Umstände des Einzelfalles. In die Abwä-
gung miteinzubeziehende Kriterien sind die hinter der Miss-
achtung stehende Willensentschlossenheit, der Grad des 
Verschuldens, Art und Umfang des Verstoßes, die wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Pflichtigen 

(Staudinger/Dürbeck (2019) BGB § 1684 Rn. 547; EGMR FamRZ 2015, 
469), ein etwaiges Mitverschulden des anderen Teils und die Wirkungs-
losigkeit bisheriger Ordnungsmaßnahmen (OLG Koblenz FamRZ 2016, 
1104; OLG Jena NZFam 2015, 1174).

Unter Berücksichtigung dieser Umstände erscheint es dem 
Senat angemessen, für den Verstoß am 14. Februar 2020 ein 
Ordnungsgeld in Höhe von 100 € und für die Verstöße am  
27. März 2020 und 10. April 2020 ein Ordnungsgeld in Höhe 
von jeweils 75 € zu verhängen.
	 Zugunsten der Kindesmutter hat der Senat berücksichtigt, 
dass sie sich sowohl hinsichtlich des Umgangs am 14. Februar 
2020 sowie auch hinsichtlich der Umgänge am 25. März und 
10. April 2020 darum bemüht hat, anderweitige Absprachen 
mit dem Kindesvater zu finden. Der Senat hat aus diesem 
Verhalten den Eindruck gewinnen können, dass die Kindes-
mutter das Umgangsrecht des Kindesvaters vom Grundsatz 
her akzeptiert und Umgangskontakten nicht grundsätzlich 
ablehnend gegenübersteht. Auch wäre es dem Kindesvater 
durchaus zumutbar gewesen, in eine von verantwortungsbe-
wussten Kindeseltern grundsätzlich zu erwartende sachliche 
Kommunikation über die auftretenden Schwierigkeiten ein-
zutreten. Weiter sind zugunsten der Kindesmutter die eher 
eingeschränkten wirtschaftlichen Verhältnisse und der eher 
geringe Grad ihres Verschuldens zu berücksichtigen. Auch ist 
die Motivlage der Kindesmutter (Ermöglichung der Geburts-
tagsfeier für das Kind und Schutz der Gesundheit) für den Se-
nat nicht völlig unverständlich. Allerdings hat die Kindesmutter 
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hierbei die berechtigten Interessen des Kindesvaters außer 
Acht gelassen. Hinsichtlich der Verstöße am 27. März 2020 
und am 10. April 2020 hat der Senat die außergewöhnliche 
und neue Situation im Zusammenhang mit der Corona-Pan-
demie berücksichtigt.
	 Trotzdem hält der Senat die Verhängung eines im unteren 
Bereich anzusetzenden Ordnungsgeldes für geboten, um der 
Kindesmutter zu verdeutlichen, dass sie eine familiengericht-
lich gebilligte Umgangsregelung nicht eigenmächtig außer 
Kraft setzen kann. Auch zur Vermeidung etwaiger Kontakt-
abbrüche zwischen dem umgangsberechtigten Elternteil und 
dem Kind bedarf es der Verhängung eines Ordnungsgeldes.

	 Die Festsetzung der ersatzweisen Ordnungshaft folgt aus  
§ 89 Abs. 1 S. 1 FamFG.
	 Die Kostenentscheidung für das erstinstanzliche Ord-
nungsmittelverfahren und das Beschwerdeverfahren folgt aus 
§§ 92 Abs. 2, 87 Abs. 5, 81 Abs. 1 S. 1 FamFG. Da die Kindes-
mutter im Beschwerdeverfahren unterlegen ist, entspricht es 
der Billigkeit, ihr die Kosten des Beschwerdeverfahrens aufzu-
erlegen. Die Festsetzung eines Verfahrenswertes ist entbehr-
lich, da bei einem Erfolg der sofortigen Beschwerde keine ge-
richtlichen Gebühren anfallen.
	 Die Rechtsbeschwerde ist gemäß § 87 Abs. 4 FamFG, 574 
Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 ZPO zuzulassen.

Sozialgerichtsbarkeit
ZPO § 120; RVG §§ 15, 16

Die Tätigkeit des beigeordneten Rechtsanwalts im Ver-
fahren auf Überprüfung, ob sich die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Mandanten geändert 
haben, ist keine gesondert zu vergütende neue Angele-
genheit im Sinne von § 15 Abs. 5 Satz 2 RVG.
SchlHLSG, 5. Senat, Beschluss v. 3. Dezember 2018 – L 5 SF 92/18 B E –, Ti.

	 Gründe

	 I. Die Beteiligten streiten über eine Vergütung des Erinne-
rungsführers aus der Landeskasse. Der Erinnerungsführer 
war der Klägerin in dem Klageverfahren S 17 R 399/10 vor 
dem Sozialgericht Kiel im Wege der Prozesskostenhilfe durch 
Beschluss vom 16.5.2012 als Prozessbevollmächtigter beige-
ordnet worden. Das Verfahren endete durch Klagerücknahme 
gemäß § 102 Abs. 2 SGG. Mit Beschluss der Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle vom 3.12.2012 wurde die rechtsanwalt-
liche Vergütung auf 226,10 EUR festgesetzt.
	 Im Rahmen des PKH–Überprüfungsverfahrens nach § 120  
Abs. 4 ZPO a.F. wurde der Erinnerungsführer um Auskunft 
zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen der 
Klägerin gebeten. Ohne hierauf näher einzugehen beantrag-
te er daraufhin eine Vergütung in Höhe von 285,60 EUR. Mit 
Beschluss vom 23.1.2015 lehnte die Urkundsbeamtin der Ge-
schäftsstelle dies ab, weil es sich bei dem Überprüfungsver-
fahren um dieselbe Angelegenheit wie in dem Verfahren über 
die Prozesskostenhilfe handele und die weitere Tätigkeit des 
Anwalts auch keine neue Angelegenheit entsprechend § 15 
Abs. 5 RVG darstelle. Hiergegen hat der Erinnerungsführer 
am 13.02.2015 Erinnerung mit der Begründung eingelegt, 
dass § 15 Abs. 5 RVG gerade für diesen Fall geschaffen wor-
den sei. Der Kostenprüfungsbeamte bei dem Schleswig–Hol-
steinischen Landessozialgericht hat sich der Auffassung der 
Urkundsbeamtin angeschlossen.
	 Das Sozialgericht hat mit Beschluss vom 15.03.2018 die 
Erinnerung zurückgewiesen und zur Begründung ausgeführt: 
Das Verfahren über die PKH sei im Siebenten Titel des Zwei-
ten Abschnitts des Ersten Buches der ZPO in den §§ 114 bis 
127a geregelt und umfasse daher auch das PKH–Überprü-
fungsverfahren im Sinne des § 120 Abs. 4 ZPO a.F.. Damit 
komme ein weiterer Vergütungsanspruch nicht in Betracht. 
Ein solcher ergebe sich auch nicht aus § 15 Abs. 5 RVG. Denn 
Angelegenheit im Sinne dieser Vorschrift sei vorliegend ge-
mäß § 16 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RVG das gesamte PKH–Verfah-
ren. Dies ende nicht mit der Bewilligung der PKH, sondern 
schließe das Überprüfungsverfahren mit ein.
	 Gegen den ihm am 3.4.2018 zugestellten Beschluss richtet 
sich die Beschwerde des Erinnerungsführers, eingegangen 
beim Sozialgericht Kiel am 11.4.2018. Zur Begründung neh-

men der Erinnerungsführer und der Kostenprüfungsbeamte 
jeweils Bezug auf ihr bisheriges Vorbringen.
	 II. Die form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde ist zu-
lässig, aber unbegründet. Zu Recht hat das Sozialgericht die 
beantragte Vergütungsfestsetzung abgelehnt, weil die Tätig-
keit des Erinnerungsführers im PKH-Überprüfungsverfahren 
bereits durch die im Dezember 2012 bewilligte Vergütung ab-
gegolten ist.
	 Nach § 15 Abs. 2 RVG kann ein Rechtsanwalt Gebühren in 
derselben Angelegenheit nur einmal fordern. § 16 Nr. 2 RVG 
bestimmt für Verfahren über die Prozesskostenhilfe und das 
Verfahren, für das die Prozesskostenhilfe beantragt worden 
ist, dass es sich um dieselbe Angelegenheit handelt, wenn 
der Rechtsanwalt, wie hier, auch im Hauptsacheverfahren 
mandatiert war. Zum Prozesskostenhilfeverfahren zählt auch 
das Verfahren auf Abänderung oder Aufhebung der Verfah-
renskostenhilfe 

(Hartmann, Kostengesetze, § 16 RVG Rz. 4). 

Dass das PKH-Überprüfungsverfahren zum selben Rechtszug 
wie das Ausgangsverfahren gehört, hat der BGH ebenfalls 
entschieden 

(Beschluss vom 8.12.2010 – XII ZB 38/09 –).

Zutreffend hat das Sozialgericht auch einen Vergütungs-
anspruch aus § 15 Abs. 5 RVG verneint. Nach Satz 1 dieser 
Vorschrift erhält ein Rechtsanwalt, der beauftragt wird, in der-
selben Angelegenheit weiter tätig zu werden, nachdem er 
in der Angelegenheit bereits tätig geworden ist, nicht mehr 
an Gebühren, als er erhalten würde, wenn er von vornherein 
hiermit beauftragt worden wäre. Nach § 15 Abs. 5 Satz 2 RVG 
gilt aber die weitere Tätigkeit als neue Angelegenheit, wenn 
der frühere Auftrag seit mehr als 2 Kalenderjahren erledigt ist. 
Die Voraussetzungen dieser Ausnahmevorschrift sind jedoch 
vorliegend nicht erfüllt.
	 Zum einen fehlt es bereits an einer neuen bzw. erweiter-
ten Auftragserteilung durch die Klägerin des Hauptsachever-
fahrens, da die Tätigkeit im Überprüfungsverfahren noch zum 
Ausgangsverfahren, wie ausgeführt, gehört. Eine nochmalige 
ausdrückliche Auftragserteilung ist offensichtlich auch nicht er-
folgt, da der Erinnerungsführer, wie er dem Sozialgericht mit 
Schriftsatz vom 5.1.2017 mitgeteilt hat, keinen Kontakt mehr 
zur Klägerin hat. Zudem ist der frühere Auftrag auch nicht erle-
digt i.S.d. § 15 Abs. 5 Satz 2 RVG, da zum Auftrag die Abwick-
lung des Abänderungs– und Überprüfungsverfahrens nach  
§ 120 ZPO a.F. bzw. jetzt §§ 120a und 124 ZPO gehört. Dies 
entspricht der weit überwiegenden Rechtsprechung 

(vgl. etwa OLG Nürnberg, Beschluss vom 27.8.2018 – 10 WF 973/18; OLG 
Frankfurt, Beschluss vom 11.10.2016 – 2 WF 237/16), 

der sich der Senat anschließt. Umfasst das PKH–Verfahren 
nämlich nicht nur das Verfahren bis zur Entscheidung über 
den Antrag auf PKH, sondern auch das sich anschließende 
Verfahren zur Überprüfung der Bewilligung gemäß § 120  
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Abs. 4 ZPO a.F., fehlt es an der nach § 15 Abs. 5 Satz 2 1. Halb-
satz notwendigen Erledigung des früheren Auftrags, die näm-
lich keineswegs mit Abschluss des Hauptsacheverfahrens 
eintritt, sondern erst mit Beendigung des 4 Jahre andauern-
den Überprüfungsverfahrens, so dass die Frist des § 15 Abs. 5  
Satz 2 RVG frühestens mit Beendigung des Überprüfungs-
verfahrens beginnt. Auch der Zweck des § 15 Abs. 5 Satz 2 
RVG gebietet kein anderes Ergebnis. Dieser Zweck besteht 
nämlich darin, den erneuten Aufwand zu vergüten, der dem 
Rechtsanwalt bei einer vollständigen Wiedereinarbeitung in 
das Mandat nach einem langen Zeitraum entsteht 

(Mayer in Gerold/Schmidt, RVG-Kommentar § 15 Rz. 125). 

Das Tätigwerden des Rechtsanwalts im Überprüfungsverfah-
ren erfordert aber keine vollständige Wiedereinarbeitung in 
das bereits abgeschlossene Mandat. Die Sach- und Rechts-
lage bzgl. des Verfahrens, für das hier Prozesskostenhilfe be-
willigt worden war, ist nicht mehr zu prüfen. Vielmehr bezieht 
sich die anwaltliche Vertretung im Überprüfungsverfahren le-
diglich auf die wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Verfah-
renskostenhilfe, ohne dass der Rechtsanwalt sich in sämtliche 
Einzelheiten des Mandats neu einarbeiten muss 

(OLG Frankfurt aaO).

VI. Mitteilungen der Schleswig-Holsteinischen Notarkammer
Änderung der Beitragsordnung der 

Schleswig-Holsteinischen Notarkammer

(SchlHA 2020 S. 284)

	 Aufgrund des Beschlusses der ordentlichen Mitgliederver-
sammlung der Schleswig-Holsteinischen Notarkammer vom 
10. Juni 2020 wird die Beitragsordnung der Notarkammer 
in der Fassung vom 29.5.2002, zuletzt geändert durch Be-
schluss der Mitgliederversammlung vom 14.6.2017, wie folgt 
geändert:
	 Der Beitrag zur Schleswig-Holsteinischen Notarkammer 
wird für das Geschäftsjahr 2020 auf 950,00 € festgesetzt und 
die Beitragsordnung der Notarkammer in Ziffer I. Mitglieds-

beiträge (2) hinsichtlich des Betrages entsprechend geändert. 
Die vorgenannte Ziffer erhält folgende Fassung:

I.
Mitgliedsbeiträge

	 (2) Als Mitgliedsbeitrag ist von jeder Notarin und von jedem 
Notar im Kammerbezirk für das Kalenderjahr (Geschäftsjahr) 
ein Betrag von 950,00 € zu entrichten.

	 Ausgefertigt am 10. Juni 2020

	                                         Dr. Claus Cornelius
	�  Präsident der Schleswig-Holsteinischen
	                                             Notarkammer
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Metzler-Müller /Rieger/Seeck/Zentgraf

Beamtenstatusgesetz
Kommentar

5. Auflage 2020, 634 Seiten, kartoniert, 69,– €, ISBN 978-3-8293-1513-5

erschienen im Kommunal- und Schulverlag, Wiesbaden

Der Kommentar Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) ist für den Rechtsanwender in der Verwaltungspraxis sowie für den gesam-
ten öffentlichen Dienst in den Bundesländern eine kompetente und wichtige Orientierungs- und Arbeitshilfe.
Bei der Erläuterung der einzelnen Vorschriften des Beamtenstatusgesetzes orientieren sich die Verfasser dabei vor allem auch 
an den Bedürfnissen und Interessen der Kommunalverwaltungen in den Ländern. Der Titel beinhaltet eine Einführung mit der 
Historie, der Gesetzesentstehung und dem Inhalt des Beamtenstatusgesetzes. Die Kommentierungen sind praxisnah aus-
gestaltet unter Einbeziehung von entsprechenden Beispielen und Übersichten. Im Anhang sind die Texte der ergänzenden 
Rechtsvorschrfiten abgedruckt. Ein Stichwortverzeichnis ermöglicht es dem Benutzer, sich den Inhalt des Werkes zu erschlie-
ßen.
Die Kommentierung erleichtert damit den praktischen Aufgabenvollzug, denn es müssen immer zwei Gesetze parat sein: 
das Beamtenstatusgesetz und das jeweilige Landesbeamtengesetz. Der Kommentar wendet sich an alle mit der Materie 
befassten Personen, insbesondere an Mitarbeiter in Kommunalverwaltungen und Landesbehörden, an Rechtsanwälte, Auszu-
bildende und Studierende.

Prof. Dr. Karin Metzler-Müller und Renate Zentgraf lehren an der Hessischen Hochschule für Polizei und Verwaltung, Abteilung 
Mühlheim. Dr. Reinhard Rieger leitete beim Senat der Freien und Hansestadt Hamburg im zentralen Personalamt die Abteilung 
Dienst- und Tarifrecht. Seit vielen Jahren ist er Lehrbeauftragter für öffentliches Dienstrecht an der Hochschule für angewandte 
Wissenschaften und der Polizeiakademie in Hamburg. Erich Seeck war Leiter des Dienstrechtsreferats im Innenministerium 
und im Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein. Dr. Reinhard Rieger und Erich Seeck haben als zuständige Referats-
leiter auch das Gesetzgebungsverfahren zum Beamtenstatusgesetz im Vorfeld und im parlamentarischen Verfahren begleitet.

Buchanzeige

Hartmann/Toussaint

Kostenrecht: KostR
50. Auflage, 2020, XXIII, 2365 S., Hardcover (in Leinen) 155,– €, ISBN 978-3-406-74832-5

erschienen im C. H. Beck Verlag, München

Der Klassiker des Kostenrechts informiert umfassend und jährlich neu über alle praxisrelevanten Kostenvorschriften: Ge-
richtskostengesetz, Gesetz über Gerichtskosten in Familiensachen, Gerichts- und Notarkostengesetz, Kostenvorschriften des 
Arbeitsgerichts-, Sozialgerichts- und Landwirtschaftsverfahrensgesetzes, Rechtsanwaltsvergütungsgesetz, Entschädigung 
der Handelsrichter, Gerichtsvollzieherkostengesetz, Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz, Insolvenzrechtliche Vergü-
tungsverordnung, Patentkostengesetz, Justizverwaltungskostengesetz, Durchführungs- und Beitreibungsvorschriften sowie 
Gebührentabellen.
Die 50. Auflage berücksichtigt mit Stand Januar 2020 die zahlreichen Gesetzesänderungen, die insbesondere das GKG erfährt, 
und die neueste Rechtsprechung. Aktuell eingearbeitet sind u.a.
–	 das Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren vom 9.12.2019
–	 das Gesetz zur Modernisierung des Strafverfahrens (mit dem neuen § 53a RVG) und
–	 das Gesetz zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung, jeweils vom 10.12.2019.

Das Werk wendet sich an Richter, Rechtsanwälte, Notare, Rechtspfleger, Bezirksrevisoren, Kostenbeamte, Bürovorsteher, Ge-
richtsvollzieher, Rechtsanwaltsfachangestellte, Sachverständige sowie an Insolvenzverwalter.
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Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Holstein
Kommentar

Stand: inkl. 34. Nachlief. Feb. 2020, 1554 Seiten, Loseblattausgabe (in 2 Ordnern), 119,– €, ISBN 978-3-88061-514-4

erschienen im Kommunal- und Schul-Verlag, Wiesbaden

Das Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Holstein beinhaltet die Grundlagen für das gesamte Verwaltungshandeln des Lan-
des, der Kommunen und Körperschaften ohne Gebietshoheit, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. So sind im 
Landesverwaltungsgesetz u.a. das Verwaltungsverfahren, die Verwaltungszustellung, das Recht der Gefahrenabwehr und die 
Verwaltungsvollstreckung geregelt.
Sinn und Zweck des Kommentars „Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Holstein“ ist es, die landesrechtlichen Bestimmun-
gen in einen überschaubaren Gesamtzusammenhang zu bringen und sie der Verwaltungspraxis in Schleswig-Holstein in einer 
kompetenten, praxisnahen und allgemein verständlichen Form nahe zu bringen, wobei immer auf den aktuellen Stand des 
Werks geachtet wird.
Damit kann die Verwaltung zielgerichtet Probleme der Verwaltungsorganisation und des Verwaltungshandelns lösen.
Die hohe Kompetenz der Verfasser hat das Werk zum weit verbreiteten Standard-Kommentar für Schleswig-Holstein gemacht. 
Begründet wurde der Kommentar von German Foerster, Ltd. Verwaltungsdirektor a.D., überarbeitet von Gerd-Harald Frieder-
sen, Ministerialrat a.D. und Martin Rohde, Dozent, fortgeführt von Gerd-Harald Friedersen, Ministerialrat a.D., Peter Fischer, 
Oberamtsrat a.D., Helgo Martens, Polizeidirektor, Bundespolizei, Dr. Sönke E. Schulz, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
des Schleswig-Holsteinischen Landkreistages, Falk Stadelmann, Assessor iur., Referatsleiter beim Ministerium für Inneres, 
ländliche Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein  in Kiel, Sabrina Zimmermann, Regierungsrätin, Peter Albert, 
Regierungsdirektor, Anja Mann, Regierungsdirektorin, Rüdiger Knieß, Regierungsdirektor, Prof. Dr. Jochen Beutel, Dozent, 
Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung, Fachbereich Allgemeine Verwaltung.


